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0. Optionen einer Ressourcenstrategie der Bundesregierung – die 
zentralen Ergebnisse im Überblick 
Das Bundesumweltministerium beabsichtigt die Erarbeitung einer thematischen Strategie 
zur Ressourcenschonung („Deutsches Ressourceneffizienzprogramm“; ProgRess). Die vorlie-
gende Arbeit zeigt politikwissenschaftlich basierte Optionen zur Gestaltung einer solchen 
Strategie auf.  
Vorgehensweise 
Ausgehend von einer literaturbasierten Auswertung der politikwissenschaftlichen Erkennt-
nisse zu Erfolg versprechenden politischen Strategien im Allgemeinen sowie zur Best Prac-
tice von Nachhaltigkeitsstrategien im Besonderen werden durch Verknüpfung mit dem An-
satz innovationsorientierter Umweltpolitik des BMU in einem ersten Schritt innovationsori-
entierte thematische Umweltstrategien konzeptualisiert. Zur Entwicklung praxisrelevanter 
Optionen einer Ressourcenstrategie wurde in einem zweiten zentralen Untersuchungs-
schritt eine empirische Strategieanalyse zur Erhebung der strategischen Praxis des BMU 
durchgeführt; hierzu wurden thematische BMU-Strategien evaluiert sowie leitfadengestütz-
te Experteninterviews mit BMU-Akteuren geführt. Der dritte zentrale Untersuchungsschritt 
und eigentliche Kern der Arbeit besteht in der Erarbeitung von Optionen einer Ressourcen-
strategie durch Zusammenführung der Elemente innovationsorientierter thematischer Um-
weltstrategien mit den Ergebnissen der empirischen Strategieanalyse sowie mit der Cha-
rakteristik und den Erfordernissen des Politikfelds Ressourcenschonung.  
Die zentralen Ergebnisse im Überblick 
Politische Strategien beruhen auf Ziel-Mittel-Umwelt-Kalkulationen, die begrenzte 
Rationalitäten, Interaktionen zwischen Akteuren, instabile Rahmenbedingungen und die 
Unvorhersehbarkeit des politischen Prozesses berücksichtigen. Sie sind keine „Pläne“ oder 
„Programme“, sondern werden durch Nachfokussieren, Nachjustieren und Lernen perma-
nent an die sich verändernden Bedingungen angepasst – bei Wahrung und Realisierung ihres 
im Vorhinein festgelegten Grundkerns und Aufrechterhaltung der strategischen Ziele. Stra-
tegiebedarf besteht insbesondere dort, wo politische Probleme nicht mehr isoliert inner-
halb bestehender Ressortgrenzen gelöst werden können. Strategisches Denken und Handeln 
bedarf vor allem der Klarheit über das politische Problem, der Entwicklung geeigneter Zie-
le, ausgeprägter Strategiefähigkeit des strategischen Akteurs sowie seiner Bündnisfähig-
keit, gelungener Kommunikation, einer gesteuerten Partizipation sowie der Aufrechterhal-
tung der Strategie durch geeignete Mechanismen. 
Die Entwicklung innovationsorientierter thematischer Umweltstrategien sollte – unab-
hängig vom jeweiligen Politikfeld – sieben Grundschritte mit jeweils einer Reihe von Stra-
tegieelementen umfassen:  




1. Im ersten Grundschritt ist eine Auseinandersetzung mit dem politischen Problem er-
forderlich, zu dessen Lösung die Strategie beitragen soll.  
2. In einem zweiten Schritt ist die Bildung themenbezogener Strategiefähigkeit not-
wendig, beispielsweise durch die Einrichtung eines strategischen Zentrums.  
3. Der dritte Schritt hat die Definition des strategischen Kerns und der Gestaltungs- 
und Machtziele der Strategie zum Inhalt.  
4. Die im vierten Schritt durchzuführende Lageanalyse sollte sich auf den strategi-
schen Akteur – das BMU – ebenso beziehen wie auf die strategische Umwelt.  
5. Durch Verknüpfung von Zieldefinitionen und Ergebnissen der Lageanalyse kann un-
ter Abwägung zwischen verschiedenen Optionen im fünften Schritt die Grundaus-
richtung der Strategie entwickelt werden.  
6. Im sechsten Schritt werden die eigentlichen Gestaltungselemente der Strategie er-
arbeitet.  
7. Der letzte Schritt der Strategieentwicklung umfasst unter anderem die Erarbeitung 
eines Strategie- und eines Steuerungskonzepts sowie einer Kommunikationsstrategie 
und die Entwicklung von Aktionsplänen und Sektorstrategien. 
Die Abbildung auf der nächsten Seite illustriert diese Grundschritte und die ihnen zugeord-
neten Strategieelemente. 
Thematische Umweltstrategien weisen ein erhebliches Potenzial dafür auf, einen 
Governanceansatz zur effektiven Bearbeitung persistenter Umweltprobleme darzustellen. 
Gegenwärtig schöpfen die vom BMU (mit-) entwickelten Strategien dieses Potenzial aller-
dings bei weitem nicht aus. 





Quelle: eigene Darstellung (ausgehend von Abbildung 20 in Raschke & Tils 2007: 347) 
Aus diesen Grundschritten und Elementen innovationsorientierter thematischer Umwelt-
strategien wurden für die Entwicklung einer thematischen Strategie zur Ressourcen-
schonung konkrete Optionen entwickelt. Für die einzelnen Strategieelemente wird dieje-
nige Option dargestellt, die den durchgeführten Erwägungen zufolge als die Erfolg ver-
sprechendste Ausgestaltung eingeschätzt wird. Die nachfolgende Tabelle führt die Resulta-
te hierzu im Überblick auf. Im Einzelnen dargelegt und begründet werden die Ausgestal-






• Definition und Struktur
• Ursachen und Trendentwicklung
• Legitimation staatlichen Handelns
• Strategiebedarf
• Gegenstandsbereich der Strategie
Ziele und strategischer Kern:









• Akteure, Bündnisse, Umsetzungszuständigkeiten
• Indikatoren
• Monitoring, Evalution und Reflexivität
Strategie:
• Strategiekonzept (veröffentlichtes Dokument)
• Steuerungskonzept (interne Konzeption)
• Kommunikationsstrategie




• Lage des strategischen Akteurs




• Ideen zu grundlegenden Optionen


















- zunächst abiotische Rohstoffe, v.a.  („kritische“) Metalle + Bauminera-
lien 
- Strategie aber nicht auf diese beiden Materialströme verengen, um zu 
vermeiden, dass Ressourcenschonung zu Spezialthema der betroffenen 
Branchen wird 
- spätere schrittweise Ausdehnung auf biotische Rohstoffe, virtuelles 
Wasser und globale Nutzungsfläche denkbar 
Bildung themenbezogener Strategiefähigkeit 
Strategisches Zentrum - BMU-Unterabteilung WA III unter Einbeziehung des Grundsatzreferats 
ZG III 1 
Führungskonzept - Ownership des Ministers incl. seinem Beraternetzwerk herstellen 
Richtungsanbindung - Anbindung an innovationsorientierte Umweltpolitik unproblematisch 
- Die erforderlichen sehr ambitionierten Ziele + Rebound-Gefahr erfor-
dern allerdings, dass über reine win win-orientierte Ansätze weit hin-
ausgegangen wird 
- Vorbereitung auf konfrontat. Situationen; Umgang mit Modernisierungs-
verlierern 
Festsetzung der übergeordneten Ziele und des strategischen Kerns 




- Reduzierung des Verbrauchs ausgewählter abiotischer Rohstoffe um  
-30% bis 2030 und -50% bis 2050 
- Reduzierung der mit der Rohstoffnutzung verbundenen Umweltauswir-
kungen um  
-50% bis 2030 und -80% bis 2050 
- Reduzierung der Materialkosten der deutschen Wirtschaft um ... Mrd. € 
- Deutschland als Technologieführer bei ressourceneffizienten Technolo-
gien 
Machtziele - Etablierung des BMU als zentralem Akteur in Fragen der Ressourcen- 
und Rohstoffnutzung auch gegenüber der Wirtschaft 
Lageanalyse 
Stärken des strategi-
schen Akteurs BMU 
- Ausrichtung auf innovationsorientierte Umweltpolitik 
- win win-Potenziale dieses Politikansatzes mittlerweile gut belegt 
- Grundlagen evidenzbasierter Politikentwicklung sind z.B. durch 
„MaRess“ gelegt 
- Hausleitung befürwortet „Megathema“ Ressourcenschonung 




- Zentrale Ansatzpunkte für Ressourcenpolitik außerhalb der BMU-
Aktionssphäre 
- Trotz Aufwertung in der BMU-Org. personell schwach ausgestattetes 
Themenfeld 
- Ressourcenpolitisch relevante Referate weit über BMU verteilt (z.B. 
zwischen WA und ZG; zwischen Bonn und Berlin) 
Fazit der Stärken und 
Schwächen des BMU 
- Gemeinsame Strategie der gesamten Bundesregierung erforderlich (Fe-
derführung BMU, Umsetzung durch alle Ressorts, Unterstützung durch 
Kanzleramt) 





schen Umwelt des 
BMU 
- hohe Anzahl potenzieller Verbündeter 
- Potenzielle Verbündete können bei stärkeren politischen Eingriffen 
oder gar strukturellen Veränderungen schnell zu Gegnern werden 
Gelegenheitsfenster 
zur Lancierung der 
Strategie in breiterer 
Öffentlichkeit 
- „Rio +20“-Konferenz 2012 
- Jahreskonferenzen des RNE 2011 und 2012 
- Fortschrittsbericht zur Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie 2012 
Grundausrichtung der Strategie 
Ziel-Lage-Analyse - Die notwendigerweise sehr ambitionierten Gestaltungsziele werden 
durch inkrementelle, win win-orientierte, allein anreizbasierte Steige-
rungen der Ressourceneffizienz durch Prozess- und Produktinnovationen 
allein nicht zu erreichen sein 
- Daher wird die Initiierung von Systeminnovationen erforderlich sein 
- Voraussichtlich erhebliche staatliche Eingriffe mit entsprechendem 
Konfliktpotenzial und der Gefahr einer Verwandlung von Verbündeten 
in Gegner erforderlich 
Ideen zu grundlegen-
den Optionen 
- Grundlegende Ausrichtung: Förderung von Umweltinnovationen vorwie-
gend zur Steuerung der Materialströme von "kritischen" Metallen und 
Baumineralien zunächst mittels konfliktarmer Politikinstrumente 
- Gewichtung zwischen Effizienz (Output pro Input), Konsistenz ("Quali-
tät" von Materialströmen bzgl. Verträglichkeit mit natürlichen Stoff-
strömen) und Suffizienz (Lenkung von Verbraucherverhalten hin zu res-
sourcenleichteren Produkten, Beschäftigungen + Verhaltensweisen) er-
öffnet verschiedene Grundausrichtungen 
- Visionen der deutschen Volkswirtschaft im Jahr 2050 mit Erreichung der 
übergeordneten Gestaltungsziele, aber Unterschieden in der Entwick-
lung wichtiger Wirtschaftssektoren, neuer Technologien oder gesell-
schaftlicher Verhältnisse könnten Optionenentwicklung fördern 
Bewertung, Abwägung 
und Auswahl 
- Effizienzorientierung entspricht innovationsorientierter Umweltpolitik 
- Die notwendigerweise drastische Senkung des Ressourcenverbrauchs 
vorrangig durch Effizienzmaßnahmen zu erreichen, stellt (inbesondere 
bei Wirtschaftswachstum und Rebound-Effekten) historische Herausfor-
derung dar 
- Daraus folgen sehr hohe Ansprüche an Design + Instrumentenmix der 
Strategie 
Gestaltungselemente 
Instrumente Instrumentenmix kumulierender Lösungsansätze mit diesen Grundsätzen: 
- Zielgerichtetheit auf Hemmnisabbau 
- Fokussierung auf prioritäre Materialien, Produktgruppen, Produktions-
prozesse 
- Konzentration auf wichtigste Ansatzpunkte im Lebenszyklus von Materi-
alien (Extraktion, Verarbeitung, Entsorgung/Recycling) und Produkten 
(Design, Produktion, Entsorgung/Recycling) 
- breiter innovationsorientierter Instrumentenmix mit regulativem Kern, 
der kapazitätsschonend (z.B. durch Aktivierung von Selbstregulierung) 
auszugestalten ist 
- sanfter, kooperativer und wissensgenerierender Beginn 
- Nutzung von Gelegenheitsfenstern für Einführung "harter" Instrumente 
- Begrenzung von Rebound-Effekten durch ökonomische Instrumente 
Genaue Instrumentierung und Timing kann aufgrund der Unvorhersehbar-
keit des politischen Prozesses nicht im Vorhinein festgelegt werden. 






- Interministerielle Arbeitsgruppe mit BMU, BMWi, BMVBS, BMELV, BMAS, 
BMF, BMBF, BMZ zur Steuerung des Strategieprozesses unter Federfüh-
rung des BMU 
- Staatssekretärsausschuss für nachhaltige Entwicklung nutzen 
- Weitere institutionelle Formen incl. Vertretern der Bundesländer und 
nichtstaatlicher Akteure („Ressourcenkommission“/“-komitee“) 
- Sektorstrategien (s.u.) 
Vertikale  
Integration 
- Bundesländer zur Aufstellung von Ressourcenzielen motivieren (UMK 
nutzen), „Wettbewerbssituation“ zwischen Ländern bzw. ein Voneinan-
der-Lernen initiieren 
- Stärkung des UNEP-Resource Panel 
Strategievernetzung - Vernetzung mit europäischen Strategieprozessen als „Anker“ für die 
langfristige Aufrechterhaltung der Strategie 
- Initiierung schwer durchsetzbarer Instrumente durch „bestellte Befeh-
le“ über die europäische Ebene 
- Vernetzung mit der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie 




- Bundeskabinett als Instanz zur Vergabe von Arbeitsaufträgen an die 
Ressorts 
- Bundeskanzlerin als "Botschafterin" im Rahmen von öffentlichen Auftrit-
ten (z.B. bei "Rio +20"-Konferenz, RNE-Jahreskonferenz, "Innovations-
konferenzen" o.ä.) 
- BMWi, BMVBS und ggf. weitere Ressorts zur Umsetzung sektoraler Stra-
tegien oder Aktionspläne 
- Gewerkschaften als Verbündete zur Verschiebung des traditionellen Fo-
kus' von Lohnkosten hin zu Materialkosten deutscher Unternehmen 
- Interessenverbände der Wirtschaft (z.B. BDI, DIHK oder sektorbezogene 
Wirtschaftsverbände) als potenzielle Verbündete, insbesondere als 
mögliche Teilnehmer an sektoralen Innovationsnetzwerken (s.u.) 
- Akteure aus der Wissenschaft könnten der Strategie zusätzliches Ge-
wicht verleihen (z.B. Resource Panel, Wirtschaftsinstitute, Consulting-
unternehmen) z.B. durch Studien, die die wirtschaftlichen Vorteile von 
Ressourceneffizienzmaßnahmen noch stärker als bisher belegen 
Indikatoren - Festlegung auf einen aussagekräftigen Indikator oder „Indikatorkorb“ 




- Berichterstattung durch Statistisches Bundesamt 
- Erstellung von Fortschrittsberichten 
- Regelmäßige Evaluation durch unabhängige Institution 
- Für Sektoraktivitäten Berichterstattung durch Ressort, externe Evalua-
tion 
- Permanente Anpassung und Neuorientierung der Strategie 
Strategie 
Strategiekonzept - Die Gestaltung des Strategiekonzepts als Publikation sollte das Ergebnis 
der Strategieentwicklung gut verständlich und nachvollziehbar darlegen 
- Legitimation politischen Eingreifens begründen 
- Erklärung, warum für dieses Politikfeld strategisches Vorgehen erfor-
derlich ist 
- Darstellung der zentralen Strategieelemente 
- Werbender Charakter; win win-Potenziale der Strategie herausstellen 




Steuerungskonzept - Das Steuerungskonzept resultiert v.a. aus der Verknüpfung und koordi-
nierenden Lenkung von Kommunikationsstrategie, Zeitmanagement und 
Gestaltung von Gelegenheitsfenstern, Aktionsplänen und 
Sektorstrategien 
- Das strategische Zentrum sollte hierzu entsprechende Überlegungen an-
stellen und während des gesamten Strategieprozesses aktualisieren, an 




- Hervorhebung der win win-Potenziale durch entsprechendes Framing 
- „Ressourcen“ aufgrund begrifflicher Unschärfe problematisch 
- „Effizienz“ verbreitet wenig Charme und Aufmerksamkeit 
- „Plan“ oder „Programm“ nur auf kurzfristig angelegte Aktivitäten an-
wenden 
- Möglicher Strategietitel: „Strategie Ressourcenschonung. Rohstoffe 
nachhaltig nutzen“ 
Zeitmanagement und 
Gestaltung von  
Gelegenheitsfenstern 
- Mechanismen zur frühzeitigen Erkennung von Transitionsfenstern, die 
einen leichteren Übergang zu einer innovativen, ressourceneffizienten 
Technologie ermöglichen 
- „Ressourcenradar“ durch Sammlung von Erkenntnissen zu "routinized 
political windows" sowie "spillover problem windows" 
- Nutzung dieser Gelegenheitsfenster zur Einführung harter Instrumente, 
Vernetzung mit anderen Politikprozessen, Integration von Ressourcen-
schonung in sich entwickelnde Produkt-, Prozess-, Systeminnovationen 
Aktionspläne - Erarbeitung für wichtige Teil-/Zwischenziele 
- Z.B. "Aktionsplan ressourcenchonendes Elektroauto" bzw. "... Wohnen" 
Sektorstrategien - Arbeitsaufträge z.B. an BMWi, BMVBS durch Bundeskabinett/Kanzleramt 
zur Durchführung von Sektordialogen z.B. mit Bau-, Metall-, Automobil-
sektor 
- Dabei Initiierung von Debatten über die sektoralen ressourcenbezoge-
nen Innovationspotenziale, verursachten Umweltprobleme, ökonomi-
schen Risiken, potenziellen Krisen, möglichen Lösungen, weiter gehen-
den Perspektiven des Sektors 
- Gründung eines Innovationsnetzwerkes im Sinne des Transition Mana-
gement zur Entwicklung von Visionen + Szenarien sowie alternativer 
Transitionspfade mit kurz- und mittelfristigen Zielen; Initiierung tech-
nologischer und politischer Experimente 
- Begleitung durch Bundesregierung; starke Einbindung der Zivilgesell-
schaft 
- Berichterstattung und Evaluation der Fortschritte 
- Bei Fehlentwicklungen harte Instrumente einsetzen („stick behind the 
door“) 





1.1 Problemstellung und Zielsetzung 
Seit einigen Jahren wird in der Politikwissenschaft vermehrt diskutiert, inwieweit ein 
wachsender Strategiebedarf der politischen Praxis besteht. Aufgrund zunehmend komple-
xer und instabiler Bedingungen der Politik werden strategische Handlungsformen zwar ei-
nerseits schwieriger, andererseits aber auch notwendiger (vgl. Raschke & Tils 2007: 11; 
Speth 2006: 7). Beobachtet wird somit eine zunehmende Diskrepanz zwischen steigendem 
Steuerungsbedarf auf der einen und verminderten Steuerungskapazitäten staatlicher Politik 
auf der anderen Seite (vgl. Kaiser 2007: 13). 
Diese Diskrepanz wird in der Umweltpolitik besonders deutlich. Hier liegen Probleme vor, 
die in besonderem Maße als strukturell langfristig gelten können (vgl. Tils 2005: 20) und ei-
nen hohen Steuerungsbedarf aufweisen. Zugleich ist eine besonders eingeschränkte Steue-
rungsfähigkeit des zentralen nationalstaatlichen Akteurs, nämlich des Umweltministeriums, 
zu konstatieren, da die Ursachen vieler gegenwärtiger Umweltprobleme außerhalb seines 
direkten Wirkungsbereichs liegen. Insbesondere "persistente Umweltprobleme" mit ihrer 
meist geringen Sichtbarkeit und komplexen Problemstruktur erfordern daher eine strategi-
sche Herangehensweise etwa durch Einbindung einer Vielzahl von Akteuren, das Schließen 
von Bündnissen und neue Ansätze zur Einwirkung in die jeweiligen Verursacherbereiche 
(vgl. SRU 2002: Tz. 5ff.). 
Diese Besonderheiten dürften der Grund dafür sein, dass über die Entwicklung nationaler 
Nachhaltigkeitsstrategien hinaus zunehmend auch Umweltstrategien zu einzelnen Proble-
men entwickelt werden. Zu erwähnen sind hier etwa die "thematischen Strategien" des VI. 
Umweltaktionsprogramms der Europäischen Union (EU). Auch das Bundesumweltministeri-
um (BMU) entwickelt seit mehreren Jahren thematische Umweltstrategien – teils aufgrund 
europäischer oder internationaler Vorgaben, teils aus eigenem Antrieb. 
Unter "thematischen Strategien" werden hier Strategien verstanden, die auf die Bearbei-
tung eines speziellen politischen Problems oder Themas abzielen und von einem Teil (ein 
oder mehrere Ressorts) oder einer gesamten Regierung – auch unter Einbindung externer 
Akteure – entwickelt und umgesetzt werden.  
Der Entwicklung von Strategien in der politischen Praxis steht ein derzeit erst frühes Ent-
wicklungsstadium politikwissenschaftlicher Auseinandersetzung mit Strategien gegenüber 
(vgl. Raschke & Tils 2007: 77;  Tils 2005: 41). Strategieanalyse als politikwissenschaftlicher 
Ansatz soll Defizite der strategischen Praxis identifizieren helfen und zur Optimierung der 
strategischen Praxis beitragen (vgl. Raschke & Tils 2007: 15f.; Jacob & Jörgens 2011: 25). 
Die vorliegende Arbeit zieht den Ansatz der Strategieanalyse heran, um Grundlagen zur 
Optimierung der strategischen Praxis in einem ausgewählten Politikfeld entwickeln. Hierzu 
werden politikwissenschaftlich basierte Optionen der Entwicklung einer politischen Strate-
gie zur Ressourcenschonung erarbeitet. Dieses Politikfeld ist als Gegenstand der Betrach-




tung besonders geeignet, da im BMU hierfür aktuell die Entwicklung eines „Deutschen Res-
sourceneffizienzprogramms“ (ProgRess; BMU 2011b) vorbereitet wird. Ziel ist die Minimie-
rung von Umweltbeeinträchtigungen durch die Gewinnung und Verarbeitung von Rohstof-
fen. Die Bundesregierung sieht vor, über dieses Programm rechtzeitig vor der UN-
Konferenz für nachhaltige Entwicklung im Juni 2012 („Rio +20“) zu entscheiden (vgl. BR 
2010b: 15).  
Entnahme, Verarbeitung, Transport, Konsum und schließliche Verwertung oder Beseitigung 
der Abfälle von Rohstoffen und den aus ihnen hergestellten Produkten und Infrastrukturen 
– also der gesamte Lebensweg – ist mit vielfältigen direkten und indirekten, lokalen und 
globalen Umweltauswirkungen verbunden: von der Zerstörung von Ökosystemen und Schad-
stofffreisetzungen am Abbauort über die Emission von Treibhausgasen bei der Verarbeitung 
und Nutzung bis hin Entstehung von Abfällen am Ende des Lebenszyklus'. Zudem droht die 
Verknappung einiger nicht erneuerbarer Rohstoffe, und bei erneuerbaren Rohstoffen wird 
die Regenerationsrate teilweise deutlich überschritten.  
Die nachhaltige Bewirtschaftung der natürlichen Ressourcen und Rohstoffe stellt eine ak-
tuelle umweltpolitische Herausforderung dar (vgl. z.B. SERI et al. 2009). Bislang wurden al-
lerdings in lediglich punktueller, inkohärenter und wenig steuerungswirksamer Form Poli-
tikinstrumente implementiert (vgl. Roßnagel & Sanden 2007), und die Entwicklung und 
Etablierung von "Ressourcenpolitik" als eigenständigem Politikfeld steht erst am Anfang 
(vgl. Bleischwitz et al. 2009a: 6-28). Das BMU beabsichtigt, Ressourcenschonung als – ne-
ben Klimaschutz und Erhalt der biologischen Vielfalt – drittes umweltpolitisches "Megathe-
ma" aufzubauen1. Da die Reduzierung des Ressourcenverbrauchs vor allem durch Entwick-
lung innovativer Technologien erreicht werden soll (vgl. Röttgen 2010: 13f.), ist davon aus-
zugehen, dass eine entsprechende thematische Strategie an dem vom BMU insgesamt ver-
folgten Ansatz einer innovationsorientierten Umweltpolitik auszurichten sein wird. Ziel 
dieses Ansatzes ist es, durch forcierten technischen Wandel nicht nur zu Umweltentlas-
tung, sondern auch zur Stärkung von Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung 
beizutragen (vgl. BMU 2009). 
Die Erarbeitung von Optionen der Entwicklung einer politischen Strategie zur Ressourcen-
schonung in der vorliegenden Arbeit geht daher vom derzeitigen Forschungsstand zu politi-
schen Strategien im Allgemeinen und von zentralen politikwissenschaftlichen Erkenntnissen 
zur Best Practice von Umwelt- und Nachhaltigkeitsstrategien sowie zur Gestaltung innova-
tionsorientierter Umweltpolitik aus. Aus der Verknüpfung dieser drei Zugänge werden mög-
liche Elemente innovationsorientierter thematischer Umweltstrategien abgeleitet. 
Vor diesem theoretischen Hintergrund wird im Sinne einer "empirischen Strategieanalyse" 
zum einen das strategische Praxiswissen zentraler Akteure im BMU erhoben. Zum anderen 
wird durch Analyse publizierter Strategiedokumente des BMU die bisherige Best Practice 
zur Entwicklung thematischer Umweltstrategien ermittelt, die als Referenzpunkt für die 
                                            
1  Auskunft von Strategieakteuren des BMU (vgl. Kapitel 6.3). 




Entwicklung einer Strategie zur Ressourcenschonung angesehen wird. Im Sinne einer "prä-
skriptiven Strategieanalyse" werden dann aus der Verknüpfung der theoretisch abgeleiteten 
Elemente innovationsorientierter thematischer Umweltstrategien, der strategischen Praxis 
des BMU und den Erfordernissen des Politikfelds Ressourcenschonung die Optionen der 
Entwicklung einer politischen Ressourcenstrategie erarbeitet. Ein "präskriptiver" Analyse-
zugang ist "an den Orientierungen der Akteure angelehnt und auf optimierende Gestal-
tungs- und Handlungsanweisungen gerichtet"; die Analyseergebnisse "münden in rahmen-
strategischen Erwägungen, die weder völlig durchgeplant sind noch völlig unstrukturiert 
bleiben, aber auf rational unstrittige Aspekte zu verweisen suchen" (Tils 2005: 78f.). 
Die Arbeit geht insgesamt von einer rationalistischen Perspektive aus: Der Zweck einer 
neuen Strategie zur Ressourcenschonung wird darin gesehen, möglichst präzise definierte, 
terminierte Ziele der Ressourcenschonung mittels konkreter Instrumentierung und Aufga-
benverteilung zu verfolgen, um messbare Erfolge herbeizuführen. Die Alternative einer 
konstruktivistischen Perspektive würde eher auf eine Strategie abzielen, die das Thema 
Ressourcenschonung in die Öffentlichkeit bringt und bei vager Problem-, Ziel-, Instrumen-
ten- und Verantwortlichkeitsbeschreibung um Zustimmung wirbt. Eine allein konstruktivis-
tisch ausgerichtete Strategie würde auf dem Stand verbleiben, den bereits die "Strategie 
Ressourceneffizienz" des BMU (2008a) eingenommen hatte. Die in der vorliegenden Arbeit 
verfolgte Sichtweise geht jedoch davon aus, dass eine neue Ressourcenstrategie konkrete 
Ziele und Maßnahmen verfolgen sollte. Überdies folgt diese Perspektive der Auffassung, 
dass strategisches Handeln eine Unterform zweckrationalen Handelns darstellt (vgl. Rasch-
ke & Tils 2010: 363) und zum Verfolgen präziser Ziele dienen sollte (vgl. Raschke & Tils 
2007: 145), auch wenn davon auszugehen ist, dass strategische Akteure grundsätzlich nur 
sehr eingeschränkt in der Lage sind, rationale strategische Kalkulationen anzustellen (vgl. 
Wiesendahl 2010: 37). 
1.2 Fragestellung und Untersuchungsaspekte 
Die Fragestellung der vorliegenden Arbeit lautet: "Welche Optionen der Entwicklung einer 
politischen Strategie des Bundesumweltministeriums zur Ressourcenschonung können auf 
Grundlage politikwissenschaftlicher Erwägungen benannt werden?" 
Der Begriff "Option" soll betonen, dass die in dieser Arbeit dargelegte Vorgehensweise und 
Gestaltung einer solchen Strategie lediglich eine Möglichkeit, eine Option darstellt. Poli-
tikwissenschaftliche Erwägungen ergeben nicht "die eine, richtige" Konzeption einer Res-
sourcenstrategie. Sowohl in der Grundausrichtung als auch hinsichtlich von Einzelelemen-
ten wären immer auch andere Optionen möglich und begründbar. Das Aufzeigen einer gan-
zen Palette alternativer Optionen ist allerdings nicht vorrangiges Ziel der Arbeit. Für die 
überwiegende Zahl der Strategieelemente wird lediglich eine Option dargestellt, die den 
durchgeführten Erwägungen zufolge als die Erfolg versprechendste Ausgestaltung einge-
schätzt wird. 




Zur Beantwortung der Fragestellung dieser Arbeit ist die Bearbeitung von drei Untersu-
chungsaspekten erforderlich: 
• Welche wichtigen Elemente thematischer Umweltstrategien können auf Grundlage 
der politikwissenschaftlichen Auseinandersetzung mit Strategien, mit der Best Prac-
tice von Nachhaltigkeitsstrategien sowie mit innovationsorientierter Umweltpolitik 
identifiziert werden? 
• Die Bearbeitung dieser Frage dient dazu, zunächst unabhängig vom Politikfeld Res-
sourcenschonung herauszuarbeiten, welche Elemente thematische Umweltstrate-
gien umfassen sollten. Dabei werden Erkenntnisse zu Erfolg versprechenden politi-
schen Strategien im Allgemeinen sowie zur Best Practice von Nachhaltigkeits-
strategien im Besonderen mit dem Grundansatz des BMU, der innovationsorientier-
ten Umweltpolitik, verknüpft. 
• Wie stellt sich die Praxis des BMU bei der Erarbeitung thematischer Umweltstrate-
gien dar, und welche Vorstellungen von BMU-Akteuren zu Entwicklung und Ausge-
staltung einer Ressourcenstrategie sind zu berücksichtigen, um praxisrelevante Op-
tionen zu erarbeiten? 
• Die Bearbeitung dieser Frage zielt darauf ab, die strategische Praxis des BMU und 
die dort bereits angestellten Überlegungen zu einer Ressourcenstrategie in die Ent-
wicklung der Optionen mit einzubeziehen. Hierdurch soll das Erarbeiten praxisfer-
ner Optionen vermieden werden. 
• Welche Optionen einer thematischen Strategie zur Ressourcenschonung ergeben 
sich aus der Beantwortung der Forschungsfragen 1 und 2 in Verknüpfung mit der 
Aufbereitung des Politikfelds Ressourcenschonung? 
• Die Bearbeitung dieser Frage hat die Entwicklung der zentralen Ergebnisse der vor-
liegenden Arbeit zum Ziel: Die Erarbeitung von Optionen einer Ressourcenstrategie 
durch Zusammenführung der Elemente innovationsorientierter thematischer Um-
weltstrategien mit dem Politikfeld Ressourcenschonung und der BMU-
Strategiepraxis. 
Kapitel 1.3 erläutert die zur Bearbeitung der Forschungsfrage mit den drei benannten 
Untersuchungsaspekten gewählte methodische Vorgehensweise und den darauf beruhenden 
Aufbau der vorliegenden Arbeit. 
1.3 Methodische Vorgehensweise und Aufbau der Arbeit 
Zur Beantwortung der in Kapitel 1.2 aufgeführten Forschungsfrage der vorliegenden Arbeit 
und zur Bearbeitung der dort genannten drei Untersuchungsaspekte wurden verschiedene 
Methoden angewendet, die im Folgenden gemeinsam mit dem Aufbau der Arbeit erläutert 
werden. 




In Kapitel 2 werden auf Basis von Literaturauswertungen die Grundlagen dargestellt, die 
zur Beantwortung vor allem des ersten Untersuchungsaspekts erforderlich sind. In Kapitel 
2.1 wird zunächst der Forschungsstand der politikwissenschaftlichen Auseinandersetzung 
mit Strategien umfassend aufgearbeitet. Im Fokus der Literaturauswertung steht die Frage, 
wodurch sich Erfolg versprechende politische Strategien auszeichnen, was ihre Vorausset-
zungen sind und unter welchen Bedingungen zur Bearbeitung eines bestimmten politischen 
Problems eine Strategie sinnvoll erscheint. Dabei wird auf die beiden bislang vorliegenden 
Ansätze zur Analyse politischer Strategien näher eingegangen: Das "Strategietool für politi-
sche Reformprozesse" von Fischer et al. (2008a) und die "politische Strategieanalyse" von 
Raschke und Tils (2007). 
Anschließend wird in Kapitel 2.2 zusammengetragen, welche politikwissenschaftlichen Er-
kenntnisse zu Erfolgsfaktoren und Best Practice von Nachhaltigkeitsstrategien vorliegen, 
die für eine Ressourcenstrategie wichtig sein können. Die Ermittlung der Erfolgsfaktoren 
und Best Practice von Nachhaltigkeitsstrategien basiert ebenfalls auf der Auswertung von 
Literatur. Dabei wurden keine eigenen Bewertungen von Nachhaltigkeitsstrategien vorge-
nommen, sondern bereits vorliegende Ergebnisse entsprechender Bewertungen zusammen-
getragen. Der Best Practice wird die Situation der deutschen Nachhaltigkeitspolitik gegen-
über gestellt, um zu zeigen, welche Ansätze und Defizite in Deutschland erkennbar sind, 
die bei der Anwendung der Erfolgsfaktoren und Best Practice-Ansätze auch für politikfeld-
übergreifende thematische Umweltstrategien Bedeutung aufweisen können. Für diese Be-
wertung der Situation in Deutschland wird auf entsprechende Einschätzungen in der Litera-
tur zurückgegriffen. Aus der Befassung mit Best Practice und Erfolgsfaktoren von Nachhal-
tigkeitsstrategien werden ferner Vorschläge zur Ausgestaltung strategischer Steuerung in 
der Umweltpolitik aufgeführt. Hierbei wird auf das Jahresgutachten des Sachverständigen-
rats für Umweltfragen 2004 (SRU 2004) zurückgegriffen. 
In Kapitel 2.3  werden anschließend Grundelemente innovationsorientierter Umweltpolitik 
dargestellt, die für eine entsprechend ausgerichtete Strategie relevant sein können. Auch 
diese Darstellung basiert auf Literaturauswertungen. Hierbei wird allerdings nicht der An-
spruch einer umfassenden Aufarbeitung des Forschungsstandes erhoben. Ziel war es, eine 
entsprechende Grundausrichtung thematischer Umweltstrategien im Allgemeinen bzw. ei-
ner Ressourcenstrategie im Besonderen zu ermöglichen. 
In Kapitel 3 werden aus der Verknüpfung der drei Zugänge – politische Strategien im Allge-
meinen, Umwelt- und Nachhaltigkeitsstrategien, innovationsorientierte Umweltpolitik –  
mögliche Elemente Erfolg versprechender innovationsorientierter thematischer Umwelt-
strategien abgeleitet und damit die Bearbeitung des ersten Untersuchungsaspekts geleis-
tet. Da sich aus dieser Zusammenführung nicht eindeutige und intersubjektiv feststehende 
Elemente ableiten lassen, wird eine eigene Auswahl und Zusammenführung als Versuch ei-
ner konsistenten Sammlung von Strategieelementen vorgenommen; diese wird bei Defizi-
ten und Leerstellen der Literatur durch Ergänzungen vervollständigt. Ausgangspunkt und 
Grundgerüst sind die Elemente konzeptioneller Strategiebildung nach Raschke und Tils 




(2007: 344-386). Im Ergebnis werden mögliche Elemente Erfolg versprechender innovati-
onsorientierter thematischer Umweltstrategien benannt, die in ihrer Gesamtheit als konsis-
tenteste Zusammenstellung gelten können. 
Die Grundlagen des Politikfeldes Ressourcenschonung werden in Kapitel 4 aufbereitet. Da-
rin wird auf Basis von Literaturauswertungen neben Begriffsdefinitionen auf Ressourcenin-
anspruchnahme und ihre Umweltauswirkungen (Kapitel 4.1) sowie auf die wirtschaftlichen 
Chancen der Ressourcenschonung (Kapitel 4.2) eingegangen. Auf dieser Grundlage wird in 
Kapitel 4.3 Ressourceninanspruchnahme als politisches Problem charakterisiert, was für die 
Konzipierung einer entsprechenden Strategie von zentraler Bedeutung sein dürfte. Dazu 
wird auf Basis des Ansatzes von Jänicke (2003: 82ff.) zur Charakterisierung von Umwelt-
problemen und des Ansatzes von Peters & Hoornbeek (2004) zur politikfeldunabhängigen 
Charakterisierung von politischen Problemen ein kombinierter Analyserahmen erstellt und 
angewendet. Kapitel 4.4 stellt dar, welche zentralen Anknüpfungspunkte politischer Pro-
zesse, Programme und Strategien auf nationaler, europäischer und internationaler Ebene 
für eine Ressourcenstrategie wichtig sein können. Grundlage dieser Darstellung sind eigene 
Recherchen. Auf welche wissenschaftlich gestützten Vorschläge zu Ressourcenpolitik eine 
entsprechende Strategie zurückgreifen könnte, zeigt Kapitel 4.5. Der Schwerpunkt der Dar-
stellung liegt hierbei auf dem vom BMU initiierten F+E-Vorhaben "Materialeffizienz und 
Ressourcenschonung" (MaRess). Insgesamt stellt Kapitel 4 die Grundlagen dafür bereit, die 
Auseinandersetzung der Arbeit von innovationsorientierten thematischen Umweltstrategien 
hin zur Entwicklung einer Ressourcenstrategie zu fokussieren. 
Kapitel 5 stellt die Entwicklung des Analyserahmens dar, der auf den Ergebnissen von Kapi-
tel 3 beruht und die dort ermittelten Elemente innovationsorientierter thematischer Um-
weltstrategien beinhaltet. Der Analyserahmen (Kapitel 5.1) dient zunächst der empirischen 
Strategieanalyse, die gemäß Kapitel 5.2 die Evaluation von Dokumenten thematischer BMU-
Strategien sowie leitfadengestützte Experteninterviews mit BMU-Akteuren umfasst. Die 
Dokumentenauswertung hat zum Ziel, die – dem Analyserahmen zufolge – "beste" BMU-
Strategie zu ermitteln. Diese Strategie dient als Referenz einer neuen Ressourcenstrategie: 
Es wird normativ davon ausgegangen, dass eine neue Ressourcenstrategie mindestens so 
ambitioniert ausfallen sollte wie die bislang "beste" Strategie des BMU. Die Experteninter-
views haben die Funktion, Einblicke in die Strategiepraxis des BMU im Hinblick auf thema-
tische Strategien des Ressorts im Allgemeinen sowie speziell im Hinblick auf eine mögliche 
neue Strategie zur Ressourcenschonung zu erlangen. Zweck der Gespräche war es, die 
Denk- und Vorgehensweisen im BMU in Bezug auf thematische Umweltstrategien zu erhe-
ben, um die Entwicklung politikwissenschaftlich basierter Optionen für eine Ressourcen-
strategie hieran anpassen zu können. Vom Denken der Praxisakteure völlig abgekoppelte 
Optionen zu entwickeln, wäre wenig nutzbringend gewesen. Die Entwicklung der Leitfäden 
für die Experteninterviews basierte zusätzlich auch auf den Erkenntnissen aus der Ausei-
nandersetzung mit dem Politikfeld Ressourcenschonung in Kapitel 4.  




Der Analyserahmen wird, wie in Kapitel 5.3 dargelegt, zudem für die präskriptive Strate-
gieanalyse, also die Ableitung von Optionen einer Ressourcenstrategie, herangezogen. Je-
der Grundschritt der Strategieentwicklung mit jeweils zugehörigen Strategieelementen 
wird als Ausgangspunkt zur Entwicklung einer oder mehrerer Optionen definiert. 
In Kapitel 6 wird als Ergebnis der empirischen Strategieanalyse die Praxis des BMU in der 
Entwicklung thematischer Strategien einerseits auf Basis der analysierten Strategiedoku-
mente, andererseits auf Basis der geführten Interviews dargestellt. Ferner wird der Stand 
der Überlegungen im BMU zur Vorgehensweise in der Entwicklung und Ausgestaltung einer 
neuen Ressourcenstrategie gezeigt. Insgesamt wird in diesem Kapitel somit der zweite 
oben genannte Untersuchungsaspekt bearbeitet und damit die Grundlage dafür gelegt, den 
bislang rein theoretischen Fokus der Arbeit mit der Strategiepraxis des BMU zu verknüpfen. 
Die Entwicklung von Optionen zur Entwicklung einer Ressourcenstrategie als Ergebnis der 
präskriptiven Strategieanalyse erfolgt in Kapitel 7 und stellt den zentralen Kern der Arbeit 
dar. Zu sieben Grundschritten der Strategieentwicklung und zugehörigen Strategieelemen-
ten, wie sie im Analyserahmen auf Grundlage von Kapitel 3 enthalten sind, werden jeweils 
eine oder mehrere Möglichkeiten zur Ausgestaltung aufgezeigt. Dieses Kapitel dient insge-
samt der Bearbeitung des dritten Untersuchungsaspekts und verknüpft dazu die Elemente 
des Analyserahmens zu innovationsorientierten thematischen Umweltstrategien mit dem 
Politikfeld Ressourcenschonung (Kapitel 4) und der BMU-Strategiepraxis (Kapitel 6). 
Kapitel 8 fasst die Ergebnisse der Arbeit zusammen und zeigt den bestehenden Forschungs-
bedarf auf. Kapitel 9 verweist auf den bestehenden Forschungsbedarf. 




2. Politikwissenschaftliche Grundlagen 
Die folgenden Kapitel bereiten die zentralen theoretischen Grundlagen zur Erarbeitung von 
Elementen innovationsorientierter thematischer Umweltstrategien auf. Kapitel 2.1 führt 
hierzu den Forschungsstand zu politischen Strategien aus. Kapitel 2.2 geht speziell auf die 
Auseinandersetzung mit Strategien im Zusammenhang mit der Nachhaltigkeitsdebatte ein 
und verfolgt hierbei das Ziel, die Best Practice von Nachhaltigkeitsstrategien zu ermitteln. 
In Kapitel 2.3 werden überblicksartig Grundelemente innovationsorientierter Umweltpolitik 
aufgezeigt, die in entsprechend ausgerichtete Umweltstrategien mit einfließen sollten. Die 
Verknüpfung dieser drei Grundlagen innovationsorientierter thematischer Umweltstrate-
gien erfolgt dann in anschließenden Kapitel 3. 
2.1 Forschungsstand der politikwissenschaftlichen Auseinandersetzung mit politi-
schen Strategien 
Im Folgenden wird der Forschungsstand zu politischen Strategien dargestellt, wobei neben 
Fragen zur Begriffsdefinition, zu Strategiearten und zum Grundverständnis insbesondere 
darauf eingegangen wird, wodurch sich Erfolg versprechende politische Strategien aus-
zeichnen, was ihre Voraussetzungen sind und unter welchen Bedingungen zur Bearbeitung 
eines bestimmten politischen Problems eine Strategie sinnvoll erscheint.2 Ferner wird nä-
her auf die beiden bislang vorliegenden Ansätze zur Analyse politischer Strategien einge-
gangen: Das "Strategietool für politische Reformprozesse" von Fischer et al. (2008a) und die 
"politische Strategieanalyse" von Raschke und Tils (2007). 
Strategien entstammen zwar ursprünglich dem militärischen Bereich und wurden dann zu-
nächst von der Betriebswirtschaftslehre aufgenommen. Die politikwissenschaftliche Ausei-
nandersetzung mit Strategien kann somit auf einige methodische, begriffliche und konzep-
tionelle Aspekte sowohl der militärischen wie der wirtschaftswissenschaftlichen Strategie-
forschung zurückgreifen; allerdings sind weder Krieg noch Markt für striktere Analogien ge-
eignet (vgl. Raschke & Tils 2007: 77). Zudem sind strategische Akteure in der Politik von 
einer sehr viel komplexeren Umwelt umgeben, in der eine breite Vielfalt an potenziellen 
Bündnispartnern, Vetospielern und Mitregenten zu berücksichtigen ist; hierarchisches Han-
deln ist in geringerem Ausmaß möglich; ferner unterliegen sie einer ungleich stärkeren öf-
fentlichen Beobachtung als etwa Unternehmen (vgl. Fischer et al. 2007: 200). Da eine di-
rekte Übernahme militär- und betriebswirtschaftlich geprägter Strategieauffassungen in 
die Politikwissenschaft oder praktische Politik insofern unbedingt zu vermeiden ist (vgl. 
Saretzki 2010: 143f.), wird auf deren Auswertung in der vorliegenden Arbeit verzichtet und 
die Auseinandersetzung mit Strategien auf den Bereich Politik beschränkt. 
                                            
2  Verzichtet wird auf die Aufarbeitung des Forschungsstandes zu Ansätzen "strategischen Managements" in der 
Politik, die – teilweise auch unter der Bezeichnung "Strategic Public Management" – in erster Linie auf die 
Gestaltung der langfristigen und erfolgsorientierten Entwicklung öffentlicher Organisationen abzielen und 
auch als Fortführung von Verwaltungsreformen im Sinne des New Public Management verstanden werden 
können (vgl. z.B. Proeller 2007). Konkrete – also über Grundsätze strategischen Denkens und Handelns wie 
z.B. Ziel- und Ergebnisorientierung hinaus gehende – Erkenntnisse für thematische Strategien (ohne Eingrif-
fe in organisationale und institutionelle Regierungsstrukturen) lassen sich aus diesen Ansätzen nicht ziehen. 




"Politische Strategie" ist eine bislang politikwissenschaftlich erst ansatzweise beschriebene 
und untersuchte Kategorie, und es existiert noch keine themenübergreifend systematisier-
te Strategieforschung oder ein gemeinsames Verständnis der Grundlagen und Bezugsrah-
men politologischer Strategieanalyse (vgl. Tils 2005: 41). Für den späten Einstieg der Poli-
tikwissenschaft in die Auseinandersetzung mit Strategien werden verschiedene mögliche 
Gründe benannt. Dazu zählen etwa: 
• der militärische Touch von Strategien, die der nach 1945 als Demokratiewissen-
schaft wiederauflebenden Disziplin suspekt war (vgl. Raschke 2002: 2007); 
• die ebenfalls wenig demokratiekompatible Aura der "Geheimwissenschaft" (vgl. 
Speth 2005: 26); 
• die Theorietraditionen, aufgrund derer die Handlungsprobleme kollektiver oder 
korporativer Akteure erst spät in den Blick genommen wurden (vgl. Raschke 2002: 
2007); 
• die auf die Planungseuphorie der 1960/70er Jahre folgende Planungsskepsis, nach 
der politische Organisationen kaum in der Lage sind, zielgerichtet zu handeln (vgl. 
Speth 2005: 22f.) – bei Verwechselung von "Planung" und "Strategie" (s.u.); 
• die Policy-Orientierung der Politikwissenschaft, die zu Lasten der Auseinanderset-
zung zum einen mit den im Hinblick auf die Strategiefähigkeit politischer Organisa-
tionen wichtigen Fragen der Organisationsentwicklung und -struktur, zum anderen 
mit prozessualen Fragen von Politik, also einer Politics-Orientierung, geht (vgl. 
Speth 2005: 27; Gohl 2008: 197); 
• die vonseiten der politischen Praxis nur sehr eingeschränkte Nachfrage nach poli-
tikwissenschaftlicher Beratung zu Strategiefragen (vgl. Machnig 2005: 17; Glaab 
2008b: 286). 
Als Ursachen des letztgenannten Punktes dürften vor allem drei Aspekte relevant sein: Zum 
einen die Sicht der politischen Elite, dass Strategieentwicklung allein in ihrer Kompetenz 
liegt (vgl. Glaab 2007a: 92). Zum zweiten das Risiko stärkerer Kontrollmöglichkeit durch 
Medien, Parlament, Opposition und Bürgern aufgrund höherer Ziel- und Zielerreichungs-
transparenz (vgl. Schilling et al. 2009: 9). Zum dritten der in der Praxis nur sehr begrenzt 
auftretende Glauben an Langfristigkeit und die Möglichkeit strategischen Handelns (vgl. 
Machnig 2005: 10). Der aus Policy-Sicht zu verlangenden Langfristorientierung steht die – in 
Deutschland möglicherweise besonders ausgeprägte –  Politics-bedingte Kurzfristorientie-
rung (Prinzip der Stimmenmaximierung) und tagespolitische Ausrichtung entgegen (vgl. 
Dettling 2005: 93f.).  
Schmidt (2002) stellte die These auf, dass strategische Steuerung in Deutschland aufgrund 
vieler parteipolitischer und institutioneller Vetospieler sowie "Mitregenten" (z.B. Gewerk-
schaften, Arbeitgeber- und andere Verbände), aufgrund von "Dauerwahlkampfatmosphäre" 
sowie aufgrund der ausgeprägten Juridifizierung der Politik (v.a. aufgrund der starken Rol-




le des Bundesverfassungsgerichts) besonders schwierig sei. Die in Deutschland über Jahr-
zehnte auf eine "Philosophie der kleinen Schritte" (Speth 2005: 20) und auf "Muddling 
Through" orientierte Politik dürfte jedenfalls mit der Skepsis gegenüber strategischem 
Denken zusammenhängen. Möglicherweise spielt hierbei auch die im deutschen Sprachge-
brauch zu konstatierende Verwechselung von "Planung" und "Strategie" eine Rolle (s.u.). 
Die von Schmidt aufgestellte These, dass strategische Politiksteuerung in Deutschland be-
sonders schwierig sei, wurde von befragten Akteuren der deutschen Bundesregierung be-
stätigt (vgl. Glaab 2007a: 103). 
Im Folgenden wird der Forschungsstand der politikwissenschaftlichen Auseinandersetzung 
mit Strategien zunächst im Hinblick auf Definition, Systematisierung und Grundverständnis 
dargestellt. Anschließend wird der Fokus auf zwei Fragen verengt: 1. Wann besteht über-
haupt ein Bedarf an strategischem Vorgehen? Und 2. Welche politikwissenschaftlichen Er-
kenntnisse zu Strategien liegen vor, die sich speziell auf Erfolgsfaktoren "thematischer 
Strategien" beziehen oder jedenfalls hierauf bezogen werden können? 
Wie kann politische Strategie überhaupt definiert werden? In der aktuellen Literatur viel-
fach herangezogen wird die Definition von Raschke und Tils. Demnach sind Strategien "er-
folgsorientierte Konstrukte, die auf situationsübergreifenden Ziel-Mittel-Umwelt-Kalkula-
tionen beruhen" (Raschke & Tils 2007: 127). Dabei sind Konstrukte "praxissteuernde Hand-
lungsanleitungen" (ebd.), die sich in ihrer Ausgestaltung zwischen losen gedanklichen Ent-
würfen und umfassend und präzise ausgeformten Konzeptionen bewegen können. Erfolgs-
orientierung ist dann gegeben, wenn strategische Ziele wirksam verfolgt werden und stra-
tegische Denkweise bei ihnen ansetzt (vgl. Raschke & Tils 2007: 128). Strategische Ziele 
werden hierbei definiert als Zustände, die Akteure anstreben. Sie umfassen sowohl Macht- 
als auch Gestaltungsziele und müssen in geeigneter Weise operationalisiert sein, um kalku-
latorischen Überlegungen zugänglich zu sein (vgl. Raschke & Tils 2007: 129). Als strategi-
sche Mittel gelten Handlungsmöglichkeiten, die auf Wegen und Ressourcen beruhen und 
Maßnahmen darstellen, mit denen politische Ziele verfolgt werden (ebd.). Die strategische 
Umwelt umfasst einen relevanten Kontextausschnitt, der für das strategische Handeln ei-
nes Akteurs in besonderer Weise Voraussetzung und Wirkungsfeld ist. Hierbei handelt es 
sich vor allem um andere Akteure, die im Rahmen der jeweiligen Arenen (im Sinne abge-
grenzter, institutionalisierter Felder von Aktionen und Interaktionen) agieren (vgl. Raschke 
& Tils 2007: 130; 187). Bei strategischen Kalkulationen handelt es sich um erfolgsorientier-
te Vorteilsberechnungen im Sinne strategischer Kalküle und Maximen, die die basalen 
Denkoperationen im Strategieprozess darstellen und das gesamte Strategy-Making durch-
ziehen (vgl. Raschke & Tils 2007: 130f.; 249). Das Situationsübergreifende meint, dass 
Strategiebildung und strategische Steuerung nur dann erforderlich sein können, wenn es 
um eine Mehrzahl von Einzelsituationen geht; beim situativen Agieren in Einzelsituationen 
handelt es sich hingegen um taktisches Verhalten, das unterschiedlich stark an die Strate-
gie angebunden sein kann (vgl. Raschke & Tils 2007: 131). 




Strategische Akteure verknüpfen somit berechnend Ziele, Mittel und Umwelt und überset-
zen das Ergebnis der Kalkulationen in strategisches Handeln. Dabei entsteht strategisches 
Denken zwar in den Köpfen von Individuen; der moderne Strategieakteur ist aus Sicht der 
Autoren allerdings immer ein Kollektivakteur (vgl. Raschke & Tils 2007: 140). 
Eine abschließende und allgemein anerkannte Systematisierung von Arten politischer Stra-
tegien und entsprechende Klassifikationskriterien liegen bislang nicht vor (vgl. Raschke & 
Tils 2007: 375). Thematische Strategien beispielsweise sind als Strategie eines oder mehre-
rer Ressorts, aber auch als Strategie der gesamten Regierung denkbar (durch Kabinettsbe-
schluss). Ressort- und Regierungsstrategien können jedoch auch themenübergreifend bzw. 
-unabhängig gestaltet sein, etwa wenn sie primär auf Ansehens- und Machtsicherung abzie-
len. Auf den Parteienwettbewerb fokussiert sind ferner Partei-, Oppositions- und Wahl-
kampfstrategien. Neben diesen Handlungsarenen werden auch Individualstrategien für poli-
tische Spitzenakteure entwickelt (vgl. Fischer et al. 2007: 200-210). 
Bei Klassifizierung anhand politischer Ebenen kann beispielsweise zwischen europäischen, 
nationalen (oder Bundes-) und Landesstrategien unterschieden werden (vgl. Raschke & Tils 
2007: 374). 
Unterschiedliche Auffassungen zum Grundverständnis strategischen Handelns sind dahin-
gehend erkennbar, dass teilweise davon ausgegangen wird, Strategien könnten und müss-
ten "implementiert" werden, und diese Implementation stelle eine abgrenzbare Phase dar, 
die sich an die Strategieentwicklung anschließe (z.B. Schröder 2000). Dem wird von ande-
ren Autoren entgegengehalten, Strategieentwicklung und Implementation seien stattdessen 
kontinuierlich und zeitgleich zu verfolgen (vgl. Neuwerth 2001: 70). Noch weiter gehend 
wird darauf hingewiesen, dass Strategien Handlungen rahmende Konstrukte, nicht aber Ge-
setze seien, sodass "Implementation" ein "irreführender Begriff aus einem anderen Politik-
zusammenhang" sei (Raschke & Tils 2007: 389). 
Hiermit indirekt verbunden ist auch die Frage, ob und inwieweit "Strategie" bzw. "strategi-
sches Handeln" Synonyme für "Plan" bzw. "Planung" oder auch "Programm" sind. Mitunter 
wird Strategie als "ein umfassend durchdachter Handlungsplan" (Wiesendahl 2002: 189) 
aufgefasst, der schrittweise umzusetzen sei, oder als Handlungsprogramm im Sinne einer 
Abfolge von Handlungen, die jeweils zum Erreichen eines spezifischen Ziels dienen und in 
ihrer Gesamtheit das Erreichen des Gesamtziels der Strategie ermöglichen oder erleichtern 
– das durch eine einzige Handlung nicht erreichbar ist (vgl. Neuwerth 2001: 60). Diese Sicht 
wird allerdings zunehmend als Verwechselung von "Planung" und "Strategie" betrachtet 
(vgl. Fischer et al. 2007: 197; Speth 2006: 87f.).  
Demnach ist Planung sehr stark von rationalistischen Grundannahmen geprägt (vgl. Speth 
2005: 21f.) und kann als "zielorientierte Handlungsvorbereitung und Koordination von ver-
schiedenen Handlungszielen über einen längeren Zeitraum hinweg" (Speth 2005: 21) und 
"Determinierung zukünftigen Handelns" (Fischer et al. 2007: 197) definiert werden. Im Ge-
gensatz dazu bedeutet Strategie "die verstärkte Berücksichtigung strategischer Interaktio-




nen zwischen den Akteuren, problemübergreifender, instabiler Umweltbedingungen, spezi-
fischer sachlich, zeitlich und sozial übergreifender Ziel-Mittel-Umwelt-Kalkulationen sowie 
ein Bewusstsein davon, dass Strategie nur ein Element des politischen Prozesses darstellt" 
(Raschke & Tils 2007: 134; Hervorhebung im Original). Eine Strategie stellt somit keinen 
Masterplan im Sinne eines fertigen Handlungsprogramms dar, sondern reagiert flexibel auf 
sich verändernde Ausgangsbedingungen, ohne dass die strategischen Ziele aus den Augen 
verloren würden (vgl. Raschke & Tils 2007: 134). 
Wiesendahl postulierte sogar, dass strategische Entscheider aufgrund begrenzter Rationali-
tät derart weit reichenden Defiziten etwa in der Erfassung komplexer und nichtlinearer Zu-
sammenhänge und in der Prognose von Entwicklungen unterlägen, "dass ein unvollständiges 
und fehlinformiertes Bild der Lage die Regel ist und Entscheider von Fehlannahmen ausge-
hen" (Wiesendahl 2010: 34f.). Als Konsequenz müsse eine Strategie permanent der prakti-
schen Bewährung ausgesetzt und die Trennung zwischen strategischem Denken und strate-
gischem Handeln aufgehoben bzw. durch ein rekursives Ineinandergreifen und Denken, Ent-
scheiden, Umsetzen, Lernen und Anpassen ersetzt werden – nur dann sei sie den politi-
schen Verhältnissen gewachsen (vgl. Wiesendahl 2010: 41f.). Eine ausgeprägte Fähigkeit 
und permanente Bereitschaft zum Nachfokussieren, Nachjustieren und Lernen werden auch 
von Fischer et al. (2008: 319) zu einem zentralen Charakteristikum strategischen politi-
schen Handelns ernannt. Ungewissheit, Nichtvorhersehbarkeit und Unkalkulierbarkeit be-
gründen aus dieser Sicht zwar eine grundlegende Unsicherheit, aber nicht Unmöglichkeit 
strategischen Handelns, das permanent auf Ereignisse reagieren, Gelegenheiten nutzen 
und sich an Veränderungen anpassen muss – bei Wahrung und Realisierung des ex ante 
festgelegten Grundkerns einer Policy (vgl. Rüb et al. 2009: 21). 
Bedarf zur Entwicklung thematischer Strategien wird vor allem dort gesehen, wo politische 
Probleme nicht mehr isoliert innerhalb bestehender Ressortgrenzen gelöst werden können 
(vgl. Schilling et al. 2009: 8). Raschke und Tils sehen Strategiebedarf insbesondere bei Po-
litik, die in besonderem Maße eine Chance öffentlicher Aufmerksamkeit und Wählerrele-
vanz aufweist (vgl. Raschke & Tils 2007: 335). Zur Begründung von Strategiebedarf wird 
auch eine klare Begründung und Legitimation für die Notwendigkeit staatlichen Eingreifens 
benötigt. Insofern muss aufgezeigt werden, dass und warum nicht die Kräfte des freien 
Marktes oder freiwillige Initiativen die Problemlösung allein herbeiführen (vgl. Aldridge 
2007). 
Strategien können verschiedene Funktionen übernehmen. Wiesenthal (2010: 85f.) sieht 
drei wesentliche Funktionen, nämlich 1. Strategien zur Problematisierung eines Sachver-
halts und Thematisierung der infrage kommenden Maßnahmen, 2. Strategien zur Politik-
entwicklung hin zu realisierbaren Maßnahmen und realisierungsfähigen Akteurskonstel-
lationen und 3. Strategien zur Vorbereitung auf Gelegenheitsfenster und zur Realisierung 
verbindlicher (Parlaments-) Entscheidungen. Strategien der erstgenannten Funktion können 
als reine Kommunikationsinstrumente eingestuft werden, die – gemeinsam mit flankieren-
den Veranstaltungen und/oder weiteren Kampagneninstrumenten – darauf abzielen, The-




men zu setzen, im Idealfall sogar die Themenhoheit zu erlangen und Multiplikatoren zu 
finden (vgl. Glaab 2007a: 89). 
Als allgemein anerkannt gilt die Bedeutung von Strategiefähigkeit als Grundvoraussetzung 
strategischen Denkens und Handelns. Demnach müssen strategische Akteure sowohl eine 
hinreichende kognitive Kapazität als auch strategische Handlungskapazität aufweisen und 
somit über die Fähigkeit "einer besonderen Qualität der Zielverfolgung und der spezifi-
schen Fähigkeit kollektiver Akteure zu situationsübergreifenden, erfolgsorientierten Ziel-
Mittel-Umwelt-Verknüpfungen" verfügen (Raschke & Tils 2007: 274). Besonders hervorge-
hoben wird die Bedeutung eines "strategischen Zentrums" im Sinne eines informellen Netz-
werks mit sehr wenigen Personen zur Ausübung von Führung, die eine wichtige Komponen-
te von Strategiefähigkeit ist (vgl. Raschke & Tils 2007: 282ff.). Ein solches Zentrum sollte 
durch alle Phasen hindurch die Fäden des Strategieprozesses in der Hand halten, zentrale 
Fragen verhandeln, Prozesse koordinieren und Expertise bereithalten (vgl. Rüb et al. 2009: 
63). 
Auch individuelle politische Führung (Leadership) kann als Vorbedingung kollektiver Strate-
giefähigkeit betrachtet werden (vgl. Glaab 2007b). Glaab sieht weiterhin erheblichen For-
schungsbedarf zu Leadership und Strategiefähigkeit; beispielsweise fehlten 
Typologisierungen, die akteursspezifische Kategorien des Leadership systematisch mit den 
Anforderungen des Strategy-Making verknüpften und der empirischen Überprüfung zugäng-
lich machten (vgl. Glaab 2008a: 99). Nullmeier (2010) befasste sich mit dem Strategiepo-
tenzial der Ministerialverwaltung und kommt zu dem Schluss, dass das vorhandene erhebli-
che Strategiepotenzial durch den fehlenden autonomen Zugang zur Öffentlichkeit begrenzt 
wird, der in der Ressortspitze verankert ist. Die Möglichkeit interministerieller Strategie-
bildung werde zudem durch die funktionalstaatliche Ausrichtung stark beschränkt, also die 
Grenzen oder sogar "Gräben" zwischen den Ressorts (vgl. Nullmeier 2010: 261). 
Eine weitere wichtige Komponente von Strategiefähigkeit ist die Bestimmung der Richtung 
des strategischen Akteurs im Hinblick auf Grundwerte, die "großen" Gestaltungsziele, die 
Grundausrichtung der präferierten Instrumente; ferner seine Interessen und Leitideen (vgl. 
Raschke & Tils 2007: 317). Als dritte Komponente wird Strategiekompetenz benannt, die 
sich aus erfahrungsbasierten strategischen Kenntnissen, professionellem Strategiewissen 
und Managementfertigkeiten speist und das systematische Verfolgen strategischer Ziele 
ermöglichen sollte (vgl. Raschke & Tils 2007: 320). Strategiefähigkeit im Hinblick auf alle 
drei Komponenten kann als ein wesentlicher Erfolgsfaktor strategischen Handelns vermutet 
werden (vgl. Raschke & Tils 2007: 245), was auch für thematische Strategien gelten dürfte. 
Als Voraussetzungen für Strategiefähigkeit werden u.a. Kenntnisse über die eigenen politi-
schen Ziele sowie über Umfang und Einsatzfähigkeit der eigenen politischen, ökonomischen 
und personellen Ressourcen genannt (vgl. Hänsch 2002: 179f.).  
Für den Erfolg von Strategien erscheint es empirischen Untersuchungen zufolge wichtig, 
ein konfrontativ ausgerichtetes Vorgehen zu vermeiden (vgl. Rüb et al. 2009: 62). Vielmehr 
können mit strategischen Bündnissen die Erfolgschancen zur Durchsetzung von Zielen ge-




steigert werden (vgl. Tils 2005: 123). Bündnisfähigkeit kann daher als wichtiges Element 
von Strategiekompetenz gelten (vgl. Raschke & Tils 2007: 326f.). Dies gilt in besonderem 
Maße in Feldern mit "schwachen" staatlichen Akteuren wie Umwelt- und Nachhaltigkeitspo-
litik (vgl. Tils 2005: 124). 
Dass die Entwicklung von Zielen in der Strategieentwicklung am Anfang stehen muss, ist 
seit jeher Grundlage strategischen Denkens und Handelns. Auch für politische Strategien 
gilt der Ansatz "vom Ende her denken" als zentral (vgl. Raschke & Tils 2007: 128); als erfor-
derlich gelten operationalisierbare Macht- und Gestaltungsziele. Gestaltungsziele beziehen 
sich auf veränderte inhaltliche Politiken und Problembewältigungsansätze; Machtziele be-
ziehen sich auf Positionen, Wahlerfolge, Entscheidungsbefugnisse und Durchsetzungsmög-
lichkeiten (vgl. Raschke & Tils 2007: 147; vgl. Abschnitt "Der Ansatz der "politischen Stra-
tegieanalyse" von Raschke und Tils"). Fischer et al. (2008a) gehen davon aus, dass politi-
sche Reformprozesse nur dann Erfolg haben, wenn Ziele in drei strategischen Dimensionen 
verfolgt werden und dabei durchgängig in einem ausgewogenen Verhältnis zueinander ste-
hen: "Kompetenz" (Erhöhung der inhaltlichen Problemlösungsfähigkeit der politischen Ak-
teure, v.a. durch Expertenwissen), "Kommunikation" (Verbesserung der Vermittlungs- und 
Dialogfähigkeit der politischen Akteure, v.a. durch permanent an die aktuellen Kontextbe-
dingungen angepasste Dialogstrategien) und "Durchsetzungsfähigkeit" (Identifikation von 
Akteurs- und Machtkonstellationen im Entscheidungsprozess sowie dessen ergebnisorien-
tierte Steuerung, v.a. durch Aufbau und Sicherung von Unterstützerkoalitionen) (Fischer et 
al. 2008a: 22-24; vgl. Abschnitt "Das Strategietool für politische Reformprozesse der Ber-
telsmann-Stiftung"). 
Aldridge weist darauf hin, dass der Zielformulierung noch die Definition des politischen 
Problems vorangestellt sein muss. Dies umfasst neben der Analyse der gegenwärtigen 
Problemsituation zum einen auch die Analyse der Trendentwicklung im Fall des Business as 
usual, zum anderen die Einschätzung der Problemursachen (vgl. Aldridge 2007). 
Die große Bedeutung politischer Kommunikation als zentralem Bestandteil politischer 
Strategien wird von verschiedenen Autoren hervorgehoben. Kommunikation "muss Mittel 
und Ziel von Strategie sein" und dabei gleichzeitig "die eher diskrete, politisch-
administrative Vermittlungs- und Durchsetzungskompetenz" sowie "die auf Medienöffent-
lichkeit zielende Darstellungskompetenz" umfassen; dabei zielt sie "auch auf die Entwick-
lung und Durchsetzung neuer Handlungsspielräume" ab (Sarcinelli 2010: 293f.). Strategi-
sche Kommunikation muss somit einen übergeordneten Begründungszusammenhang liefern, 
"der die Abfolge politischer Prozesse und damit die weiteren Reformschritte in verständli-
cher Sprache glaubwürdig nachvollziehbar kommuniziert und die Sachschritte in einer 
übergeordneten Zielperspektive orientierend einordnet" (Korte 2010: 221). Wichtig ist die 
Reduktion von Komplexität durch geeignete Begriffe, Sprachformeln oder Bilder (vgl. 
Sarcinelli 2010: 294). Zudem ist auf "Positivpublizität" (Raschke & Tils 2007: 235) abzuzie-
len und ein hierfür geeigneter kommunikativer "Frame" zu erarbeiten, der die Notwendig-




keit der verfolgten Strategie durch eine passende Kombination kognitiver und normativer 
Argumente begründet (vgl. Rüb et al. 2009: 30-33). 
Im Hinblick auf den Prozess der Entwicklung einer Strategie erscheint es den vorliegenden 
Erkenntnissen zufolge ratsam, Partizipation selektiv zu gestalten: An der Entwicklung des 
Kerns einer Strategie sollten Regierungs- und unabhängige Experten beteiligt werden; eine 
Beteiligung auch von Interessengruppen in dieser Phase kann hingegen die Ambitioniertheit 
der verfolgten Ziele einschränken. An der anschließenden Phase der eigentlichen Entschei-
dung über eine Strategie hingegen sind Vetospieler und Interessengruppen zu beteiligen, 
um – durch argumentative Überzeugung oder durch Zugeständnisse, die allerdings den Kern 
der Strategie nicht angreifen dürfen – ihre Zustimmung sicherzustellen. Zugeständnisse 
sollten so ausgestaltet werden, dass sie Vetospieler und/oder Interessengruppen 'splitten', 
indem sie deren interne Kohärenz schwächen, etwa durch die gezielte Bevorzugung oder 
Benachteiligung spezieller Interessen (vgl. Rüb et al. 2009: 59f.). 
Die Wahrscheinlichkeit der Aufrechterhaltung eines unverhandelbaren Kerns "großer" Re-
formen bzw. Strategien kann gesteigert werden, indem diesbezügliche (stillschweigende) 
Übereinkommen bzw. Selbstverpflichtungen des strategischen Zentrums und/oder der die 
Reform tragenden politischen Kräfte getroffen werden (vgl. Rüb et al. 2009: 64). 
Das Strategietool für politische Reformprozesse der Bertelsmann-Stiftung 
Das "Strategietool für politische Reformprozesse" (SPR) soll "einen systematischen Über-
blick über wichtige Erfolgsdeterminanten von Reformprozessen" bereitstellen (Fischer et 
al. 2008a: 10). Es soll die ex post-Evaluation der Stärken und Schwächen langfristig ange-
legter Politikansätze, die Nachjustierung während der Durchführung von Reformvorhaben 
und als ex ante-Anwendung die systematische Entwicklung von Reformstrategien ermögli-
chen. Somit soll es als Analyse- und Beratungsinstrument für anstehende, laufende und ab-
geschlossene Reformprozesse dienen (vgl. Fischer et al. 2008a: 10). 
Das Tool geht von einem modifizierten Modell des Politikzyklus' aus. Neu eingeführt wird 
die Kategorie der "strategiefähigen Kernexekutive", aus deren Perspektive Reformprozesse 
betrachtet werden. Hierbei handelt es sich – je nach Politikfeld und politischer Konstellati-
on in wechselnder Erscheinungsform und Zusammensetzung – um die Spitzen von Regie-
rung, Parteien, Koalitionsfraktionen und Landesregierungen sowie deren unmittelbares 
Umfeld. Die Kernexekutive treibt Agenda Setting, Politikformulierung und Entscheidung 
sowie Politikumsetzung voran, dynamisiert mittels permanenter Erfolgskontrolle die Abläu-
fe und optimiert ihre eigenen Strukturen und Prozesse. Insgesamt wird noch deutlich stär-
ker als bei der üblichen Anwendung des Politikzyklus-Modells (vgl. z.B. Howlett et al. 2009: 
13f.) davon ausgegangen, dass es sich nicht um eine chronologische Abfolge abgrenzbarer 
Phasen, sondern um miteinander verbundene Handlungsfelder strategischer Prozesssteue-
rung handelt – mit der Einführung der strategiefähigen Kernexekutive, die einerseits ein ei-
genständiges Handlungsfeld darstellt, andererseits (auch gleichzeitig) in anderen Hand-
lungsfeldern tätig ist. Die prozessbegleitende Erfolgskontrolle ermöglicht eine permanente 




Rückkoppelung und auch die Berücksichtigung etwa sich verändernder Akteurskonstella-
tionen und Umweltbedingungen (vgl. Fischer et al. 2008a: 20f.). 
Ebenso wie bei Raschke und Tils (2007: 147) wird die zentrale Bedeutung gleichberechtig-
ter Gestaltungs- und Machtziele betont, die während des gesamten Reformprozesses in 
drei gleichwertigen strategischen Dimensionen verfolgt werden sollten: "Kompetenz", 
"Kommunikation" und "Durchsetzungsfähigkeit" (s.o.). Das gleichzeitige und gleichwertige 
Anstreben der drei Dimensionen ist von zentraler Bedeutung, da sonst die Gefahr rein sym-
bolischer Politik (Überbetonung der Kommunikation), die Gefahr inhaltsloser Machterhal-
tung (Überbetonung der Durchsetzungsfähigkeit) oder die Gefahr der Fokussierung allein 
auf Inhalte ohne Erarbeitung einer Machtperspektive besteht (Überbetonung der Kompe-
tenz) (vgl. Fischer et al. 2008a: 23f.). In jeder dieser drei Dimensionen lassen sich unter-
halb der Ebene der strategischen Steuerungsziele Steuerungsaufgaben und Instrumente zu 
ihrer Bewältigung benennen (vgl. Fischer et al. 2008a: 22f.). 
Die angekündigte Weiterentwicklung des Strategietools hin zu einer um Instrumente und 
Methoden für einzelne Steuerungsaufgaben erweiterten Fassung, die die Funktion einer 
"Toolbox" oder eines "Optionenreservoirs" für politische Strategen erfüllen und somit die ex 
ante-Anwendung ermöglichen soll (vgl. Fischer et al. 2008b: 320), ist offenbar noch nicht 
abgeschlossen. 
Der Ansatz der "politischen Strategieanalyse" von Raschke und Tils 
Die von Raschke und Tils vorgelegte "Grundlegung" zu politischen Strategien (Raschke & 
Tils 2007) soll dazu dienen, Konturen eines neuen Forschungsfeldes und eines Ansatzes zur 
Analyse von Strategie in der Politik mit der Bezeichnung "Strategieforschung" oder "politi-
sche Strategieanalyse" zu umreißen (vgl. Raschke & Tils 2010: 351). Politische Strategie-
analyse stellt aus Sicht der Autoren selbst derzeit aus wissenschaftlicher Perspektive noch 
nicht eine Theorie und in praktischer Hinsicht nicht eine einfache Strategierezeptur dar, 
sondern einen "Approach" (vgl. Raschke & Tils 2007: 14). "Approach" wird hierbei definiert 
als "generalisierter Analysefokus [...], der wissenschaftliche Forschung mit einer spezifi-
schen Perspektive im Hinblick auf unterschiedliche politikwissenschaftliche Gegenstände 
erlaubt" (Tils 2005: 61). Da Akteure ins Zentrum der Betrachtung gestellt werden, handelt 
es sich um einen "akteuranalytischen Approach" (vgl. Tils 2005: 62ff.). Im Fokus des Ansat-
zes stehen auf innenpolitische Aspekte gerichtete Strategien in westeuropäischen Partei-
endemokratien mit den Arenen, in denen Kollektivakteure hier agieren: Regie-
rung/Opposition, Partei, Wahlkampf (vgl. Raschke & Tils 2007: 26-29). Ausgangspunkte der 
Überlegungen waren strategische Denkweisen von Politikakteuren, die durch Interviews er-
hoben wurden, sowie "wissenschaftliche Erkenntnisse und systematische Überlegungen" 
(Raschke & Tils 2007: 80). 
Politische Strategieanalyse soll politische Strategie konzeptualisieren, einen Beitrag zur 
Optimierung strategischer Praxis leisten und Kritik an strategischen Vorgehensweisen (oder 
ausbleibendem strategischen Handeln) unterstützen (vgl. Raschke & Tils 2007: 15f.). Als 




theoretische Grundlage des Ansatzes wird "verstehende Handlungstheorie" vorgeschlagen, 
mit dem Ausgangspunkt zweckrationalen Handelns, als dessen Unterform strategisches 
Handeln aufgefasst wird. Rational Choice und Spieltheorie sehen die Autoren nicht als ge-
eignete Grundlagen und Anknüpfungspunkte der politischen Strategieanalyse an (vgl. 
Raschke & Tils 2010: 360-378). 
Im Gesamtprozess politischer Strategie, dem Strategy Making, stellt der Aufbau von Stra-
tegiefähigkeit eines von drei Grundelementen dar; hinzu treten die Strategiebildung sowie 
die strategische Steuerung (vgl. Raschke & Tils 2007). Dieser Prozess wird nicht als Se-
quenz- oder Ablaufmodell, sondern als Simultanmodell gedacht, in dem die drei Grundele-
mente der fortlaufenden, miteinander vernetzten Bearbeitung bedürfen (vgl. Raschke & 
Tils 2007: 81). Das Grundelement Strategiefähigkeit mit seinen Elementen Führung, Rich-
tung und Strategiekompetenz wurde bereits erläutert (s.o.). 
Strategiebildung meint die Entwicklung erfolgsorientierter Konstrukte und hat ihren Aus-
gangspunkt idealerweise in den strategischen Zielen, von denen aus eine Lageanalyse vor-
genommen wird. Aus der Verknüpfung von Zielen, Ergebnissen der Lageanalyse und Ein-
schätzung der Handlungsmöglichkeiten werden zwei bis drei strategische Optionen gebildet 
und bewertet. Mit der Auswahl einer Option kommt es anschließend zur Entscheidung über 
die Strategie, die aus einem Strategie- und einem Steuerungskonzept besteht (vgl. Raschke 
& Tils 2007: 344-376). Tabelle 1 erläutert die Elemente konzeptioneller Strategiebildung 
im Detail. 




Tabelle 1: Erläuterung der Elemente konzeptioneller Strategiebildung nach Raschke und Tils 





Gewünschte Zustände, die Akteure mit strategischen Mitteln anstreben:  
operationalisierbar, präzise, ggf. messbar, in der Aktionssphäre des stra-
tegischen Akteurs befindlich, prinzipiell erreichbar; 
Oberziele als übergreifender, zugespitzter, grundlegendster Orientie-
rungspunkt; 
Unterziele als Teil-/Zwischenschritte, unmittelbarer Bezugspunkt opera-
tiver Handlungen; 
Vermeidung (soweit möglich) von Zielüberschneidungen und -konflikten. 
Gestaltungsziele: auf veränderte inhaltliche Politiken und Problembewäl-
tigungsansätze bezogen. 
Machtziele: auf Positionen, Wahlerfolge, Entscheidungsbefugnisse, 
Durchsetzungsmöglichkeiten bezogen. 
Die strategischen Ziele strukturieren die weiteren Schritte der Strategie-
bildung und bestimmen die relevanten Arenen und Zeitaspekte mit. 
129ff.; 144-
148; 345-349 
Lage Meist kurz- bis mittelfristig angelegte Analyse und Beschreibung der Aus-
gangsbedingungen (Ist-Analyse im Zusammenhang mit bisherigen und ab-
sehbaren Entwicklungen), für die eine Strategie entwickelt werden soll:  
Kernkompetenzen und Lage des strategischen Akteurs; 
Lage der strategisch relevanten Umwelt (z.B. Verbündete, Gegner, Öf-
fentlichkeit, Wähler); 
Lage der weiteren strategisch relevanten Umwelt (Faktoren und Trends 
des weiteren pol. Systems, aber auch ökonom. und soziokultur. Teilsys-
teme); 
Mut zu Zuspitzungen durch Identifizierung "springender Punkte" als Fo-
kussierung auf das strategisch Ausschlaggebende (z.B. ein Thema, ein In-
strument, ein Symbol). 
159; 352-360 
Optionen Auf das spezifische strategische Ziel bezogene, situationsübergreifende, 
instrumentelle Handlungsempfehlungen mittels: 
Potenzialanalyse durch Verknüpfung der Ziele und der Ergebnisse der La-
geanalyse, befördert durch Kreativität, Gedankenfreiheit, Meinungsfreu-
de, Irrtumsfreundlichkeit; 
Ideen; 
Szenarien als Technik für Einzelfragen, Etappen, gedachte 
Gegnerreaktionen, komplexe alternative Strategiekonzepte; 
intuitiver Auswahl, Kombination, Spezifikation von Kalkülen (elaborierte 
Vorteils- bzw. Erfolgsüberlegungen) und Maximen (subjektive Handlungs-
prinzipien aufgrund von Erfahrungen, Reflexionen, Urteilen); 
schrittweiser Verdichtung alternativer strategischer Optionen; 
Optionenbewertung (Einfachheit, Evidenz, Praktikabilität, Machbarkeit, 





Entscheidung Auswahl zwischen alternativen strategischen Optionen. 371ff. 
Strategie Strategiekonzept: enthält die Kernaussage der beschlossenen, verabre-
deten oder verordneten Strategie und sollte einfach und leicht verständ-
lich sein. 
374ff.; 186 




Steuerungskonzept: enthält die Strukturierung der Umsetzungsprozesse 
einer Strategie und sollte folgende Elemente enthalten: 
Zeitpläne: Zeitliche Strukturierung wesentlicher, voraussehbarer bzw. 
geplanter selbstorganisierter + gegnerischer Eigen- und Interaktionen; 
Nutzung von vorhersagbaren und Herbeiführung von Gelegenheitsfens-
tern; 
Zielpläne: Umsetzungsstrukturierung des Strategiekonzepts durch kon-
krete Einzelziele und -schritte, Meilensteine; incl. Verantwortlichkeiten; 
Aktionspläne: Präzisierung von Maßnahmen, bezogen auf Großereignisse, 
Handlungsbereiche, Teilprojekte. 
Strategische Steuerung meint die Anwendung des Strategie- und des Steuerungskonzepts 
durch einen strategiefähigen Akteur im Sinne von Ausführung (z.B. durch Einzelschritte, 
Meilensteine, Aktionspläne), Adaption (durch Präzisierung, Justierung und moderate Umge-
staltung als Abstimmung der Strategie auf die sich verändernde Umwelt) und Revision 
(durch Korrektur zentraler Bausteine des strategischen Konzepts). Zentrale Aufgabe ist die 
Balancierung von Offenheit für die Dynamiken des allgemeinen Politikprozesses und Struk-
turierung – zumindest eines kleineren Ausschnitts – dieser Prozesse durch den strategischen 
Akteur. Erforderlich ist dabei die Ausübung von Leadership und auf die einzelnen Steue-
rungsbereiche bezogener Macht, der Umgang mit Erwartungen (Ausfüllung, Anpassung, 
Steuerung) und die Erbringung von Leistungen im Sinne der Erfüllung von Aufgaben, Zielen 
und Erwartungen. Strategische Steuerung sollte begleitet werden von Kontrolle (Selbstbe-
obachtung des Akteurs und Analyse der Umwelt sowie überprüfende Rückbeziehung der 
gewonnenen Erkenntnisse auf die Strategie) und kollektives Lernen (Erweiterung von Wis-
sen und Fertigkeiten, ausgehend von der Führung und dem strategischen Zentrum). Am En-
de des Strategy-Making steht im besten Fall Erfolg im Sinne der Zielerreichung (vgl. Rasch-
ke & Tils 2007: 387-440). 
Fazit 
Zum Forschungsstand politikwissenschaftlicher Auseinandersetzung mit Strategien lässt sich 
zusammenfassend festhalten, dass 
• die Konzeptualisierung politischer Strategien bislang einen lediglich rudimentären 
Stand erreicht hat; 
• erst zwei Ansätze zur Entwicklung einer "politischen Strategieanalyse" vorliegen, die 
jedoch noch als eher abstrakt, schwer handhabbar und wenig greifbar (Raschke & 
Tils 2007) bzw. nur eingeschränkt schlüssig und erkenntnisleitend (Fischer et al. 
2008a) eingestuft werden müssen; 
• die Auseinandersetzung mit politischen Strategien bislang stark auf strategisches 
Denken und Handeln in Parteiendemokratien und dabei vor allem auf die Partei-, 
Wahlkampf- und Regierung/Opposition-Arenen fokussiert ist; 
• eine explizite Auseinandersetzung mit thematischen Strategien, die – zumindest im 
Fall von Umweltstrategien – meist nicht in erster Linie auf die genannten Arenen 




abzielen, sondern der Bearbeitung von Sachproblemen dienen (sollten), bislang 
nicht stattfindet. 
Die Erarbeitung von Optionen zur Entwicklung einer Ressourcenstrategie wird sich somit 
insgesamt nur eingeschränkt auf die politikwissenschaftliche Auseinandersetzung mit Stra-
tegien stützen können. Aus der "Forschungsleerstelle" zu thematischen Strategien erwächst 
jedoch zugleich eine gewisse gestalterische Freiheit in der Auswahl, Gewichtung und Kom-
bination von Strategieelementen, die für thematische Umweltstrategien relevant sein kön-
nen. Als wichtigster Ausgangspunkt werden die "Elemente konzeptioneller Strategiebildung" 
von Raschke und Tils (2007; vgl. Tabelle 1) angesehen, die allerdings der Modifizierung und 
Ergänzung bedürfen. Wichtige Erkenntnisse hierfür werden aus der Befassung mit Strate-
gien im politikwissenschaftlichen Nachhaltigkeitsdiskurs erwartet. 
2.2 Strategien im politikwissenschaftlichen Nachhaltigkeitsdiskurs 
Im Folgenden wird dargestellt, welche Erkenntnisse zu Erfolgsfaktoren von Nachhaltigkeits-
strategien vorliegen, die für die Konzipierung einer thematischen Umweltstrategie in 
Deutschland unter den gegebenen politisch-institutionellen Handlungsbedingungen von In-
teresse sein können. Hierbei werden normative und empirische, auf Best Practice abzie-
lende Erkenntnisse mit einbezogen. 
Nachhaltigkeitsstrategien können aufgrund ihres – jedenfalls konzeptionell – umfassenden 
und übergreifenden Charakters selbstverständlich nicht mit einer thematischen Umwelt-
strategie gleichgesetzt werden und müssen in verschiedener Hinsicht möglicherweise an-
ders entwickelt, gestaltet und umgesetzt werden. "Nachhaltigkeit" stellt jedoch konzeptio-
nell einen bislang einzigartigen Ausgangspunkt strategischen Denkens und Handelns in der 
Politik dar, indem sie über ihre eigentlichen Inhalte und Prinzipien (z.B. nach herrschender 
Auffassung die Integration von Wirtschafts-, Sozial- und Umweltbelangen) hinaus eine nor-
mative Reformagenda für Governance und Verwaltung begründet: Das Konzept der nach-
haltigen Entwicklung betrifft das "Was" und "Wie" von Politik, institutionellen Strukturen 
und Entscheidungsprozessen (vgl. Steurer 2008: 96). Die politikwissenschaftliche Auseinan-
dersetzung mit Nachhaltigkeitsstrategien stellt somit insbesondere für ein Querschnitts-
thema wie Ressourcenschonung wichtige Erkenntnisse bereit. Zudem sind Nachhaltigkeits-
strategien der einzige Strategietyp, der in nennenswertem Umfang Gegenstand politikwis-
senschaftlicher Analysen ist. 
Ausgelöst durch den so genannten Brundtland-Report (WCED 1987) wurden in den 1990er 
Jahren in einer Vielzahl von Industrieländern zunächst "Umweltpläne" erarbeitet, die vor-
rangig auf die Integration von Umweltbelangen in andere Politikfelder zur Lösung persis-
tenter Umweltprobleme abzielten (vgl. Jänicke et al. 1997: 6). Diese waren überwiegend 
von einem Top down-Ansatz beherrscht, stellten teilweise jedoch lediglich reine Ideen-
sammlungen dar, waren mit zahlreichen Defiziten behaftet und erfuhren nur selten eine 
wirksame Umsetzung (vgl. Jänicke et al. 1997: 7-19; Lafferty & Meadowcroft 2000: 356-
373; Dalal-Clayton & Bass 2002: 4-7; Steurer & Martinuzzi 2005: 457; Steurer 2008: 94). 




Durch die im Rahmen der UN-Konferenz für Umwelt und Entwicklung 1992 beschlossene 
Agenda 21 wurden Regierungen aufgefordert, eine "nationale Strategie für Nachhaltige 
Entwicklung" zu verabschieden (vgl. UN 1992). Nationale Nachhaltigkeitsstrategien werden 
durch die zu ihrer Entwicklung herausgegebenen Leitlinien (z.B. UN 2001; OECD 2001; 
OECD 2002b) im Sinne eines ambitionierten Ideals als nichtlineare, flexible strategische 
Ansätze mit starker Betonung von Politikintegration, Implementierung und Lernen charak-
terisiert (vgl. Steurer & Martinuzzi 2005: 457f.). 
Die Agenda 21 und die genannten Leitlinien enthalten diesem Ideal folgend Schlüsselprinzi-
pien nationaler Nachhaltigkeitsstrategien, die sich folgenden Kernkategorien zuordnen las-
sen: Zielorientierung, Ergebnisorientierung, horizontale Integration, vertikale Integration, 
Partizipation, Umsetzungsmechanismen sowie Monitoring und Evaluation (vgl. Tils 2007: 
166; SRU 2008: Tz. 4). Diese Kernkategorien werden im Folgenden zur Darstellung von Er-
folgsfaktoren und Best Practice herangezogen. Der Sachverständigenrat für Umweltfragen 
(SRU) zieht diese bzw. ähnlich benannte Merkmale als mögliche Elemente neuer Steue-
rungskonzepte von Environmental Governance zur Lösung persistenter Umweltprobleme 
heran und macht Vorschläge zu ihrer Ausgestaltung (vgl. SRU 2004: Tz. 1189-1232). 
Tabelle 2 ordnet somit den genannten Kernkategorien Erfolgsfaktoren und stichwortartig 
Best Practice-Ansätze zu, die in der hier getroffenen Auswahl auch für politikfeldübergrei-
fende thematische Umweltstrategien relevant sein können. Diesen Faktoren und Ansätzen 
wird jeweils eine Bewertung der Situation in Deutschland gegenüber gestellt, die verein-
zelt auch über den Bezug zur Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie hinausgeht. Diese Ge-
genüberstellung soll überblicksartig zeigen, welche Ansätze und Defizite jeweils erkennbar 
sind, die bei der Anwendung der Erfolgsfaktoren und Best Practice-Ansätze auch für poli-
tikfeldübergreifende thematische Umweltstrategien Bedeutung aufweisen können. Diese 
Gegenüberstellung von Best Practice und Realität in Deutschland erscheint im Sinne geeig-
neter Referenz- und Anknüpfungspunkte einer Ressourcenstrategie hilfreich. Ferner führt 
die Tabelle Ideen des SRU (2004) dazu auf, wie die Kernkategorien als Prinzipien neuer 
Steuerungskonzepte von Environmental Governance ausgestaltet werden können. 




Tabelle 2: Erfolgsfaktoren und Best Practice-Ansätze für Kernkategorien nationaler Nachhal-
tigkeitsstrategien, Bewertung der Situation in Deutschland und Umsetzung in neue 
umweltpolitische Steuerungskonzepte nach SRU (2004) 





Bewertung der Situation in Deutsch-
land 
(Nat. Nachhaltigkeitsstrategie u. a. 
Politiken) 
(Quellenangaben in der Tabelle) 
Vorschläge zur Ausgestaltung stra-




Ziel- und Ergebnisorientierung  




Kombination aus lang-, 
mittel- und kurzfristigen 
Zielen. 
Darlegung der geplanten 
Umsetzungsmaßnahmen 
und Festlegung klarer 
Umsetzungszuständigkei-
ten. 
Positiv hervorzuheben sind die 21 
zumeist quantifizierten und zeitge-
bundenen Zielvorgaben. Allerdings 
fehlen Zustandsziele; in zentralen 
Bereichen wird allein auf relative 
Effizienz- statt auf absolute Reduk-
tionsziele gesetzt (vgl. SRU 2008: 
Tz. 51). 
Mit Zeithorizonten der Ziele von 
2010, 2015 und 2020 ist die nat. 
NHS eher kurz- bis mittelfristig an-
gelegt; Langfristziele (z.B. 2050) 
fehlen (vgl. SRU 2008: Tz. 58).  
Dargelegte Maßnahmen spiegeln 
überwiegend andere Politiken wi-
der; weiterreichende, eigenständige 
Maßnahmen und konkrete Fahrpläne 
fehlen weitgehend. Umsetzungszu-
ständigkeiten der einzelnen Ministe-
rien sind nicht verbindlich geregelt 
(vgl. SRU 2008: Tz. 52). 
Aufgrund oftmals mangelnder Ak-
zeptanz bei den betroffenen Grup-
pen werden meist kapazitätsfor-
dernde Aushandlungsprozesse nötig. 
Für deren Erfolg sind professionelles 
Management, entsprechende insti-
tutionelle Bedingungen, Konzentra-
tion auf wenige, prioritäre Ziele und 
bei persistenten Umweltproblemen 
ein Kommunikationsstil angebracht, 
der mittels Wissensinput die Betei-
ligten mit den langfristigen Prob-
lemtendenzen konfrontiert, aber 
auch die Argumente der betroffenen 
Gruppen berücksichtigt. Langfristi-
ge, verlässliche Zielvorgaben geben 
dabei der Industrie Planungssicher-
heit und erhöhen somit die Akzep-
tanz durch Chancen für Innovatio-




auf politischer Ebene 
(z.B. "Green Cabinets") 
und auf administrativer 
Ebene oder in Kombina-
tion beider Ebenen, ggf. 
erweitert um nichtstaat-
liche Akteure (z.B. Sozi-
alpartner) und Vertreter 












wenige Jahre) mit klaren 
Umsetzungsverantwort-
Durch die beiden vom Bundeskanz-
leramt geleiteten Institutionen 
"Staatssekretärsausschuss für nach-
haltige Entwicklung" auf der politi-
schen Ebene und der "Arbeitsgruppe 
der Ressortverantwortlichen für 
Nachhaltigkeit auf Ebene der Unter-
abteilungsleitung" (UAL-AG) auf der 
administrativen Ebene wurden erste 
Schritte organisationaler Integration 
gemacht, wobei Verbesserungsbe-
darf (v.a. bzgl. Kapazitätsaufbau) 
besteht (vgl. Jacob et al. 2009: 
30f.).  
Die Steuerung der nat. NHS durch 
das Kanzleramt ist sehr positiv zu 
beurteilen (vgl. Niestroy 2005: 
138f.). 
In Deutschland bestehen für wirk-
same Umweltpolitikintegration zahl-
reiche Hemmnisse; hierzu zählt bei-
spielsweise auch die vergleichsweise 
ausgeprägte  
Unabhängigkeit der einzelnen Mini-
Erhebliche Hemmnisse entstehen 
aus den Widerständen der Verursa-
chersektoren und oftmals auch der 
für sie zuständigen Ministerien.  
Zentrale Voraussetzung entspre-
chender Sektorstrategien dürften 
sektorale Stakeholderdialoge sein, 
in denen die zuständigen Ressorts 
unter Beteiligung von Wissenschaft-
lern Vertreter der betroffenen In-
dustrien mit den von ihnen verur-
sachten langfristigen Umweltprob-
lemen konfrontieren und auch die 
daraus entstehenden ökonomischen 
Risiken und potenziellen Krisen er-
örtern.  
Sektorstrategien bedürfen in der 
Regel einer hochrangigen Beauftra-
gung (z.B. durch die gesamte Regie-
rung), wobei das Umweltressort so-
wohl den übergeordneten Beauftra-
gungsprozess als auch die anschlie-
ßende horizontale Kooperation mit 
den verursachernahen Ressorts mit-









Bewertung der Situation in Deutsch-
land 
(Nat. Nachhaltigkeitsstrategie u. a. 
Politiken) 
(Quellenangaben in der Tabelle) 
Vorschläge zur Ausgestaltung stra-









durch die einzelnen Res-
sorts mit Berichtspflich-
ten und externer Evalua-
tion. 
sterien (vgl. Wurzel 2008: 197) und 
die Konfliktträchtigkeit von Koaliti-
onsregierungen (vgl. Niestroy 2005: 
137). 
Als erfolgreiches Beispiel (nicht mit 
nat. NHS verknüpft) gilt die Arbeit 
der ehemaligen Interministeriellen 
Arbeitsgruppe (IMA) "CO2-Reduktion" 
(vgl. OECD 2002a: 123; Wurzel 2008: 
197). 
Eine Umsetzung der nat. NHS in 
Sektorstrategien ist bislang nicht 
vorgesehen (vgl. SRU 2008: Tz. 52). 
Die nat. NHS trägt nicht nennens-
wert zur Koordination des Regie-
rungshandelns in langfristigen und 
politikfeldübergreifenden Fragen 
bei (vgl. Jacob & Volkery 2007b: 
437). 
Seit 2009 muss jedes Ministerium 
dem Staatssekretärsausschuss einen 
"Ressortbericht" vorlegen, wobei 
bislang Vorgaben zu Inhalt und Form 
fehlen (vgl. Berger & Steurer 2009). 
bestimmen sollte. 
Koordination der NHS mit 
anderen Strategieprozes-
sen. 
Die NHS nimmt zwar z.T. Bezug auf 
andere Strategieprozesse, bildet je-
doch keinen überspannenden Rah-
men, sondern eher eine Sammlung 
existierender Strategien (vgl. Swan-
son et al. 2004: 29). Zudem sind 
viele Strategien und andere Politi-
ken völlig von der nat. NHS abge-
koppelt (vgl. Jacob et al. 2009: 61). 
 
Vertikale Integration 
Koordinierung der NHS 
mit EU- bzw. internatio-
nalen Nachhaltigkeitsak-
tivitäten. 
Die EU-NHS spielt für die deutsche 
NHS bislang nur eine marginale Rol-
le (vgl. Niestroy 2005: 154f.). 
 
Koordinierung der NHS 
mit subnationalen Nach-
haltigkeitsaktivitäten 
z.B. durch Einbeziehung 
unterer Ebenen in De-
tailplanung, Umsetzung 
und Monitoring und/oder 
Einbindung von Länder-
vertretern in ein Nach-
haltigkeitskomitee. 
 
Die nat. NHS wurde ohne Beteili-
gung der Länder und Kommunen 
entwickelt, und es besteht keine 
Verknüpfung mit NHS der Länder 
und Lokalen Agenden 21. Seit Ende 
2008 besteht ein Austausch des 
Kanzleramts mit den Staatskanzlei-
en der Länder (vgl. Jacob et al. 
2009: 33). 
Entwicklung von Dezentralisierungs-
strategien bei Problemen, die nur 
auf Basis lokal verfügbarer Informa-
tionen bearbeitet werden können: 
Vorgabe von Zielvorgaben von oben 
mit Berichtspflichten und flexibler 
Umsetzung auf den unteren Ebenen. 









Bewertung der Situation in Deutsch-
land 
(Nat. Nachhaltigkeitsstrategie u. a. 
Politiken) 
(Quellenangaben in der Tabelle) 
Vorschläge zur Ausgestaltung stra-




Partizipation und Kooperation 
Aktive Öffentlichkeitsbe-
teiligung bei Entwick-
lung, Umsetzung und 
Weiterentwicklung der 





Zu jedem Fortschrittsbericht wird 
ein Konsultationsprozess durchge-
führt; allerdings wird die breite Öf-
fentlichkeit dabei bislang nicht er-
reicht (vgl. Jacob et al. 2009: 
62ff.). 
Der Rat für Nachhaltige Entwicklung 
gilt als wichtiger Akteur der NHS 
(vgl. Jacob et al. 2009: 29-32). 
Empowerment und Aktivierung der 
Bürger durch Information und In-
formations-, Beteiligungs- und Kla-
gerechte. Die Rolle des Bürgers darf 
jedoch nicht überfordert werden. 
(institutionalisierte) Mit-
arbeit von NGOs oder 
nichtstaatlichen 
Stakeholder-Netzwerken 
bei der NHS-Umsetzung. 
Initiativen und Instrumente zur in-
stitutionalisierten Einbindung zivil-
gesellschaftlicher Akteure in die 
Umsetzung wurden nicht entwickelt 
(vgl. Tils 2007: 173). 
Kontextsteuerung durch Beteiligung 
des Staates an Gremien verbandli-
cher Selbststeuerung oder Exper-
tengremien als gleichberechtigter 
Partner. Verhandlungslösungen v.a. 
bei Verbänden mit wenigen zentra-
len Akteuren möglich. Kontextsteu-
erung muss allerdings mit angedroh-
ter klassischer Regelsteuerung kom-
biniert werden, um wirksam zu sein. 
Umsetzungsmechanismen 
Hochrangige Unterstüt-
zung und Verpflichtung, 
"Ownership". 
Nachhaltigkeit kann bei diversen 
Ressorts und vielen Politikern bis-
lang nicht als vorrangiges Anliegen 
erkannt wer- 
den, und es gibt keine verbindlichen 




bzw. langfristige Vision. 
Einerseits begünstigt der Charakter 
der deutschen Wettbewerbsdemo-
kratie das Aufrechterhalten von Po-
litiken über Regierungswechsel hin-
aus nicht. Andererseits erschweren 
das relativ stabile Parteiensystem 
und die recht "vernünftige" politi-
sche Kultur den umfassenden Stopp 
der Politiken von Vorgängerregie-
rungen (vgl. Niestroy 2005: 140). 
Eine Nutzung der nat. NHS als Mittel 
zur Popularitätssteigerung (was zum 
langfristigen Aufrechterhalten die-
nen könnte) wird bislang nicht ver-
folgt (vgl. Tils 2007: 174). 
Wissenschaftlich kompetente und 
diskursive Konfrontation der betei-






Benennung von Schwerpunktthemen 
ist positiv zu werten, wobei jedoch 
"neue" Maßnahmen und konkrete 
Fahrpläne zur Zielerreichung fehlen 
(vgl. SRU 2008: 52). 
Fokussierung auf eine begrenzte 
Zahl von Zielen bzw. Problemen, die 
wegen ihrer Schadenspotenziale, 
aber auch wegen ihres Schwierig-
keitsgrades besonderer gesellschaft-
licher Anstrengungen bedürfen. 









Bewertung der Situation in Deutsch-
land 
(Nat. Nachhaltigkeitsstrategie u. a. 
Politiken) 
(Quellenangaben in der Tabelle) 
Vorschläge zur Ausgestaltung stra-




Monitoring und Evaluation 
Kontinuierliches 
Monitoring der Zielerrei-





NHS in festgelegten In-
tervallen. 
Durchführung von Peer 
Reviews. 
Transparentes und glaubwürdiges 
Monitoring durch Statistisches Bun-
desamt, ergänzt durch Dialog- und 
Kritikverfahren des Rates für Nach-
haltige Entwicklung (RNE) sowie des 
Parlamentarischen Beirats für Nach-
haltige Entwicklung (vgl. SRU 2008: 
53); Erstellung von Fortschrittsbe-
richten im vierjährigen Turnus. 2009 
wurde ein Peer Review durchge-
führt. 
Kontinuierliches Monitoring und Eva-
luation sind wichtige Erfolgsvoraus-
setzungen. 
* OECD 2006, Swanson et al. 2004, Steurer & Martinuzzi 2005, Carius et al. 2005, Jacob et al. 2008, Ber-
ger & Steurer 2009, SRU 2008 
Das in der Tabelle aufgeführte Element "horizontale Integration" hat für politikfeldüber-
greifende persistente Umweltprobleme große Bedeutung, da nur in den Verursachersekto-
ren ansetzende politische Maßnahmen eine wirksame Problembekämpfung erreichen kön-
nen (vgl. SRU 2004: Tz. 1203). Somit stellt dieses Element auch für eine entsprechende 
thematische Strategie eine besondere Herausforderung dar. Aus politikwissenschaftlicher 
Sicht werden dezentrale Ansätze wie etwa Sektorstrategien als besonders Erfolg verspre-
chend eingeschätzt (vgl. Jacob & Volkery 2007a: 377). Gleichzeitig sind diese Ansätze in-
ternational besonders wenig verbreitet (vgl. Jacob & Volkery 2007a: 369ff.), somit offen-
bar großen Widerständen ausgesetzt (vgl. Jordan & Lenschow 2008: 334) und dürften auch 
in Deutschland sehr starken Hemmnissen (v.a. der ausgeprägten Unabhängigkeit der ein-
zelnen Ministerien) unterliegen. 
Nachhaltigkeitsstrategien können ferner auch als eine neue Form so genannter Reflexive 
Governance betrachtet werden, da sie als Strategieprozess mit institutionalisierten Zyklen 
von Zielbildung, Strategiegestaltung, Umsetzung, Überprüfung und Anpassung einen itera-
tiven Mechanismus der öffentlichen Bestandsaufnahme und Diskussion von Ansätzen gesell-
schaftlicher Veränderung unter Einbindung von Stakeholdern und Bürgern darstellen kön-
nen (vgl. Meadowcroft 2007: 159ff.). 
Eine spezifische Strategieform von Reflexive Governance zum Erreichen von Nachhaltig-
keitszielen ist das in den Niederlanden entwickelte und seit 2001 in der politischen Praxis 
eingesetzte "Transition Management". Dabei soll in den Problemfeldern Energie, 
Biodiversität und natürliche Ressourcen, Landwirtschaft sowie Mobilität in einer Langzeit-
perspektive (25-50 Jahre) statt lediglich inkrementeller Fortschritte durch Systemoptimier-
ungen ein fundamentaler Wandel durch Systeminnovationen erreicht werden. Ziel ist also 
die Stimulierung des – inkrementalistisch zu gestaltenden – Übergangs in einem gesell-




schaftlichen Subsystem vom aktuellen hin zu einem neuen, nachhaltigeren Zustand unter 
den Bedingungen von Unsicherheit, Komplexität und Nicht-Planbarkeit (vgl. Kemp & 
Loorbach 2006). 
Statt auf spezifische quantitative Ziele wird auf flexible Ziele gesetzt (vgl. Voß et al. 2009: 
283f.). Zur Gestaltung dieses evolutionären Wandels in einem Problemfeld sollen vor allem 
fünf Elemente dienen:  
1. Einrichtung eines Netzwerks ("Transition Arena"), in dem eine kleine Anzahl strate-
gisch denkender Innovatoren das jeweilige Problem und die Ziele kreativ diskutiert. 
2. Auf Grundlage der generellen Ziele Entwicklung von Visionen, die als inspirierende 
Szenarien breite Unterstützung finden und gesellschaftliche Akteure aktivieren sol-
len. 
3. Entwicklung mehrerer alternativer Transitionspfade mit kurz- und mittelfristigen 
Zielen mittels Back-Casting von der Vision ausgehend zurück bis in die Gegenwart. 
4. Durchführung von Experimenten z.B. zu neuen Technologien oder Politikinstrumen-
ten zur praktischen Erkundung einzelner Transitionspfade mittels learning by doing. 
5. Kontinuierliches Betreiben von Monitoring, Evaluation und Revidierung des Gesamt-
prozesses, der Experimente und Visionen; Evaluation des jeweils Gelernten. 
(Vgl. Voß et al. 2009: 284f.; Kemp & Loorbach 2006: 113-116; Kemp & Loorbach 2005: 131-
135) 
Aus politikwissenschaftlicher Perspektive wurden die Erfolgsaussichten des Transition Ma-
nagement mitunter skeptisch eingeschätzt, etwa da die Bedeutung von Visionen sowie die 
Handlungsmöglichkeiten der Transition Arenas überschätzt, der Einfluss von Beharrungs-
kräften auf die notwendigen Verhandlungen über Ziele, Visionen und Transitionspfade hin-
gegen unterschätzt werde (vgl. Jacob 2004: 97). Zudem wurde die demokratische Legiti-
mation der Transition Arenas kritisch bewertet (vgl. Smith & Stirling 2008: 12f.). 
Die bisherigen Erfahrungen sind teilweise enttäuschend, zeigen eine Reihe kritischer Ent-
wicklungen und bestätigen die skeptischen Einschätzungen teilweise: Beispielsweise wer-
den Ziele nachhaltiger Entwicklung zugunsten von Zielen wie Wettbewerbsfähigkeit und 
Wirtschaftswachstum aus den Augen verloren; Transition Arenas und die Entwicklung von 
Visionen werden zunehmend von machtvollen Wirtschaftsinteressen und Beharrungskräften 
beherrscht (vgl. Voß et al. 2009: 285-292; Meadowcroft 2009: 334). Insgesamt wird Transi-
tion Management jedoch als vielversprechender Ansatz zur Gestaltung von Sektorstrategien 
bewertet (z.B. SRU 2004: Tz. 1206), allerdings als weiterentwicklungsbedürftig einge-
schätzt (vgl. Voß et al. 2009: 292ff.). 
Insgesamt ist festzuhalten, dass aus dem politikwissenschaftlichen Nachhaltigkeitsdiskurs 
wichtige Erkenntnisse zu Erfolgsfaktoren und Best Practice von Nachhaltigkeitsstrategien 
gewonnen werden können. Diese Erkenntnisse stellen neben der Auseinandersetzung mit 
politischen Strategien im Allgemeinen (Kapitel 2.1) einen zentralen Zugang zur Konzipie-
rung thematischer Umweltstrategien dar. Trotz der teils kritischen Einschätzungen er-




scheint es denkbar, zumindest auch einzelne Elemente des Transition Management in ge-
eigneter Form zum Bestandteil von Umweltstrategien zu machen. 
2.3 Grundelemente innovationsorientierter Umweltpolitik 
Das BMU verfolgt den Ansatz einer innovationsorientierten Umweltpolitik: Ziel ist es, durch 
Umweltinnovationen technischen Wandel zu forcieren und dabei nicht nur zu Umweltent-
lastung, sondern auch zur Stärkung von Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit und Beschäfti-
gung beizutragen (vgl. BMU 2009). Deutschland soll unter anderem durch "ökologische Mo-
dernisierung" – im Zeitraum 2006-2009 vom BMU als "Ökologische Industriepolitik" (BMU 
2008b) bezeichnet – eine weltweite, innovative Führerschaft erreichen und zur modernsten 
Volkswirtschaft werden (vgl. Röttgen 2009: 149). Auch die Reduzierung des Ressourcenver-
brauchs soll vor allem durch Entwicklung innovativer Technologien erreicht werden (vgl. 
Röttgen 2010: 13f.). Thematische Umweltstrategien des BMU sind insofern – soweit für das 
jeweils zu bearbeitende Umweltproblem möglich – an diesem Ansatz auszurichten. Im Fol-
genden wird daher knapp auf Grundlagen innovationsorientierter Umweltpolitik und 
Grundelemente ihrer möglichen Ausgestaltung eingegangen, um diesen Ansatz als – neben 
politischen Strategien im Allgemeinen (Kapitel 2.1) und Erkenntnissen aus dem politikwis-
senschaftlichen Nachhaltigkeitsdiskurs (Kapitel 2.2) – dritten Zugang zur Konzipierung the-
matischer Umweltstrategien heranzuziehen. 
Eine "Umweltinnovation" ist die "Markteinführung eines Produktes mit umweltentlastender 
Wirkung" (Jänicke 2008: 16). "Ökologische Modernisierung" zielt dabei auf die systemati-
sche Erzeugung und Verbreitung von Innovationen zur Steigerung der Öko-Effizienz von 
Produkten im Sinne der Reduzierung (und/oder Substitution) von Stoffströmen im Lebens-
zyklus von Produkten ab – nicht hingegen auf nachgeschaltete Umwelttechnik (end of pipe) 
(vgl. Jänicke 2008: 16, 19). 
Die deutsche Umweltpolitik ist mit dafür verantwortlich, dass Deutschland in verschiede-
nen Technologielinien eine gute Wettbewerbsposition aufweist. Aus dem weiteren Anstieg 
des internationalen Bedarfs an Umweltinnovationen insbesondere durch den wirtschaftli-
chen Aufstieg der Schwellenländer entstehen weiterhin gute Chancen, wobei die internati-
onale Konkurrenz groß ist und weiter gehende politische Unterstützung erforderlich macht. 
Forderungen von Unternehmen an die Politik betreffen vor allem klare umweltpolitische 
Zielvorgaben, Vereinfachung von Förderprozessen, Finanzierung von Leuchtturmprojekten, 
innovationsfreundliche Ausrichtung öffentlicher Beschaffung, Exportförderung und bessere 
horizontale und vertikale politische Koordination (vgl. DIW et al. 2007: 251-259). 
Der Fokus innovationsorientierter Umweltpolitik muss unter dem Gesichtspunkt effektiver 
Umweltentlastung auf "starken Umweltinnovationen" liegen, die "radikale" (statt "inkre-
menteller") Innovationen darstellen und eine hohe Marktdurchdringung auf nationaler oder 
sogar globaler Ebene (statt dem Verbleiben in Nischenmärkten) erreichen. Starke Umwelt-
innovationen tragen zur absoluten Reduzierung von Umweltbelastungen bei, indem "die Ra-
te des technischen Fortschritts der Umweltverbesserung über der Wachstumsrate der be-




lastenden Produktion" liegt (SRU 2008: Tz. 66). Die unter anderem mit dauerhaftem Wirt-
schaftswachstum verbundenen Rebound-Effekte (also Teil- bis Überkompensierung erziel-
ter Effizienzgewinne; vgl. Kapitel 4.2) bedürfen somit einer "Steigerung der Öko-Effizienz 
auf ständig höherem Niveau" (Jänicke 2008: 49). 
Innovationsorientierte Umweltpolitik sollte dabei auf den gesamten Innovationszyklus ab-
zielen, der klassisch und idealtypisch in die drei Phasen Invention (Produktidee), Innovati-
on (Markteinführung) und Diffusion (Marktdurchdringung) untergliedert wird. Dabei fokus-
sieren innovationspolitische Instrumente vor allem auf Invention und Innovation. Umweltpolitische 
(monetäre, ordnungsrechtliche und unterstützende) Instrumente sollen vorrangig die 
Wettbewerbsfähigkeit von Umweltinnovationen gewährleisten (vgl. Tabelle 3; vgl. SRU 
2008: Tz. 69-74) 
Tabelle 3: Ansatzpunkte einer innovationsorientierten Umweltpolitik 




Direkte Förderung von 
Forschung und  
Entwicklung (FuE) 






Monetäre Tendenzsteuerung zur Beeinflussung der Richtung  
des technischen Fortschritts Handelbare  
Nutzungsrechte 
Beihilfeähnliche  
Förderung Monetäre Detailsteuerung zur Förderung spezifischer Technologien 
Ordnungsrechtliche Instrumente 
Ge- und Verbote,  
dynamische Stan-
dards, Grenzwerte 
Regulative Detailsteuerung jenseits des Standes 
der Technik („Technology Forcing“) 
Festsetzung von  
Standards nach dem 




  Nutzung staatlicher  
Nachfragemacht 
Umweltzeichen   Verbesserung der  
Verbraucherinformation 
Quelle: SRU 2008: Tz. 71 nach ZEW/FFU 2007 
Hohe Innovationspotenziale werden dabei von einem intelligenten Instrumenten-Mix im 
Sinne von "Smart Regulation" erwartet, die regulative Detailsteuerung durch einen "regula-
tiven Kern" mit allgemeiner Tendenzsteuerung durch ökonomische Anreize kombiniert (vgl. 
SRU 2008: Tz. 75).  




Als Erfolgsfaktoren zur Förderung von Umweltinnovationen in Deutschland können somit 
gelten:  
• Politikintegration,  
• Langfristigkeit mit anspruchsvollen Zielen,  
• Einbeziehung von Stakeholdern in die Formulierung und Umsetzung der Maßnahmen,  
• die Aufrechterhaltung eines regulativen Kerns,  
• kapazitätsschonende Gestaltung der Instrumente und  
• ein dialog- und konsensorientierter Politikstil, der zudem berechenbar und verläss-
lich, proaktiv und fordernd sowie offen, flexibel und management-orientiert ist. 
(Vgl. ZEW/FFU 2008: 211ff.; Jänicke 2008: 64) 
Vor allem durch preispolitische Maßnahmen, dynamische Standardsetzung und "Technology 
Forcing" oder auch staatliche Förderinstrumente sollte die Richtung des technischen Fort-
schritts hin zu mehr Öko-Effizienz und die Nachfrage nach umweltfreundlichen Gütern und 
Dienstleistungen forciert werden (vgl. ZEW/FFU 2008: 200-215). 
Innovationsorientierte Umweltpolitik muss dabei die sehr unterschiedliche Innovationska-
pazität der verschiedenen Industriesektoren berücksichtigen (vgl. Jacob & Jänicke 2006: 
157) und auch einen Umgang mit "Modernisierungsverlierern" und ihrem Widerstands- und 
Ausweichverhalten finden, der ihnen durch Restrukturierungsprozesse neue wirtschaftliche 
Möglichkeiten eröffnet (vgl. Jänicke 2008: 71f.). 
Insgesamt stellen Erfolgsfaktoren innovationsorientierter Umweltpolitik ein wesentliches 
Element entsprechend ausgerichteter thematischer Umweltstrategien dar (vgl. Kapitel 3). 




3. Ableitung von Elementen innovationsorientierter thematischer 
Umweltstrategien 
Im Folgenden wird die Darstellung des Forschungsstandes zu (politischen) Strategien in Ka-
pitel 2.1 mit den Kurzdarstellungen zu Strategien im politikwissenschaftlichen Nachhaltig-
keitsdiskurs in Kapitel 2.2 sowie zu innovationsorientierter Umweltpolitik in Kapitel 2.3 
verknüpft, um aus der Zusammenschau dieser drei Zugänge mögliche Elemente Erfolg ver-
sprechender innovationsorientierter thematischer Umweltstrategien abzuleiten. 
Aus der Literatur lassen sich zwar verschiedene Elemente und Erfolgsfaktoren aus den drei 
Zugängen zu thematischen Umweltstrategien ableiten. Allerdings ist zu berücksichtigen, 
dass es sich hierbei um einzelne Elemente für die einzelnen Zugänge handelt. Auf die zu-
dem weit reichenden Defizite des Forschungsstandes zu thematischen Strategien im Allge-
meinen wurde im Fazit von Kapitel 2.1 bereits hingewiesen. Aufgrund dessen sind insge-
samt zwei Aspekte festzuhalten: 
• Es existiert weder für thematische Strategien, noch für Nachhaltigkeitsstrategien 
oder für innovationsorientierte Umweltpolitik jeweils ein aus der Literatur ableitba-
res, in sich geschlossenes und allgemein anerkanntes Erfolgskonzept. 
• Aus der Zusammenführung der drei Zugänge ergeben sich nicht eindeutige und 
intersubjektiv feststehende Erfolg versprechende Elemente thematischer Umwelt-
strategien. 
Die im Folgenden abgeleiteten Elemente basieren somit auf einer eigenen Auswahl und Zu-
sammenführung als Versuch einer konsistenten Sammlung von Strategieelementen. Dabei 
werden die Elemente konzeptioneller Strategiebildung nach Raschke und Tils (2007: 344-
386), wie sie in Kapitel 2.1, Tabelle 1 aufgeführt sind, als Grundgerüst herangezogen und 
durch die als zentral eingeschätzten Strategieelemente aller drei Zugänge (politische Stra-
tegien allgemein, Nachhaltigkeitsstrategien, innovationsorientierte Umweltpolitik) modifi-
ziert und ergänzt. Eigene Ergänzungen werden dort vorgenommen, wo die ausgewertete 
Literatur Defizite und Leerstellen lässt, die zur Erstellung einer konsistenten Sammlung von 
Elementen thematischer Umweltstrategien gefüllt werden müssen. Solche Ergänzungen 
sind im Folgenden kenntlich gemacht. Das Ergebnis sind Elemente einer Erfolg verspre-
chenden, innovationsorientierten thematischen Umweltstrategie, keine Blaupause oder all-
gemeingültige Anleitung zur Strategieentwicklung. Es sind nur mögliche Elemente, die je-
doch in der Zusammenschau der Literatur und der Füllung von Leerstellen in der im Fol-
genden dargelegten Gesamtheit als konsistenteste Zusammenstellung angesehen werden.3 
Zwei wichtige vorgelagerte Erfolgsfaktoren sind zum einen die Erkenntnis, dass eine the-
matische Umweltstrategie nur ein (nicht alleiniges) Mittel zur Bearbeitung eines lediglich 
                                            
3  Die Herkunft der einzelnen Elemente und ihrer optimalen Ausgestaltung wird in diesem Kapitel nicht noch 
einmal durch Literaturstellen belegt, da diese Angaben bereits in den Quellkapiteln 2.1, 2.2 und 2.3 enthal-
ten sind. Angegeben sind somit lediglich zusätzliche, in den Quellkapiteln noch nicht angeführte Literatur-
stellen. 




langfristig lösbaren, persistenten Umweltproblems darstellt. Zum anderen ist es ein Strate-
gieverständnis, das sich ständig bewusst ist, dass es sich hierbei nicht um einen "Plan" im 
Sinne einer Festlegung abzuarbeitender Arbeitsschritte handelt, der zu "implementieren" 
wäre. Von zentraler Bedeutung ist daher die Festlegung eines unverrückbaren Grundkerns 
der Strategie einerseits und die grundsätzliche Ausrichtung auf Nichtvorhersehbarkeit, Ler-
nen, Anpassen und Reagieren andererseits. 
Abbildung 1 stellt die möglichen Grundschritte und Elemente innovationsorientierter the-
matischer Umweltstrategien im Überblick dar, die anschließend erläutert werden. 
Abbildung 1: Mögliche Grundschritte und Elemente innovationsorientierter thematischer Um-
weltstrategien 
 






• Definition und Struktur
• Ursachen und Trendentwicklung
• Legitimation staatlichen Handelns
• Strategiebedarf
• Gegenstandsbereich der Strategie
Ziele und strategischer Kern:









• Akteure, Bündnisse, Umsetzungszuständigkeiten
• Indikatoren
• Monitoring, Evalution und Reflexivität
Strategie:
• Strategiekonzept (veröffentlichtes Dokument)
• Steuerungskonzept (interne Konzeption)
• Kommunikationsstrategie




• Lage des strategischen Akteurs




• Ideen zu grundlegenden Optionen















Am Beginn der Strategiebildung sollte das zu bearbeitende politische Problem in seiner 
Struktur klar definiert und hinsichtlich seiner Ursachen und der Trendentwicklung im Fall 
des Business as usual analysiert werden. Hierauf aufbauend sollte die Legitimation für die 
Notwendigkeit staatlichen Eingreifens geprüft und später im Strategiekonzept verständlich 
und nachvollziehbar dargelegt und kommuniziert werden. Aus Problemstruktur, Ursachen 
und Trendentwicklung lässt sich schließlich Strategiebedarf ableiten und begründen. Im Er-
gebnis dieses ersten Schritts der Strategiebildung sollte der Gegenstandsbereich der Stra-
tegie festgelegt werden. Dabei handelt es sich möglicherweise lediglich um einen Aus-
schnitt des politischen Problems oder auch um mehrere Probleme. Insgesamt wird hiermit 
dem Konzept von Raschke und Tils (vgl. Kapitel 2.1, Tabelle 1) ein Grundschritt vorange-
stellt. Denn für thematische Strategien erscheint eine Auseinandersetzung mit dem zu be-
arbeitenden Problem und dem Fokus aller weiteren Strategieschritte zwingend. 
In einem zweiten Grundschritt sollte die Herstellung themenbezogener Strategiefähigkeit 
erfolgen. Hierbei handelt es sich um eine eigene Modifizierung der Säule "Strategiefähig-
keit" im Grundkonzept des Strategy-Making von Raschke und Tils (2007: 273-334). Denn es 
erscheint wichtig, zur Entwicklung und Umsetzung einer thematischen Strategie eine spezi-
fische Strategiefähigkeit aufzubauen, die – soweit im Rahmen der allgemeinen Strategiefä-
higkeit des strategischen Akteurs (im vorliegenden Zusammenhang: des BMU) möglich – 
spezifische Kapazität zum strategischen Vorgehen herstellen soll. Die allgemeine Strategie-
fähigkeit des strategischen Akteurs auszubauen kann hingegen nicht Bestandteil einer ein-
zelnen thematischen Strategie sein. 
Die themenbezogene Strategiefähigkeit ist zum einen durch die Bildung eines strategischen 
Zentrums aus wenigen, strategieerfahrenen und -kompetenten Personen aufzubauen, das 
während des gesamten Strategieprozesses dessen Führung im Griff behält und mit der Res-
sortspitze gut vernetzt ist. Da im BMU thematische Strategien von der jeweils zuständigen 
Fachabteilung federführend entwickelt werden (vgl. Kapitel 6.2), existiert kein themenun-
abhängiges strategisches Zentrum. Wie ein strategisches Zentrum auch im Fall langfristig 
angelegter Strategien aufrecht erhalten werden kann, muss allerdings zunächst offen blei-
ben. Bei einer über Jahre oder gar Jahrzehnte hinweg zu verfolgenden Strategie stellt die-
ser Aspekt nicht zuletzt aufgrund von Personalwechseln eine erhebliche Herausforderung 
dar.  
Zum anderen sollte die themenbezogene Strategiefähigkeit dadurch gestärkt werden, dass 
bereits in diesem Schritt der Strategieentwicklung darauf geachtet wird, dass die Strategie 
mit der "Richtung" des strategischen Akteurs im Sinne von Grundwerten, großen Gestal-
tungszielen und bevorzugten Instrumenten in Einklang steht und möglicherweise sogar zur 
weiteren Ausgestaltung dieser Richtung beiträgt. 
In einem dritten Grundschritt sollten die übergeordneten Ziele und der strategische Kern 
festgelegt werden. An der Entwicklung des unverhandelbaren Strategiekerns sollten ledig-
lich Regierungs- und unabhängige Experten beteiligt werden. So kann vermieden werden, 
dass es durch breite Stakeholderbeteiligung bereits in einem frühen Stadium der Strategie-




entwicklung zu einem Aufweichen der Strategieziele kommt. Festzulegen ist der Zeithori-
zont der gesamten Strategie, ergänzt möglicherweise durch zwischengeschaltete Zeithori-
zonte. Auf dieser Grundlage sollte die Entwicklung der übergeordneten Gestaltungs- und 
Machtziele vorgenommen werden. Wichtig hierbei ist die Konzentration auf wenige priori-
täre Ziele. Hinsichtlich der Gestaltungsziele sollten von quantifizierten und terminierten 
langfristigen Zielen ausgehend auch mittelfristige Zwischenziele als unmittelbare Bezugs-
punkte operativer Handlungen abgeleitet werden, die jedoch Gegenstand von Abstim-
mungsprozessen mit Stakeholdern sein sollten (s.u.). Kurzfristige Ziele sollten bevorzugt im 
Rahmen von (gegebenenfalls sektoralen) Aktionsplänen aufgestellt und verfolgt werden 
(s.u.). 
Machtziele könnten nach eigenem Dafürhalten die Aufrechterhaltung des strategischen 
Zentrums auch über einen Wechsel an der Ressortspitze hinweg, das Gewinnen des Kanz-
leramts als Verbündeten und die Einbindung des Ministeriums in Sektorstrategien (s.u.) um-
fassen. 
In der Lageanalyse sollten die strukturellen, institutionellen und situativen strategischen 
Stärken und Schwächen des Ministeriums im Hinblick auf die zu entwickelnde Strategie und 
das zu bearbeitende Problem untersucht und vor allem die Kernkompetenzen bewusst ge-
macht werden. Daneben sollte die strategisch relevante Umwelt insbesondere im Hinblick 
auf potenzielle Verbündete und Gegner analysiert werden. Nach eigener Ergänzung sollte 
bereits an dieser Stelle auch nach vorab erkennbaren Gelegenheitsfenstern etwa zur Lan-
cierung der Strategie in der Öffentlichkeit, Durchführung von Beteiligungsprozessen etc. 
Ausschau gehalten werden. Hierbei geht es im Wesentlichen um "routinized political win-
dows", die durch institutionalisierte Ereignisse wie etwa Wahlen vorhersehbar geöffnet 
werden, sowie um "spillover problem windows", die im Hinblick auf ein anderes Problem 
offen stehen und für das eigene Anliegen (die Strategie) genutzt werden können (vgl. How-
lett et al. 2009: 105). 
Anschließend sollte die Grundausrichtung der Strategie festgelegt werden. Sie kann auf 
Grundlage einer verknüpfenden Analyse des unverhandelbaren Kerns mit seinen überge-
ordneten Zielen und dem Ergebnis der Lageanalyse entwickelt werden. Dabei sollte kreativ 
mit Ideen, Visionen und Szenarien gespielt werden, aus denen mittels Auswahl, Kombinati-
on und Spezifikation von Kalkülen und Maximen verschiedene Optionen der Strategieent-
wicklung herausgearbeitet, bewertet und gegeneinander abgewogen werden. Letztlich ist 
eine Option auszuwählen. Die Gesamtstrategie und etwaige Aktionspläne sollten insgesamt 
als innovationsorientierte Ansätze ausgestaltet und kommuniziert werden und vorrangig 
auf die Sicherstellung der Wettbewerbsfähigkeit von Umweltinnovationen abzielen. 
Das darauf folgende eigentliche Design der Strategie sollte eine ganze Reihe von Gestal-
tungselementen beinhalten. Hierzu zählt eine geeignete Instrumentierung, die das Errei-
chen der gesteckten Gestaltungsziele zumindest grundsätzlich möglich erscheinen lässt. Im 
Sinne von Smart Regulation sollten dabei ordnungsrechtliche Instrumente auf einen Kern 
reduziert, kapazitätsschonend und dynamisch gestaltet und mit ökonomischen sowie unter-




stützenden Instrumenten kombiniert werden. Eine konkretisierte Instrumentierung bzw. 
ein Teil der Instrumente dürfte allerdings erst in den (gegebenenfalls sektoralen) Aktions-
plänen zu implementieren sein (s.u.). Mechanismen zur horizontalen und vertikalen Integ-
ration der Strategiebelange sollten entwickelt werden. Ein denkbarer Ansatz zur horizonta-
len Integration könnte – neben den unten erwähnten Sektorstrategien – eine interministe-
rielle Arbeitsgruppe des Umweltministeriums mit den weiteren betroffenen Ressorts auf 
administrativer Ebene sein, möglicherweise unter Einbindung des Kanzleramtes. Auch auf 
der Ebene von Staatssekretären ausgewählter Ressorts erscheint eine entsprechende Ar-
beitsgruppe, möglicherweise auch erweitert um Vertreter von Bundesländern und nicht-
staatliche Akteure als "Kommission" oder "Komitee" nicht von vornherein ausgeschlossen. 
Die Strategie sollte ferner, soweit möglich und sinnvoll, mit anderen Politikprozessen und 
Strategien auf Bundes-, Länder- und europäischer Ebene vernetzt werden, um die Chance 
ihrer dauerhaften Aufrechterhaltung zu steigern. Es sollten zudem die für die Umsetzung 
der Strategie wichtigen Akteure und Bündnispartner identifiziert und ihnen Zuständigkeiten 
zugeordnet werden. Ferner sind in diesem Grundschritt ein oder mehrere geeignete Indika-
toren zur Quantifizierung der Gestaltungsziele sowie Mechanismen für Monitoring, Evalua-
tion und Reflexivität (Anpassung und Lernen) festzulegen. 
Diese Gestaltungselemente der Strategie sollten einer breiten, professionell gestalteten 
Beteiligung durch alle relevanten Stakeholder unterzogen werden. Dazu zählen mindestens 
alle Ressorts der Bundesregierung, die Bundesländer (sofern die Strategieumsetzung der 
Beteiligung der Länder bedarf), wissenschaftliche Institute, Interessenverbände der Wirt-
schaft sowie zivilgesellschaftliche Organisationen. Die dabei vermutlich notwendigen Zuge-
ständnisse sollten zur Schwächung der internen Kohärenz von Vetospielern und/oder Inte-
ressengruppen genutzt werden. Insgesamt ist für diese Phase, aber auch den gesamten sich 
anschließenden Strategieprozess, die Konzipierung eines auf Dialog, Konsens und Bündnis-
bildung angelegten Kommunikations- und Interaktionsstils elementar. 
Nach einer gegebenenfalls erforderlichen Modifizierung sollte die Strategie insgesamt fest-
gelegt werden. Dazu sollte eine entsprechende Publikation erstellt werden, die das Strate-
giekonzept in verdichteter, aber gut verständlicher Form enthält. Zudem sollte ein inter-
nes Steuerungskonzept entwickelt werden, das die – ständig zu aktualisierende – Vorge-
hensweise während der Strategieumsetzung insgesamt beschreibt. Dazu zählt im Besonde-
ren eine begleitende Kommunikationsstrategie. Kommunikation als zentraler Bestandteil 
einer thematischen Strategie ist für die verschiedenen relevanten Arenen zielgerichtet zu 
konzipieren: Gegenüber potenziellen Verbündeten oder Gegnern im politisch-
administrativen Raum sollte der Fokus auf Vermittlung und Durchsetzung liegen. Gegen-
über der (Medien-) Öffentlichkeit ist Darstellungskompetenz, Komplexitätsreduktion und 
Positivpublizität besonders wichtig. In diesen beiden Arenen, insbesondere aber auch in 
der Kommunikation mit Strategieadressaten (z.B. Industrieverbänden) könnte ein "Framing" 
der Strategieinhalte und -ziele günstig sein, das die win win-Potenziale etwa im Hinblick 




auf Innovation und Modernisierung mit ihren möglichen Effekten für Wettbewerbsfähigkeit 
und Beschäftigung gegenüber den Umweltaspekten der Strategie in den Vordergrund rückt. 
Bestandteil des Steuerungskonzepts sollte auch eine Vorgehensweise zum Zeitmanagement 
sowie auch zur aktiven Gestaltung und Nutzung von Gelegenheitsfenstern sein, die über die 
oben angeführte Nutzung kurzfristig erkennbarer Fenster hinausgeht und sich nunmehr auf 
größere Zeiträume und Gelegenheiten zur Umsetzung wichtiger strategischer Schritte be-
zieht. Dabei kann es sich nach eigener Ergänzung auch um die Vorbereitung, Öffnung und 
Nutzung von "Transitionsfenstern" handeln, in denen ein Übergang zu einer innovativen 
Technologie leichter als sonst möglich ist und die für eine innovationsorientierte Umwelt-
politik von erheblicher Bedeutung sein können (vgl. Nill 2009). Die Strategie sollte daher 
Mechanismen für ein Monitoring des technisch-ökonomischen Geschehens zur frühzeitigen 
Erkennung möglicher Fenster aufweisen. 
Zur Konkretisierung der Strategie und der kurzfristigen Umsetzung einzelner Teile (über 
wenige Jahre hinweg) sollten im Steuerungskonzept Aktionspläne zum Erreichen von Teil- 
und Zwischenzielen vorgesehen werden, die zu gegebener Zeit und möglicherweise nach 
Durchführung eines Beteiligungsprozesses eingesetzt werden. Hierbei kann es sich vor al-
lem auch um sektorale Pläne handeln.  
Sektoralen längerfristig angelegten Strategien oder kurzfristig umzusetzenden Plänen vo-
rangestellt werden sollten Sektordialoge. In den Dialogprozessen könnten Vertreter des 
jeweiligen Ressorts und des Umweltressorts gemeinsam mit Experten Vertreter der betrof-
fenen Industrien mit den hinsichtlich Innovationen und Umweltproblemen mittel- bis lang-
fristig verbundenen Chancen und Risiken konfrontieren und gemeinsam Lösungswege und 
Perspektiven diskutieren. Als Ansatz für Sektorstrategien könnte auf Elemente des Tran-
sition Management zurückgegriffen werden. Dabei könnte für den jeweiligen Sektor die 
Bildung einer Transition Arena, also eines kleinen Innovationsnetzwerkes vorgesehen wer-
den, das für den Sektor Visionen und inspirierende Szenarien entwickelt, mittels Back-
Casting alternative Transitionspfade mit kurz- und mittelfristigen Zielen entwickelt und 
technologische und politische Experimente initiiert. 
Es erscheint angeraten, die Sektorstrategien bzw. -aktionspläne selbst mit Berichtspflich-
ten des jeweils zuständigen Ressorts und externer Evaluation zu verknüpfen. Die genann-
ten Transition Management-Elemente sollten insgesamt als Experiment kooperativen Re-
gierens begriffen und so öffentlich auch dargestellt werden. Es sollte deutlich gemacht 
werden, dass im Fall von Fehlentwicklungen oder nicht zufriedenstellender Fortschritte 
auch Maßnahmen klassischer Regelsteuerung eingesetzt werden können ("stick behind the 
door"). 
Ferner ist zu befürworten, dass das Steuerungskonzept auch einen Dialogprozess mit den 
Bundesländern beabsichtigt und Grundsätze ihrer Mitwirkung enthält. Vorzusehende Ziel-
vorgaben und Berichtspflichten dürften erst im Verlauf der Umsetzung auszuhandeln sein. 
Wichtig ist, dass die Länder zur Erfüllung der Ziele flexibel agieren können. 




Insgesamt ergibt die durchgeführte Auswahl und Zusammenführung möglicher Strategie-
elemente zu einer konsistenten Sammlung sieben Grundschritte zur Entwicklung einer in-
novationsorientierten thematischen Umweltstrategie: von der Befassung mit dem politi-
schen Problem über den Aufbau themenbezogener Strategiefähigkeit, die Festlegung von 
strategischem Kern und übergeordneten Zielen, die Durchführung einer Lageanalyse, die 
Bestimmung der Grundausrichtung der Strategie bis hin zur Ausarbeitung der einzelnen Ge-
staltungselemente und der Finalisierung als eigentlicher Strategie. 
Damit liegt ein Gerüst an Elementen Erfolg versprechender thematischer Umweltstrategien 
vor, das die Grundlage des in Kapitel 5 dargestellten Analyserahmens darstellt und somit in 
alle weiteren Untersuchungsschritte einfließt. 




4. Grundlagen des Politikfelds Ressourcenschonung 
Im Folgenden werden zur Präzisierung des Politikfeldes der vorliegenden Arbeit zunächst 
Definitionen rund um den Begriff "Ressourcen" aufgeführt. Um den Hintergrund der Not-
wendigkeit staatlichen Handelns darzustellen, gehen die Kapitel 4.1 und 4.2 auf die mit 
der Ressourceninanspruchnahme verbundenen Umweltbelastungen sowie mit den wirt-
schaftlichen Chancen der Ressourcenschonung ein. Vor diesem Hintergrund erfolgt in Kapi-
tel 4.3 eine Charakterisierung von Ressourceninanspruchnahme als politischem Problem. 
Sie dient als Ausgangspunkt zur Konzipierung von Optionen für eine Ressourcenstrategie. 
Kapitel 4.4 zeigt daraufhin auf, welche Anknüpfungspunkte bereits vorhandener überge-
ordneter Politiken (Strategien, Programme) auf nationaler, europäischer und internationa-
ler Ebene für eine Ressourcenstrategie relevant sein können. Kapitel 4.5 schließlich geht 
auf wissenschaftlich basierte Vorschläge für Ressourcenpolitik ein, die als mögliche Be-
standteile einer Ressourcenstrategie herangezogen werden können. 
Der Begriff "Ressourcen" oder "natürliche Ressourcen" wird bislang nicht einheitlich defi-
niert. In einem weiteren Sinne umfasst der Begriff  
"alle Funktionen des Ökosystems Erde sowie des Sonnensystems, die vom Men-
schen direkt oder indirekt genutzt werden oder genutzt werden können bzw. die 
die Grundlage seines (Über-)Lebens und Wirtschaftens und der Ko-Existenz mit 
der Natur darstellen. Dazu zählen z.B. Funktionen wie die Stabilität des Klimas, 
der Schutz vor schädlicher Strahlung durch die Ozonschicht, die Aufnahmefähig-
keit für Schadstoffe, die Stabilität und Regenerationsfähigkeit natürlicher arten-
reicher Lebensräume und die Solarstrahlung"  (Schütz & Bringezu 2008: 45)  
Im engeren Sinne hingegen können natürliche Ressourcen definiert werden als 
"zum einen biotische und abiotische Rohstoffe (Biomasse und Mineralien) und 
Wasser, die für die verschiedenen sozio-industriellen Zwecke (für Nahrungsmittel, 
Bau- und Werkstoffe, zur Energiegewinnung usw.) auf Grund ihrer stofflichen 
oder energetischen Eigenschaften oder technologischer Gegebenheiten der natür-
lichen Umwelt entnommen werden, und zum anderen das Land, das dafür und da-
rüber hinaus für verschiedene Zwecke und in unterschiedlicher Weise und Intensi-
tät genutzt wird (für Siedlungen und Verkehr, Land- und Forstwirtschaft, Abgra-
bungen, als Erholungsraum und für Naturschutz)"  (Schütz & Bringezu 2008: 46) 
In diesem engeren Sinne können Ressourcen als "materielle Basis" einer Volkswirtschaft und 
das von ihr genutzte Land verstanden werden. Die vorliegende Arbeit bezieht sich auf die-
se engere Definition, wobei allein auf biotische und abiotische Rohstoffe fokussiert wird. 
Die Einbeziehung der Nutzungsfläche, die ein Staat für die Bereitstellung aller inländisch 
konsumierten agrarischen Güter benötigt (global land use accounting; Bringezu et al. 
2009a: 39-42) würde die Problemkomplexität zu sehr erhöhen, zumal es sich hierbei um ein 
zwar mit der Rohstoffnutzung verbundenes, dennoch eigenständiges Thema handelt. Ähnli-
ches gilt für Wasser, das zur Herstellung von Produkten verwendet wird ("virtuelles Wasser" 
bzw. "Wasser-Fußabdruck" von Produkten; vgl. WWF 2009) und somit ebenfalls mit der Roh-




stoffnutzung für Produkte verkoppelbar, dennoch auch eher als eigenständiges Thema an-
zusehen ist. 
"Abiotische Rohstoffe" umfassen Energieträger und mineralische Rohstoffe, zu denen Erze 
sowie Bau- und Industriemineralien4 zählen. "Biotische Rohstoffe" umfassen vor allem Ern-
teprodukte aus der Landwirtschaft (v.a. Getreide und Hackfrüchte), Biomasse für Futter-
zwecke sowie Biomasse aus der Forstwirtschaft. Beim Import dieser Rohstoffe werden er-
hebliche Mengen auch in Form von Halb- und Fertigwaren eingeführt (vgl. DESTATIS 2004: 
80; 2009: 2). 
Als "Ressourceninanspruchnahme" wird hier die eigentliche Ressourcennutzung in Form von 
Entnahme, Verarbeitung und Konsum, aber auch die durch die Ressourcennutzung entste-
henden "ökologischen Rucksäcke" in Form u.a. indirekter Materialflüsse und nicht verwer-
teter Entnahmen (z.B. Abraum) bezeichnet (vgl. Kapitel 4.1). "Ressourcenschonung" meint 
die Reduzierung sowohl der Ressourcennutzung (im Sinne von Rohstoffen und daraus er-
zeugten Materialien wie Halb- und Fertigwaren) als auch der "ökologischen Rucksäcke" und 
der sonstigen mit Ressourcennutzung verbundenen Umweltbelastungen. Der Begriff "Res-
sourcenschonung" wird hier gegenüber dem Begriff "Ressourceneffizienz" bevorzugt, da ne-
ben dem Prinzip Effizienz (also Output pro Input), die beiden Prinzipien Konsistenz ("Quali-
tät" von Materialströmen im Hinblick auf ihre Verträglichkeit mit natürlichen Stoffströmen) 
und Suffizienz (nicht unbedingt im Sinne von "Verzicht", sondern der Lenkung von Verbrau-
cherverhalten hin zu weniger ressourcenintensiven Produkten, Beschäftigungen und Verhal-
tensweisen) zumindest mitgedacht werden sollten. 
4.1 Ressourceninanspruchnahme und ihre Umweltauswirkungen 
Im Hinblick auf die umweltbezogenen Aspekte der Ressourceninanspruchnahme wird im 
Folgenden zunächst auf die Umweltbelastungen selbst eingegangen. Anschließend wird auf 
die methodischen Schwierigkeiten der geeigneten Messung der aggregierten Ressourcenin-
anspruchnahme und ihrer Umweltauswirkungen durch entsprechende Indikatoren eingegan-
gen. Anhand der gegenwärtig verfügbaren Indikatoren wird das Ausmaß der Inanspruch-
nahme dargestellt. Jeder dieser drei Aspekte – Umweltbelastungen, Indikatorproblem, 
Ausmaß der Inanspruchnahme – ist für die Entwicklung von Optionen einer Ressourcenstra-
tegie relevant. 
Umweltbelastung durch Ressourceninanspruchnahme 
Die Beziehung zwischen Ressourcennutzung mit den daraus entstehenden Materialflüssen 
und Umweltbelastungen stellt sich sehr komplex dar. Zwar sind viele der derzeit gravie-
                                            
4  Baumineralien: "Bausande und andere natürliche Sande; Feldsteine, Kiese, gebrochene Natursteine; Natur-
steine, nicht gebrochen; Kalk-, Gipsstein, Anhydrit, Kreide, Dolomit, Schiefer; Tone, Baumineralien a. n. 
g."; 
Industriemineralien: "Kieselsaure Sande und Quarzsande; chemische und Düngemittelminerale; Salze; Kaolin 
und andere Spezialtone; Steine und Erden a. n. g, sonstige Bergbauerzeugnisse; Torf für gärtnerische Zwe-
cke" (DESTATIS 2009: 2) 




rendsten Umweltbelastungen – insbesondere der Klimawandel – mit anthropogen verursach-
ten Materialflüssen verbunden (vgl. Global 2000/SERI 2009: 5). Aufgrund der Vielfalt der 
verwendeten Materialien sind die Umweltauswirkungen ihrer Nutzung andererseits sehr 
verschiedenartig und hängen von unterschiedlichen Faktoren ab. Dazu zählen etwa der 
Umfang des Materialstroms, das Belastungspotenzial (z.B. (Öko-) Toxizität) des Materials, 
die Regenerationsfähigkeit erneuerbarer Ressourcen und die Beschaffenheit und Empfind-
lichkeit der von der Materialentnahme (Rohstoffabbau) und Materialaufnahme (Abfall, 
Emissionen) jeweils betroffenen Ökosysteme (vgl. Bringezu et al. 2009a: 30; OECD 2008: 
20).  
Im Hinblick auf den Umfang der Materialströme ist zu berücksichtigen, dass eine extreme 
Bandbreite vorhanden ist: Von zwar global, jedoch nur in vergleichsweise geringen Mengen 
gehandelten Materialien wie etwa Gold über global in großen Mengen gehandelte Materia-
lien wie Holz bis hin zu lediglich in lokalen bis regionalen Entfernungen, in der Summe je-
doch in großem Umfang transportierten Materialien wie etwa Sand. Abbildung 2 zeigt die 
komplexen Umweltauswirkungen von Materialströmen entlang ihres Lebensweges. 
Abbildung 2: Umweltbelastungen durch Materialströme entlang des Lebenszyklus' 
 
Quelle: Best et al. 2008: 23. 
Die wichtigsten Umweltbelastungen der einzelnen Rohstoffgruppen umfassen bei: 
• fossilen Energieträgern: Emission von Treibhausgasen sowie versauernder, 
eutrophierender und toxischer Substanzen; 




• pflanzlicher und tierischer Biomasse: Verlust an Waldökosystemen; Abnahme von 
Gebieten ungestörter Wildnis; Verlust an Biodiversität; Bodendegradation, Grund-
wasserkontamination und -absenkung; Emission von Treibhausgasen sowie 
eutrophierender und toxischer Substanzen; 
• Industriemineralien und Metallen/Erzen: Emission toxischer Substanzen bei Abbau 
und Verarbeitung; Emission von Treibhausgasen bei Primärproduktion; Entstehung 
großer Mengen von (teils gefährlichen) Abfällen am Ende des Produktlebenszyklus'; 
• Baumineralien: überwiegend indirekte Wirkungen wie Energieverbrauch bei Trans-
port, Verarbeitung und Nutzung; Bodenversiegelung durch die errichteten Gebäude 
und Infrastrukturen. 
(Vgl. Krausmann et al. 2009: 2703; UNEP 2010b: 63-74) 
Neben Umweltproblemen sind mit dem Abbau von Rohstoffen, der oftmals in Entwicklungs-
ländern stattfindet, in vielen Fällen auch Menschenrechtsverletzungen, bewaffnete Kon-
flikte, Korruption, mangelhafte Arbeits- und Gesundheitsbedingungen sowie geringe Löhne 
verbunden (vgl. z.B. Behrendt et al. 2007; Nordbrand & Bolme 2007; Global 2000/SERI 
2009; Tänzler & Westerkamp 2010). 
Indikatoren 
Die Vielfalt der unterschiedlichen Materialströme und der mit ihnen verbundenen mögli-
chen Umweltbelastungen erschweren die Bildung geeigneter Indikatoren zur Messung der 
aggregierten Ressourceninanspruchnahme. Dieser Sachverhalt ist für die Zielbildung einer 
Ressourcenstrategie von Bedeutung. Unterschieden werden kann zwischen Input-, Output-, 
Verbrauchs-, Bilanzierungs- und Produktivitätsindikatoren (vgl. OECD 2008: 16f.). Tabelle 4 
gibt einen Überblick über ausgewählte Materialflussindikatoren auf Ebene einer Volkswirt-
schaft. 




Tabelle 4: Ausgewählte Materialflussindikatoren für Ökonomien 






DEU DEU = verwertete inländi-
sche Rohstoffentnahme 
direkter, nur im Inland gewonne-
ner Materialeinsatz einer Ökono-
mie 
direct material input 
(direkter Material-
Input) 
DMI DMI = verwertete inländi-
sche Rohstoffentnahme + 
Materialimporte 
direkter Materialeinsatz einer 
Ökonomie: im Inland gewonnene 
biotische und abiotische Rohstoffe 





TMR TMR = DMI + nicht verwer-
tete inländische Rohstoff-
entnahme + indirekter 
Ressourcenverbrauch der 
Importe, der nicht das In-
land erreicht ("ökologi-
sche Rucksäcke") 
gesamte Ressourcenbasis einer 
















TMC TMC = TMR – Exporte – in-
direkte Materialflüsse, die 
mit Exporten verbunden 
sind 














GDP/TMR  gesamter Ressourceneinsatz pro 
erwirtschafteter Einheit Bruttoin-
landprodukt 
Quellen: Bringezu et al. 2009a: 27f.; Schütz & Bringezu 2008 
Die in der Tabelle aufgeführten Indikatoren messen sowohl die verwerteten Materialien als 
auch die nicht verwerteten Materialien und indirekten Ressourcenflüsse in Gewichtseinhei-
ten (Tonnen) – unabhängig von den Eigenschaften des verwerteten Materials z.B. im Hin-
blick auf (Öko-) Toxizität auch unabhängig davon, ob es sich z.B. bei den indirekten Res-
sourcenflüssen um Bodenerosion oder hochgradig kontaminiertes Abraummaterial handelt. 
Die etwa im TMR mit enthaltenen "ökologischen Rucksäcke" sind zudem auf Materialien be-




schränkt und lassen andere Umweltbelastungen z.B. beim Rohstoffabbau wie etwa Chemi-
kalieneinsatz, Emissionen oder Wasserverbrauch außen vor. 
Der in der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung verwendete Indikator 
"Rohstoffproduktivität" (vgl. BR 2008a: 41f.) umfasst lediglich das abiotische Primärmateri-
al, also den abiotischen Teil des DMI (GDP/DMIabiot). In seiner derzeitigen Ausgestaltung 
wird der Indikator von den mengenmäßig dominierenden, inländisch entnommenen minera-
lischen Rohstoffen (v.a. Sand und Kies) bestimmt – und nicht von den ausländisch abgebau-
ten Metallen (vgl. Giegrich & Liebich 2008: 71). Dies stellt eine Verzerrung des realen Ma-
terialinputs in die deutsche Wirtschaft durch Unterschätzung der importbedingten auslän-
dischen Ressourceninanspruchnahme dar, an deren Behebung allerdings gearbeitet wird 
(vgl. Buyny et al. 2009: 12f.). 
Neben diesen rein mengenbezogenen Indikatoren existieren verschiedene Vorschläge für 
wirkungsbezogene Indikatoren. Ein Beispiel ist die "Environmentally weighted Material 
Consumption" (EMC; van der Voet et al. 2005). Dabei wird für eine Gewichtseinheit eines 
Materials der gesamte Lebenszyklus spezifiziert und das Gesamtausmaß der Umwelteinflüs-
se berechnet. Für jeden Materialaufwand wäre somit die Materialmenge mit einem wir-
kungsbezogenen Faktor zu multiplizieren. Gegen diesen und andere Vorschläge werden al-
lerdings verschiedene Bedenken geäußert (vgl. Bringezu 2004, van der Voet et al. 2005, 
Schmidt-Bleek 2007b). Das größte Problem wirkungsbezogener Indikatoren ist die Frage der 
Gewichtung der einzelnen Belastungskategorien untereinander. Hiermit ist immer eine – 
nicht fachlich, sondern politisch begründbare – Prioritätensetzung verbunden (vgl. Bringezu 
et al. 2009a: 36). 
Den einen, alles umfassenden und allgemein akzeptierten Indikator gibt es bislang nicht. 
Die breiteste Akzeptanz in der Wissenschaft findet derzeit der TMR, und er ist auch Grund-
lage gegenwärtiger Politikentwicklung z.B. im Rahmen des "MaRess"-Vorhabens (vgl. Blei-
schwitz et al. 2009a: 6; vgl. Kapitel 4.5). Allerdings ist auch dieser Indikator kritisch zu se-
hen. Denn es ist zu fragen, ob die nicht verwertete Materialmenge als isolierter Ökoquali-
tätsaspekt den geeignetsten Indikator für die Beeinträchtigung von Ökosystemen durch die 
Rohstoffgewinnung darstellt (vgl. Schoer 2008: 67).  
Die Komplexität der Zusammenhänge zwischen Materialströmen und Umweltbelastungen 
bedingt, dass bislang die Obergrenzen langfristig verträglicher Ressourceninanspruchnahme 
hinsichtlich der Belastbarkeit der Ökosysteme im Sinne von Leitplanken oder Schwellen-
werten – insbesondere im Hinblick auf nicht erneuerbare Ressourcen – nicht verlässlich be-
stimmt werden konnten (vgl. Bleischwitz et al. 2009a: 7; Schepelmann et al. 2006: 15). 
Erste Überlegungen zu einem an Leitplanken orientierten Indikator wurden allerdings be-
reits angestellt (vgl. Giegrich & Liebich 2008). Aktuell wird an entsprechenden Indikatoren 
und Leitplanken weitergearbeitet (vgl. SERI 2010). Die Identifizierung einer "planetarischen 
Grenze" der Ressourceninanspruchnahme bzw. die Verbindung bereits erkannter "planetari-
scher Grenzen" (vgl. Rockström et al. 2009) mit der Ressourceninanspruchnahme wäre in 
dieser Hinsicht ein Meilenstein. 




Ausmaß der Ressourceninanspruchnahme 
Im Verlauf des 20. Jahrhunderts hat sich der globale Ressourcenverbrauch (DMC) um den 
Faktor 8 erhöht. Bei einer Steigerung des globalen Bruttoinlandsproduktes um den Faktor 
24 und einer Zunahme der Weltbevölkerung um den Faktor 4 stellt dies (jeweils in Bezug 
auf den Wert von 1900) einerseits eine Minderung der Materialintensität (DMC pro Einheit 
GDP) auf 40%, andererseits eine Zunahme des Pro-Kopf-Ressourcenverbrauchs auf 200% 
dar. Relative Entkopplung5 des Ressourcenverbrauchs vom Wirtschaftswachstum kann somit 
quasi als Standardfall wirtschaftlicher Entwicklung gelten. Eine absolute Entkopplung6 hin-
gegen trat im 20. Jahrhundert lediglich während der Weltkriege, der Weltwirtschaftskrise 
Ende der 1920er Jahre und infolge der Ölkrisen in den 1970er Jahren auf (vgl. Krausmann 
et al. 2009). 
Der Pro-Kopf-DMI lag 2000 in der EU-15 bei 18 t und der TMR bei 50 t; etwa 90% des TMR 
entfallen auf mineralische – und damit nicht erneuerbare – Materialien (vgl. Bringezu et al. 
2009b: 54f; 60). Ziel der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie ist die Steigerung der 
Rohstoffproduktivität (DMI; nur abiotische Rohstoffe, s.o.) um 100% bis 2020 gegenüber 
1994 (vgl. BR 2002, 2004, 2008a). Zwischen 1994 und 2008 wurde allerdings eine Steigerung 
um lediglich 38,7% erreicht; der Materialeinsatz verringerte sich um 10,6% bei einem An-
stieg des Bruttoinlandsprodukts um 24,1%; das bisherige Tempo reicht nicht aus, um das 
Ziel noch rechtzeitig zu erreichen (vgl. Abbildung 3; DESTATIS 2010). Die erreichte Steige-
rung ist zudem vorwiegend auf einen Wandel hin zu weniger rohstoffintensiven Branchen 
(v.a. Dienstleistungsbereiche) zuungunsten materialintensiver Branchen wie etwa dem 
Baugewerbe zurückzuführen, nicht aber auf einen im Mittel sparsameren Einsatz der Roh-
stoffe. Überdies wird der Materialeinsatz zunehmend durch Importe gedeckt; Umweltbe-
lastungen werden somit verstärkt ins Ausland verlagert (vgl. UBA 2009). 
                                            
5  "Bei einer relativen Entkopplung steigt der Ressourcenverbrauch zwar an, aber weniger als das wirtschaftli-
che Wachstum. Oder der Ressourcenverbrauch bleibt konstant bei gleichzeitigem Wachstum der ökonomi-
schen Leistung." (Schütz & Bringezu 2008: 73) 
6  "Eine absolute Entkopplung ist dadurch gekennzeichnet, dass der Ressourcenverbrauch bei steigendem Wirt-
schaftswachstum über die Zeit abnimmt." (Schütz & Bringezu 2008: 73f.) 




Abbildung 3: Entwicklung der Rohstoffproduktivität entsprechend der Definition der Nationalen 
Nachhaltigkeitsstrategie 1994-2007 
 
Quelle: DESTATIS 2010.  
Weltweit betrachtet kommt es laut einer Modellierung bis 2030 zu einem sehr starken An-
stieg der verwerteten Materialgewinnung, und zwar von derzeit etwas mehr als 60 Milliar-
den t/a auf dann über 100 Milliarden t/a. Baumineralien, Eisenerze und landwirtschaftli-
che Produkte leisten den größten Beitrag zu diesem enormen Anstieg. Da die Gewinnung 
innerhalb der EU annähernd stagnieren wird, sinkt ihr Anteil sowie der Anteil der sonstigen 
OECD-Länder an der globalen Rohstoffgewinnung stark ab (vgl. Lutz & Giljum 2009: 37-39; 
Krausmann et al. 2008). 
In Deutschland werden 50% des TMR durch fünf Produktionssektoren induziert: Bauleistun-
gen (18%), Nahrungs- und Futtermittel (9%), Metalle und Halbzeug daraus (9%), Energieer-
zeugung (8%) und Automobilindustrie (6%) (vgl. Acosta-Fernández 2007: 34f.).  Die folgen-
den fünf Produktbereiche sind in Deutschland mit den höchsten TMR-Anteilen, Treibhaus-
gas- und Schadstoffemissionen sowie Abfallmengen verbunden: Gebäude und andere Bau-
produkte, Lebensmittel, Automobile und andere Fahrzeuge, Metallerzeugnisse, Energie 
(vgl. Moll & Acosta 2006). Als zentrale Ansatzpunkte zur Reduzierung der Ressourceninan-
spruchnahme können gelten: Substitution knapper sowie besonders umweltintensiver abio-
tischer Rohstoffe (materialbezogene Perspektive); Steigerung der produktbezogenen Mate-
rialeffizienz, Verlängerung der Produktlebensdauer, Förderung der Kreislaufwirtschaft 
(u.a. durch "Design for Recycling") (produktbezogene Perspektive) und ressourcenschonen-
de und abfallarme Produktionsprozesse (produktionsbezogene Perspektive). Berücksichtigt 
werden muss der gesamte Produktlebenszyklus, wobei als wichtigste Ansatzpunkte der 




Herstellungsprozess und die Produktgestaltung genannt werden (vgl. FZKA 2008: 38; UNEP 
2010b: 81). 
4.2 Wirtschaftliche Chancen 
Neben der Reduzierung der in Kapitel 4.1 dargestellten Umweltbelastungen bestehen auch 
wirtschaftliche Chancen der Ressourcenschonung, auf die im Folgenden eingegangen wird. 
Für die Erarbeitung von Optionen einer Ressourcenstrategie weisen diese win win-
Potenziale erhebliche Bedeutung auf. 
Die deutsche Wirtschaft ist bei zentralen Rohstoffen sehr stark von Importen abhängig. So 
beträgt der Importanteil beispielsweise bei Kupfer 46%, bei Aluminium 65% und bei Phos-
phaten und Metallerzen/-konzentraten 100% (Buchholz 2008). Der weltweite Bedarf vor al-
lem an Metallen ist aufgrund des starken Wachstums der Weltwirtschaft, insbesondere in 
Schwellenländern wie China und Indien, drastisch angestiegen. Der hierdurch bedingte 
starke Anstieg der Rohstoffpreise, der durch die Wirtschaftskrise vorübergehend gestoppt 
wurde, tritt aktuell erneut auf und dürfte sich in der Zukunft fortsetzen (vgl. KfW 2009: 1). 
Insbesondere für eine Reihe von Spezialrohstoffen wird aufgrund absehbarer technologi-
scher Innovationen (z.B. Glasfaserkabel-Produktion, Dünnschicht-Photovoltaik, Lithium-
Ionen-Akku) die Nachfrage in den kommenden Jahrzehnten stark ansteigen und kann im 
Einzelfall auch bei Ausweitung der Produktionskapazitäten zu Versorgungsengpässen führen 
(vgl. Fh ISI/IZT 2009; BGR 2010). 
Im verarbeitenden Gewerbe Deutschlands entfallen 46% der Kosten auf den Materialver-
brauch; damit liegen Materialkosten weit vor Personalkosten, die mit einem Anteil von 18%  
an zweiter Stelle stehen (vgl. KfW 2009: 1f.). Allein durch "weiche" politische Maßnahmen 
zur Förderung der Materialeffizienz in Unternehmen, vor allem zur Know how-Diffusion 
insbesondere durch die finanzielle Förderung von Effizienzberatung könnte innerhalb von 
etwa zehn Jahren je nach Branche die Materialeffizienz um bis zu 20% gesteigert werden 
(vgl. ADL et al. 2005: 73ff.). Durch ein solches Materialeffizienzprogramm könnten allein 
durch vermiedene Materialkosten in kleinen und mittleren Unternehmen jährlich bis zu 11 
Mrd. € eingespart werden (vgl. ADL et al. 2005: 57-60). 
Ressourceneffizienz wird als zentrales Handlungsfeld innovationsorientierter Umweltpolitik 
mit sehr hohem, weltweit dynamisch wachsendem Marktpotenzial eingeschätzt (vgl. DIW et 
al. 2007). Hemmnisse zur Steigerung der Ressourceneffizienz können nach Bleischwitz et 
al. (2009: 12-28) in zehn Gruppen differenziert werden. Dazu zählen etwa Transaktions- 
und andere "versteckte" Kosten, Kapitalmangel, Informationsdefizite, Pfadabhängigkeiten, 
branchenspezifische Hemmnisse (wie etwa tradierte Fertigungsabläufe oder besondere Ge-
heimhaltung von Produktionsprozessen) oder auch negative sowie positive Externalitäten. 




Diese und weitere Formen von Marktversagen legitimieren somit politisches Handeln (vgl. 
Bleischwitz et al. 2009a: 12).7 
Modellierungen ergaben, dass eine Reduzierung der Materialkosten im verarbeitenden Ge-
werbe um 20% zu Produktivitätssteigerungen, Preissenkungen und einer Erhöhung des pri-
vaten Konsums sowie des Wirtschaftswachstums führen würde. Verlierer wären die Produ-
zenten von Material und Energie, bei denen es zu einem erheblichen Beschäftigungsabbau 
kommen würde. Eine nennenswerte absolute Senkung des Materialverbrauchs würde auf-
grund so genannter "Rebound-Effekte" (s.u.) nicht erreicht. Bei Kombination mit einer ein-
kommensneutralen Materialinputsteuer hingegen könnte eine absolute Senkung des Res-
sourcenverbrauchs erreicht werden. Je nach Gestaltung der Lohnpolitik könnten mehrere 
Hunderttausend Arbeitsplätze verloren oder neu geschaffen werden. Zuwächsen bei Dienst-
leistungen, Handel und Baugewerbe würde ein Verlust von Arbeitsplätzen im verarbeiten-
den Gewerbe gegenüber stehen (vgl. Distelkamp et al. 2005; Fischer et al. 2005). 
Die erwähnten Rebound-Effekte werden generell definiert als nicht realisierte Einsparun-
gen im Ge-/Verbrauch von Ressourcen in Relation zu den potenziellen Einsparungen (vgl. 
Schettkat 2009). Ein Rebound-Effekt von beispielsweise 30 % besagt, dass die mit Hilfe ei-
ner Ressourceneffizienz-Maßnahme anvisierte Materialeinsparung zu 70 % erreicht wird. Bei 
einem Rebound-Effekt von über 100% wird von "Backfire" gesprochen (vgl. Alcott 2005: 11). 
Zentrale Ursache aller Rebound-Effekte ist der aufgrund der Effizienzsteigerung sinkende 
Preis der Ressourcen (vgl. Sorrell & Herring 2009: 3-10; Schettkat 2009). 
Umfangreichere Untersuchungen zu Rebound-Effekten im Bereich Energieeffizienz zeigen, 
dass diese Effekte aufwändig zu berechnen sind, in unterschiedlichen Größenordnungen 
auftreten, von einer Vielzahl von Faktoren abhängen, jedenfalls aber in der Regel nicht zu 
vernachlässigen und daher in entsprechende Politiken mit einzubeziehen sind (vgl. Sorrell 
2007).  
Eine erhöhte Ressourcenproduktivität kann zudem einen Treiber des Wirtschaftswachstums 
darstellen (vgl. Haberl et al. 2009). Dies wird zwar bei einem Verständnis von Ressourcen-
produktivität als "Konjunkturprogramm" (vgl. ASKB 2005) als wünschenswert betrachtet, er-
fordert zum Erreichen einer absoluten Entkopplung allerdings noch stärkere Anstrengungen 
zur geeigneten politischen Gestaltung des Prozesses. Die aus umweltwissenschaftlicher 
Sicht erforderliche weit reichende Beschränkung des Ressourcenverbrauchs und seiner 
Umweltfolgen (vgl. Kapitel 4.5) verlangt erhebliche Eingriffe in Wirtschaftsprozesse. Hier-
bei könnten machtvolle Wirtschaftssektoren zu "Verliererbranchen" werden – was wohl 
kaum widerstandslos hingenommen werden würde (vgl. Jänicke 1998). 
                                            
7  Allerdings gibt es nach wie vor auch Stimmen, die davon ausgehen, dass die Verwendung knapper, endlicher 
Ressourcen am effizientesten durch die Kräfte freier Märkte geregelt wird (vgl. z.B. Bardt 2008). 




4.3 Ressourceninanspruchnahme als politisches Problem 
Im Folgenden wird, basierend auf den Ausführungen der Kapitel 4.1 und 4.2, Ressourcenin-
anspruchnahme als politisches Problem charakterisiert, indem der Ansatz von Jänicke 
(2003: 82ff.) zur Charakterisierung von Umweltproblemen und der Ansatz von Peters & 
Hoornbeek (2004) zur politikfeldunabhängigen Charakterisierung von politischen Problemen 
als kombinierter Analyserahmen herangezogen werden. Die Struktur eines politischen Prob-
lems ist für eine Erfolg versprechende Herangehensweise der Politik und Instrumentenaus-
wahl von zentraler Bedeutung (vgl. Peters & Hoornbeek 2004) und kann daher auch als 
wichtiger Ausgangspunkt der Entwicklung einer thematischen Strategie gelten. 
Jänicke sieht die politische Dimension von Umweltproblemen durch die Faktoren 1. 
Politisierbarkeit, 2. Macht und 3. Optionen mit jeweils mehreren Einzelaspekten charakte-
risiert. Hieraus ließen sich Handlungsdruck und Handlungshemmnisse ableiten, aus denen 
zusammengenommen die Problemstruktur resultiere. Nur im Hinblick auf die Struktur der 
zu lösenden Probleme könnten Erfolgsbilanzen und Kapazitäten der Umweltpolitik beurteilt 
werden (vgl. Jänicke 2003: 82f.). 
Der von Peters & Hoornbek entwickelte Analyserahmen soll das Ziel verfolgen, die relevan-
ten Unterschiede zwischen Problemen erkennen zu können und Überlegungen zur Verknüp-
fung von Problemcharakteristika und Politikinstrumenten anzustellen (Peters & Hoornbeek 
2004: 77). Es werden sieben Variablen genannt, um Probleme zum Zweck ihrer Lösung zu 
charakterisieren. Die Ausprägung der Variablen hat auch Auswirkungen auf die Anwendbar-
keit politischer Instrumente: 1. Lösbarkeit, 2. politische und programmatische Komplexi-
tät, 3. Ausmaß/Zerlegbarkeit, 4. Kosten-/Nutzen-Verteilung, 5. Monetarisierbarkeit, 6. 
Bandbreite der verursachenden Aktivitäten und 7. Interdependenzen. 
Tabelle 5 stellt die aus beiden Ansätzen hervorgehenden Problemaspekte, ihre Erläuterung 
sowie die jeweilige Beurteilung des Problemaspekts für die Ressourceninanspruchnahme 
dar. 




Tabelle 5: Analyserahmen zur Problemcharakterisierung und Ergebnisse 
Problemaspekt Erläuterung Beurteilung bzgl. Ressourceninanspruchnahme 




und Zurechenbarkeit des 
Problems, Anzahl der Be-
troffenen 
Die direkten Umweltauswirkungen sind für die Verursa-
cher (v.a. Konsumenten der Industrieländer, Unterneh-
men am Ende der Lieferkette) i.d.R. räumlich weit ent-
fernt (z.B. Bergbaufolgen in "Entwicklungsländern") oder 
indirekter Natur und dem eigenen Handeln nur schwer 
zuzuordnen.  
Macht Anzahl, wirtschaftliche 
Verflechtung und Staatsnä-
he der Verursacher 
Hohe Verursacherzahl (Unternehmen, Konsumenten) und 
Verflechtung der Haupt-Verursachersektoren bei geringer 
Staatsnähe (Ausnahme: Energiesektor), allerdings ver-
mutlich starkem Lobby-Einfluss im BMWi (z.B. Bau-, Au-
tomobilsektor). 
Optionen Verfügbare technische Lö-
sungen, Gewinner-
Verlierer-Bilanz 
In verschiedenen Sektoren sind marktgängige technische 
Lösungen vorhanden. Aufgrund der möglichen Kostenein-
sparungen und Innovationspotenziale z.B. im verarbei-
tenden Gewerbe besteht ein hohes win win-Potenzial, al-
lerdings bei erheblicher Rebound- oder sogar Backfire-
Gefahr. 
Radikale Steigerungen der Ressourceneffizienz allerdings 
würden auch strukturelle Lösungen erfordern, durch die 
machtvolle Wirtschaftssektoren zu "Verliererbranchen" 
werden könnten. 
Peters & Hoornbeek (2004) 
Lösbarkeit Liegt für das betreffende 
Problem eine begrenzte, 
dauerhafte, definierbare 
Lösung vor? 
Aufgrund der erforderlichen drastischen Reduktion des 
Ressourcenverbrauchs ist eine begrenzte, dauerhafte Lö-
sung vorerst nicht in Sicht.  
Komplexität politische Komplexität: 
Zahl der involvierten Inte-
ressen und Akteure 
programmatische Komple-
xität: Inwieweit kann das 
Problem von "normalen" 
Bürgern verstanden wer-
den? Wieviele Experten 
und Sichtweisen zu den 
Problemursachen gibt es? 
Die politische Komplexität ist als hoch einzustufen, da 
eine Vielzahl von Unternehmen verschiedener Sektoren 
sowie eine unüberschaubare Anzahl an Verbrauchern mit 
unterschiedlichen Interessen involviert sind. 
Die programmatische Komplexität ist eher gering, da 
Umweltauswirkungen und z.B. auch Knappheitsprobleme 
der Ressourcennutzung grundsätzlich nachvollziehbar 
sein dürften. Über die Problemursachen besteht kein 
grundlegender wissenschaftlicher Dissens; die Anzahl der 




lems, Spannweite an Effek-
ten, Zerlegbarkeit in Teil-
probleme 
Es handelt sich um ein globales Umweltproblem mit viel-
fältigen Umwelteffekten. Es ist aber in Teilprobleme zer-





Probleme, mit diffusem 
Nutzen für Lösungsbeteilig-
te vs. Probleme, deren Lö-
sung für den/die Einzel-
ne/n unmittelbarere und 
zweckdienlichere Effekte 
hat. 
Für Unternehmen können durch Kosteneinsparungen un-
mittelbare positive Effekte auftreten. Für Konsumenten 
entstehen selten Kosteneinsparungen, da um-
weltrelevante Materialien (z.B. seltene Metalle in Elekt-
ronikgeräten) für die Produktkosten meist wenig relevant 
sind. Direkter Nutzen durch Umweltentlastung entsteht 
i.d.R. ebenfalls nicht. 
 




Problemaspekt Erläuterung Beurteilung bzgl. Ressourceninanspruchnahme 
Peters & Hoornbeek (2004) 
Monetarisier-
barkeit 
Lösbarkeit des Problems 
durch ökonomische Instru-
mente 
Grundsätzlich besteht hohes Potenzial zur Problemlösung 







Es sind sehr viele Akteure mit unterschiedlichen Aktivitä-
ten involviert, da die gesamte Wertschöpfungskette ei-
ner Vielzahl von Rohstoffen Gegenstand der Problembe-




lems auf die Zuständigkeit 
eines einzigen Ministeriums 
Die Problemlösung befindet sich kaum in der Aktions-
sphäre des BMU. Hinsichtlich der Verursachersektoren 
sind mindestens die Ressorts BMWi, BMVBS, BMELV be-
troffen. Zur Problemlösung könnten zudem BMAS (z.B. 
bzgl. Aus- und Weiterbildung), BMF (ökonomische In-
strumente), BMBF (Grundlagen- und angewandte For-
schung und Entwicklung), BMZ (Umweltschutz im Bergbau 
in "Entwicklungsländern") beitragen. 
Der Analyse zufolge sind Ressourceninanspruchnahme und die damit verbundenen Umwelt-
auswirkungen ein schwer politisierbares Problem. Zwar stellt die hohe Zahl von Verursa-
chern im Sinne von Unternehmen vor allem des verarbeitenden Gewerbes aufgrund der win 
win-Potenziale (Kostensenkung mit potenziell positiven Effekten auf Beschäftigung, Wett-
bewerbsfähigkeit und Wirtschaftswachstum) von Maßnahmen zur Ressourcenproduktivität 
einerseits eine hohe Zahl potenzieller Verbündeter für politische Eingriffe dar. Diese Chan-
ce positiver ökonomischer Effekte dürfte für die Durchsetzung politischer Maßnahmen 
durch Zustimmung, Unterstützung und Bündnisse sowohl mit den verursachenden Unter-
nehmen und ihren Interessenverbänden als auch mit den ihnen zugeordneten Politikres-
sorts hohe Bedeutung aufweisen. Andererseits kann aus diesen potenziellen Verbündeten 
dann eine hohe Anzahl von Gegnern werden, wenn Eingriffe der Politik als zu weitgehend 
empfunden werden oder wenn sogar strukturelle Veränderungen drohen.  
Aufgrund der hohen Verursacherzahl, der problematischen Lösbarkeit und hohen politi-
schen Komplexität des Problems sowie großen Bandbreite verursachender Aktivitäten ei-
nerseits sowie der guten Zerlegbarkeit in Teilprobleme andererseits ist eindeutig, dass Res-
sourcenpolitik nicht mit einem einzelnen Politikinstrument agieren kann, sondern einen In-
strumenten-Mix benötigt. Das Verfolgen von aus Umweltsicht notwendigerweise ambitio-
nierten Zielen zur Reduzierung der Ressourceninanspruchnahme einerseits und ökonomi-
schen Zielen mit erheblicher Gefahr von Rebound-Effekten andererseits dürfte sehr hohe 
Ansprüche an die Ausgestaltung dieses Policy-Mix' stellen. 
Da eine begrenzte, dauerhafte Lösung vorerst nicht in Sicht ist, dürften prozedurale In-
strumente am geeignetsten sein, die für Korrekturen und Anpassungen von Lösungsansät-
zen, und deren einfache Umsetzbarkeit, eine ausreichende Flexibilität aufweisen (vgl. Pe-
ters & Hoornbeek 2004: 87-90). Aufgrund der hohen politischen Komplexität sollte das 
Policy-Design darauf abzielen, ausreichend flexibel auf unterschiedliche Interessen reagie-
ren zu können, von allen Beteiligten verstanden werden zu können und so konzipiert zu 




sein, dass Stillstand und Streitigkeiten überwunden werden können (vgl. Peters & 
Hoornbeek 2004: 91). Die gute Aufteilbarkeit des Problems nach Rohstoffgruppen oder 
Verursachersektoren spricht für die Wahl einzelner, kumulierender Lösungsansätze (vgl. 
Peters & Hoornbeek 2004: 93). Auf Unternehmensseite besteht eine sehr gute Kosten-
Nutzen-Verteilung, während dies auf Konsumentenseite bislang nicht der Fall ist, da Mate-
rialeinsparungen in Produkten oft nicht zu wahrnehmbaren Preissenkungen führen. Die gu-
te Monetarisierbarkeit allerdings ermöglicht eine gute Wirksamkeit entsprechender ökono-
mischer Instrumente. Die Vielzahl an Verursachern, Materialströmen und Produkten sowie 
potenziellen Ansatzpunkten im Materiallebenszyklus bzw. in der Wertschöpfungskette von 
Produkten kann beim Einsatz regulativer Instrumente die staatlichen Kapazitäten schnell 
überfordern. Auch dies spricht für eine kapazitätsschonende Vorgehensweise etwa durch 
den Einsatz ökonomischer Instrumente, beschränkten Einsatz regulativer Instrumente oder 
Aktivierung von Selbstregulierung (vgl. Peters & Hoornbeek 2004: 97f., SRU 2004: Tz. 
1228). Die ausgeprägten Interdependenzen erzwingen einen koordinierten Politikansatz un-
ter Einbindung der für die Haupt-Verursachersektoren zuständigen Ressorts. Das Umwelt-
ministerium allein wird nicht in der Lage sein, nennenswerte Erfolge zur Reduzierung der 
Ressourceninanspruchnahme zu erzielen.  
Insgesamt ist Ressourceninanspruchnahme als "persistentes Umweltproblem" (SRU 2002: Tz. 
32-40) zu charakterisieren, das als Querschnittsthema weit über Umweltpolitik hinaus 
reicht und somit hohe Anforderungen an die Politikgestaltung und -koordinierung stellt. Zu-
gleich bietet Ressourcenschonung jedoch erhebliche wirtschaftliche Chancen. 
4.4 Ressourcenstrategische Anknüpfungspunkte 
Eine eigenständige Ressourcenpolitik existiert bislang weder in Deutschland noch auf euro-
päischer Ebene. In Deutschland sind Politikinstrumente mit einem Bezug zu Ressourcen-
schonung bislang lediglich in punktueller, inkohärenter und wenig steuerungswirksamer 
Form implementiert (vgl. Roßnagel & Sanden 2007). Im Folgenden wird auf Strategien und 
Programme eingegangen, die Anknüpfungspunkte einer neuen thematischen Strategie zur 
Ressourcenschonung bieten könnten. 
Deutschland 
Einen zentralen Anknüpfungspunkt dürfte die Nationale Nachhaltigkeitsstrategie darstel-
len, in der seit dem Fortschrittsbericht 2008 "Schritte zu einer nachhaltigen Rohstoffwirt-
schaft" eines von vier "Schwerpunktthemen" darstellen (vgl. BR 2008a). Die benannten In-
strumente beziehen sich auf abiotische und biotische Rohstoffe, wobei das Ziel "Verdopp-
lung der Rohstoffproduktivität" bis 2020 gegenüber 1994" (Bezug: GDP/DMIabiot) sich nur auf 
abiotische Rohstoffe bezieht (vgl. Kapitel 4.1).  
Die "Strategie Ressourceneffizienz" des BMU (2008a) nimmt Bezug auf das Ziel der Nationa-
len Nachhaltigkeitsstrategie, verweist auf die geringen erzielten Fortschritte und konsta-
tiert die Notwendigkeit "'revolutionärer' Technologiesprünge in industriellen Kernberei-




chen" und insgesamt des "Umbaus der Industriegesellschaft" (BMU 2008a: 10). Mittelfristig 
sei eine Vervierfachung der Rohstoffproduktivität erforderlich (ebd.). 
Im "Masterplan Umwelttechnologien" (BMU/BMBF 2008) werden Instrumente und Maßnah-
men der beiden beteiligten Ressorts benannt, die im Hinblick auf "Technologien für Roh-
stoffproduktivität" (als einem von drei "Zielfeldern") dazu dienen sollen, deutsche Umwelt-
technologien auf "grüne Leitmärkte" auszurichten.  
Die federführend vom Bundeswirtschaftsministerium ausgearbeitete "Rohstoffstrategie" (BR 
2010a) betont die Notwendigkeit der Bekämpfung von Handelshemmnissen und Wettbe-
werbsverzerrungen sowie von Maßnahmen zur Erhöhung der Versorgungssicherheit durch 
Diversifizierung von Rohstoffbezugsquellen. Allerdings wird auch die Bedeutung der Förde-
rung von Rohstoff- und Materialeffizienz und der Erhöhung der Recyclinganteile durch För-
derprogramme, Netzwerkbildung und F+E-Vorhaben hervorgehoben. Ferner wurde ein 
"Interministerieller Ausschuss Rohstoffe" gebildet, der Rohstoffpolitik als Querschnittsauf-
gabe koordinieren soll (vgl. BR 2008c: 3). 
Europäische Union 
Ziel der erneuerten Europäischen Nachhaltigkeitsstrategie ist die Verbesserung der Res-
sourceneffizienz, die Förderung öko-effizienter Innovationen und das daraus resultierende 
Erlangen eines Wettbewerbsvorteils (REU 2006: 13). Konkrete Maßnahmen und quantifizier-
te Ziele werden nicht benannt.  
Seit 2005 liegt die von der Kommission entwickelt "Thematische Strategie für eine nachhal-
tige Nutzung natürlicher Ressourcen" vor (KOM 2005a). Ziel ist die "doppelte Entkopplung" 
von Wirtschaftswachstum und Umweltbelastungen: zum einen durch die Entkopplung von 
Wirtschaftswachstum und Ressourcenverbrauch (Ressourcenproduktivität), zum anderen 
durch die Entkopplung von Ressourcenverbrauch und Umweltbelastungen. Es wird darauf 
hingewiesen, dass die in den letzten Jahrzehnten in der EU erzielten Effizienzgewinne im 
Materialeinsatz aufgrund von Rebound-Effekten nicht zu einer Verringerung des Material-
verbrauchs geführt haben (vgl. KOM 2005a: 6). 
Quantitative Ziele werden mit Verweis auf die Defizite bezüglich Datengrundlagen und In-
dikatorentwicklung nicht vorgelegt. Allerdings sollte durch die Strategie ein entsprechen-
der Prozess in Gang gesetzt werden. Die Entwicklung der Indikatoren ist derzeit jedoch 
noch im Gange (vgl. Koegler 2009); es wurde ein "Indikatorenkorb" (u.a. mit dem "ökologi-
schen Fußabdruck" sowie dem EMC, vgl. Kapitel 4.1) vorgeschlagen (vgl. Best et al. 2008). 
Weitere Initiativen sollten im Aufbau einer Wissensbasis u.a. durch ein "Datenzentrum für 
natürliche Ressourcen", in der Förderung von Maßnahmen und Programmen auf nationaler 
Ebene und im Einsatz für ein – damals noch nicht existentes – internationales Gremium für 
die nachhaltige Nutzung natürlicher Ressourcen (s.u.) liegen (vgl. KOM 2005a: 9-13; KOM 
2005b). Die Strategie enthält jedoch keine konkreten Ankündigungen für Rechtsvorschrif-
ten oder andere konkrete politische Maßnahmen, sondern stellt eher einen analytischen 
Rahmen dar und sieht die Einrichtung der genannten Institutionen zu Datensammlung, 




Priorisierung und Diskurs vor (vgl. Schepelmann et al. 2006: 4). Eine Überprüfung der Stra-
tegie wurde 2010 begonnen. 
Die "Rohstoffinitiative" der Kommission (KOM 2008c) zielt auf den unbeeinträchtigten Zu-
gang zu Rohstoffen ab und fokussiert hierbei auf "kritische" mineralische nichtenergetische 
Rohstoffe, insbesondere "Hochtechnologiemetalle", die in einer Liste benannt werden (vgl. 
KOM 2008c). Betont wird auch das Ziel, den Primärrohstoffverbrauch der EU durch gestei-
gerte Ressourceneffizienz und verstärktes Recycling zu senken (vgl. KOM 2008c: 13). 
In der "Strategie Europa 2020" (KOM 2010) stellt "nachhaltiges Wachstum" einen von drei 
Schwerpunkten dar und soll u.a. durch eine "Leitinitiative Ressourcenschonendes Europa" 
(KOM 2011) bzw. einen weiter konkretisierenden "Fahrplan" (Roadmap) erreicht werden. 
Allerdings liegt der Schwerpunkt dabei auf dem Bereich Energieeffizienz; quantifizierte 
Ziele zur Ressourceneffizienz enthält die Strategie nicht. Es bestehen Überlegungen zu 
ökonomischen Instrumenten zwecks Internalisierung externer Kosten und Vermeidung von 
Rebound-Effekten (vgl. Potočnik 2010). 
Als weitere übergeordnete EU-Politiken mit Bezug zu Ressourcenschonung sind vor allem 
die Integrierte Produktpolitik (IPP; KOM 2003), der "Aktionsplan für Nachhaltigkeit in Pro-
duktion und Verbrauch und für eine nachhaltige Industriepolitik" (SCP/SIP Action Plan; KOM 
2008b) sowie der "Aktionsplan für Umwelttechnologien" (ETAP; KOM 2004) zu nennen. 
Internationale Ebene 
Beim Umweltprogramm der Vereinten Nationen (UNEP) ist seit 2007 das "International Pa-
nel for Sustainable Resource Management" angesiedelt, das hauptsächlich unabhängige 
wissenschaftliche Expertise zur politischen Relevanz der Ressourcennutzung und ihrer Um-
weltauswirkungen bereitstellen sowie zum besseren Verständnis zu Möglichkeiten der Ent-
kopplung von Wirtschaftswachstum und Umweltzerstörung beitragen soll (vgl. UNEP 
2010a). 
Insgesamt liegen somit sowohl auf nationaler, als auch auf europäischer und internationa-
ler Ebene politische Prozesse, Programme und Strategien vor, an die eine Ressourcenstra-
tegie anknüpfen könnte. 
4.5 Wissenschaftsbasierte Vorschläge für Ressourcenpolitik und ihre Ziele 
Im Folgenden werden Optionen zur Gestaltung von Ressourcenpolitik überblicksartig darge-
stellt, die als Elemente einer Strategie von Bedeutung sein können.  
Vorrangige Relevanz dürfte den Ergebnissen des Vorhabens "Materialeffizienz und Ressour-
censchonung" (MaRess) zukommen, das vom BMU initiiert wurde. Im Auftrag des UBA wur-
den darin seit 2007 bis Ende 2010 unter der Projektleitung des Wuppertal Instituts für Kli-
ma, Umwelt, Energie gemeinsam mit einer Reihe von Partnern Politikinstrumente und 
Maßnahmen entwickelt. Dabei wurde auf drei Bereiche abgezielt: die Gestaltung der staat-
lichen Rahmenbedingungen, unternehmensbezogene Instrumente sowie konsumenten- und 




kundennahe Ressourcenpolitik (vgl. Bleischwitz et al. 2010, Liedtke et al. 2010, Scholl et 
al. 2010). Tabelle 6 führt die vorliegenden Instrumentenvorschläge auf.8 
Tabelle 6: MaRess-Politikinstrumente 
Politikinstrument Erläuterung 




Einhaltung eines Recyclat-Mindestanteils für besonders knappe 
bzw. umweltintensive Metalle in IKT-Geräten als Voraussetzung für 
den Marktzugang, entweder orientiert an den Bestgeräten einer 
Produktkategorie ("Top Runner") oder durch Aushandlung. 
Ressourcenschutzbezogene In-
formations- und Zertifizie-
rungspflichten in Lieferketten 
im IKT-Sektor 
Erfüllung von Informationspflichten zu Materialinput und -herkunft, 
ökologischem Rucksack und Recyclat-Anteil als Voraussetzung für 
den Marktzugang; Substitutionspflicht für "besonders problemati-
sche" Materialien; Minderung der Umweltauswirkungen nicht sub-




Produkt-, produktgruppenspezifische oder sektorale Senkungen 
oder Erhöhungen von MwSt-Sätzen; Revisionen vorliegender Verzer-
rungen und Inkonsistenzen. 
Baustoffsteuer Bundeseinheitliche Verbrauchssteuer auf die Extraktion und den 
Import von Primärbaustoffen. 
Covenant zur Schließung inter-
nationaler Stoffkreisläufe im 
Bereich Altautorecycling 
Aushandlung eines privatrechtlich basierten Vertrages (Covenants) 
zwischen Automobilherstellern und -zulieferern, Recyclingindustrie 
sowie den zuständigen öffentlichen Stellen in den Export- und Ziel-
ländern zur Festlegung langfristiger Ziele zur Steigerung der Res-
sourcenproduktivität durch ein hochwertiges Recycling von Altfahr-
zeugen. 
Innovationspolitische Ansätze Z.B. Schaffung eines technologieoffenen Fonds zur Bereitstellung 
von Venture Capital zwecks Förderung von Umweltinnovationen im 
Bereich von Material- und Ressourceneffizienz. 
Exportförderung Unterstützung der Exportförderung durch Capacity Building, Be-
reitstellung von Informationen über und für Zielmärkte, Vertriebs-
unterstützung, Finanzierung und Risikoabsicherung. 
Konsumenten- und kundennahe Ressourcenpolitik 
Stärkere Profilierung des Blau-
en Engels im Bereich des Res-
sourcenschutzes 
Ausweitung des "Ressourcenengels": Verringerung des Einsatzes be-
sonders ressourcenintensiver Werkstoffe, Förderung der Langlebig-
keit von Produkten, Einsatz nachwachsender Rohstoffe, Einsatz von 
Sekundärrohstoffen; Ressourceneffizienz durch Wiederaufbereitung 
und Wiederverwendung; ressourceneffiziente Dienstleistungen 
Konzeption und Implementie-
rung einer Ressourceneffizi-
enzberatung für sozial benach-
teiligte Haushalte 
Ressourceneffizienz-Beratungskonzept zur Erweiterung des Ange-
bots von "Cariteam Energiesparservice" der Caritas Frankfurt/M. 
für sozial schwache Haushalte. 
  
                                            
8  Die Arbeiten von Liedtke et al. (2010) gehen über unternehmensbezogene Instrumente im eigentlichen sin-
ne hinaus. In der Tabelle lediglich die unternehmensbezogenen Instrumente aufgeführt. 





Fortsetzung: Konsumenten- und kundennahe Ressourcenpolitik 
Kooperation zwischen inter-
netbasierter Verbraucherbera-
tung und Verbraucher- und 
Umweltpolitik im Bereich Res-
sourceneffizienz 
Anbahnung von Kooperationen zwischen BMU/UBA und Beratungs- 
bzw. Web 2.0-Akteuren mit innovativen webbasierten Beratungs- 
und Vernetzungsangeboten für Verbraucher. 
Grundlagen für die Entwicklung 
eines Ressourcenausweises für 
Gebäude 
Indikatoren, Inhalte und Ausgestaltung eines Ressourcenausweises 
für Gebäude, der sich insbesondere an Bauherren wendet. 
Unternehmensbezogene Ressourcenpolitik 
Ressourceneffizienzdatenbasis Entwicklung eines "Sets an ressourcenbezogenen Key Performance 
Indikatoren" zum Ressourcenverbrauch von Unternehmen, Offen-
legung der Daten für Politik, Verbände und Finanzdienstleister. 




Effizienzbüros, finanzielle Förderung, Beraterpools, regionale 
Netzwerke 
Innovationsagenten Vernetzung von unternehmensinterner Innovationsberatung 
(Innovationscoaches) und privatem Beteiligungskapital (Business 
Angels) zum Vorantreiben von Produkt-, Struktur- und Prozessinno-
vationen in KMU sowie Einbringen privaten Kapitals, Kontakten und 
kaufmännischen Know-hows. 
Innovationslabore Förderung von Innovationslaboren (Kooperation zwischen Unter-
nehmen, Wissenschaft, Intermediären) für Ressourceneffizienz. 
Quellen: Bleischwitz et al. 2010, Scholl et al. 2010, Liedtke et al. 2010 
Zudem wurde in einem MaRess-Policypaper eine Reihe von "Kernstrategien" entwickelt, die 
eine "Zuspitzung der wirtschafts- und umweltpolitischen Konsequenzen" (Kristof & 
Hennicke 2010, Paper 7.2: 3) aus MaRess darstellen und zusammengenommen ein "Impuls-
programm Ressourceneffizienz" ergeben sollen. Die "Kernstrategien" tragen Bezeichnungen 
wie "Innovationen eine Richtung geben - Nachhaltige Zukunftsmärkte für Ressourceneffizi-
enzlösungen", "Ressourceneffiziente Produkte und Dienstleistungen" oder "Veränderung in 
den Köpfen" (vgl. Kristof & Hennicke 2010). Allerdings handelt es sich dabei nicht um Stra-
tegien im eigentlichen Sinne (vgl. Kapitel 2.1), sondern eher um grob umrissene, sich teil-
weise überschneidende Ansatzpunkte und Handlungsfelder von Ressourcenpolitik. 
Als Ziele von Ressourcenpolitik werden in MaRess eine Absenkung der durch Deutschland 
verursachten globalen Inanspruchnahme von Ressourcen um 25-30 % bis 2030 gegenüber 
1990, und längerfristig um 50 % genannt. Die Verminderung der von Deutschland verursach-
ten Umweltbelastungen durch Ressourceninanspruchnahme müsse bei mindestens 25 % bis 
2030 gegenüber 1990 liegen (vgl. Kristof et al. 2008: 25).  
Ressourcenpolitische Pro Kopf-Ziele anderer Autoren liegen bei 5-6 t pro Kopf bis 2050, be-
zogen auf den abiotischen globalen Materialaufwand ohne Erosion (TMRabiot) (vgl. Bringezu 




2009: 168; Bleischwitz et al. 2009b: 238; Ekins et al. 2009: 2). Das "World Resources Fo-
rum" plädiert für eine Stabilisierung der verwerteten Materialentnahme im Bereich von 6-
10 t pro Kopf bis 2050, bezogen auf den gesamten TMR (vgl. WRF 2009). Bezogen auf einen 
TMR von 50 t pro Kopf bzw. TMRabiot von 33,4 t pro Kopf im Mittel der Länder der EU-15 im 
Jahr 2000 (vgl. Bringezu et al. 2009b: 60; Bringezu 2009: 168) ist demnach eine Reduktion 
mindestens um den Faktor 5 (bzw. 80%) erforderlich. An anderer Stelle wird eine Redukti-
on um den Faktor 10 gefordert (vgl. Schmidt-Bleek 2007a). Allerdings beruhen diese Ziele 
nicht auf einer "planetarischen Grenze" oder wissenschaftlich gesicherten Leitplanke einer 
umweltverträglichen Ressourcennutzung (vgl. Kapitel 4.1). 
Schepelmann et al. (2006: 24f.) empfehlen für die EU eine absolute Senkung der Ressour-
ceninanspruchnahme um 25% bis 2030 gegenüber 19929. Die Ressourcenproduktivität soll 
bis 2030 um den Faktor 3,5 gesteigert werden (entsprechend einer jährlichen Steigerung 
von 7% bei einem BIP-Wachstum von jährlich 2,5% gegenüber bislang jährlich etwa 2%) 
oder, falls dies unrealistisch erscheinen sollte, um den Faktor 2 (entsprechend einer jährli-
chen Steigerung von 4% bei einem BIP-Wachstum von jährlich 2,5%). Als Indikator soll der 
TMR dienen, ermittelt in Zeiträumen von 3-5 Jahren; ersatzweise kann der DMI, jährlich 
ermittelt, herangezogen werden. Die Steigerung der Ressourcenproduktivität um den Fak-
tor 2 würde zu einer Halbierung der EU-Ressourceninanspruchnahme innerhalb eines hal-
ben Jahrhunderts führen. 
Insgesamt liegt somit eine Reihe erster Instrumentenvorschläge für eine Ressourcenpolitik 
sowie unterschiedliche mittel- bis langfristige Zielempfehlungen vor. Beide Aspekte können 
zentrale Elemente einer Ressourcenstrategie darstellen. 
                                            
9  Seit diesem Jahr liegen vergleichbare Daten vor (vgl. Schepelmann et al. 2006: 24). 




5. Entwicklung des Analyserahmens und der Vorgehensweise zur em-
pirischen und präskriptiven Strategieanalyse 
In diesem Kapitel wird dargestellt, wie aus den in Kapitel 3 zusammengetragenen Elemen-
ten innovationsorientierter thematischer Umweltstrategien ein Analyserahmen abgeleitet 
wird (Kapitel 5.1). Der Analyserahmen bildet die zentrale Grundlage zur "empirischen Stra-
tegieanalyse", also zur Untersuchung der strategischen Praxis des BMU in Kapitel 6 sowie 
zur "präskriptiven Strategieanalyse", also der Ableitung von Optionen für eine Strategie zur 
Ressourcenschonung in Kapitel 7. Wie in Kapitel 5.1 dargestellt wird, kann nur ein Teil der 
Elemente des Analyserahmens in die empirische Strategieanalyse einfließen. 
In Kapitel 5.2 wird gezeigt, wie der Analyserahmen in die empirische Strategieanalyse kon-
kret einbezogen und dabei durch weitere methodische Aspekte ergänzt wird. Im Fall der 
Dokumentenauswertung zur BMU-Strategien handelt es hierbei um ein "Screening" zur Er-
mittlung von Referenzstrategien (Kapitel 5.2.1). Im Fall der Experteninterviews handelt es 
sich um die Entwicklung der Interview-Leitfäden und die Auswertung der Interviews (Kapi-
tel 5.2.2). 
Kapitel 5.3 stellt dar, wie mithilfe des Analyserahmens die präskriptive Strategieanalyse 
vorgenommen und somit Optionen der Entwicklung einer politischen Strategie zur Ressour-
censchonung methodisch abgeleitet wurden. 
5.1 Ableitung eines Analyserahmens 
Die Grundschritte und Elemente innovationsorientierter thematischer Umweltstrategien 
aus Kapitel 3 bilden den Analyserahmen für alle nachfolgenden Arbeitsschritte. Tabelle 7 
führt alle Grundschritte und Elemente auf. Dabei wird kenntlich gemacht, aus welchem 
der drei Zugänge (politische Strategien allgemein, Nachhaltigkeitsstrategien, innovations-
orientierte Umweltpolitik) jedes Element stammt. Es zeigt sich, dass die Elemente der 
Grundschritte "Politisches Problem", "Strategiefähigkeit", "Lageanalyse" und "Grundausrich-
tung" ausschließlich aus dem Zugang politische Strategien stammen. Das Element "Ziele 
und strategischer Kern" ist Thema aller drei Zugänge, wobei Machtziele im politikwissen-
schaftlichen Diskurs zu Nachhaltigkeitsstrategien und innovationsorientierter Umweltpolitik 
keine Rolle spielen. Partizipation und Lernen sind ebenfalls Thema aller drei Zugänge. 
Auch eine Reihe von Gestaltungselementen findet sich überall wieder. Horizontale und ver-
tikale Politikintegration hingegen sind spezifische Themen des Diskurses zu Nachhaltig-
keitsstrategien und innovationsorientierter Umweltpolitik. 
Neben der Herkunft der einzelnen Elemente zeigt die Tabelle die im vorliegenden Zusam-
menhang relevantere Verwendung zur Untersuchung der Strategiepraxis. Wie in Kapitel 
5.2.1 ausgeführt, sind für die Dokumentenauswertung nicht alle Elemente von Belang bzw. 
können dort nicht erhoben werden. Ähnliches trifft, wie in Kapitel 5.2.2 dargestellt, auf 
die Interviews zu. 




Für die Ableitung der Strategieoptionen hingegen kommen alle Elemente des Analyserah-
mens zum Einsatz. 
Tabelle 7: Analyserahmen für Elemente innovationsorientierter thematischer Umweltstrate-
gien 




















Definition und Struktur X     X 
Ursachen und Trendentwicklung X     X 
Legitimation staatlichen Handelns X     X 
Strategiebedarf X    X X 
Gegenstandsbereich der Strategie X    X X 
Themenbezogene Strategiefähgkeit 
Strategisches Zentrum X    X X 
Führungskonzept X     X 
Richtungsanbindung X     X 
Ziele und strategischer Kern 
Strategischer Kern, Zielprioritä-
ten X X    X 
Zeithorizonte X X X X X X 
Gestaltungsziele X X X X X X 
Machtziele X     X 
Lageanalyse 
Lage des strategischen Akteurs X    X X 
Lage der strategischen Umwelt X    X X 
Erkennbare Gelegenheitsfenster X     X 
Grundausrichtung der Strategie 
Ziel-Lage-Analyse X     X 
Ideen zu grundlegenden Optionen X    X X 
Bewertung, Abwägung, Auswahl X     X 
 
Fortsetzung auf der nächsten Seite 
























Instrumente X X X X X X 
Horizontale Integration  X X X  X 
Vertikale Integration  X X X  X 
Strategievernetzung  X  X X X 
Akteure, Bündnisse, Zuständigkeit X X  X X X 
Indikatoren X X  X X X 
Monitoring, Evaluat., Reflexivität X X X X X X 
Strategie 
Strategiekonzept  
(veröffentlichtes Dokument) X     X 
Steuerungskonzept  
(interne Konzeption) X     X 
Kommunikationsstrategie X X   X X 
Zeitmanagement; Gestaltung  
von Gelegenheitsfenstern X     X 
Aktionspläne X     X 
Sektorstrategien/-pläne X X  X  X 
Partizipation in der Ausgestaltung und Lernen während des Steuerungsprozesses  
Beteiligung relevanter 
Stakeholder X X X X X X 
Perman. Überprüfung + Anpas-
sung X X X   X 
Quelle: eigene Darstellung 
5.2 Vorgehensweise zur empirischen Strategieanalyse 
5.2.1 Analyse thematischer BMU-Strategien (Dokumentenauswertung) 
Das BMU hat, teilweise gemeinsam mit einem anderen Ressort, verschiedene thematische 
Strategien entwickelt und jeweils ein oder mehrere Dokumente veröffentlicht, die die je-
weilige Strategie umreißen sollen. Durch Analyse dieser Dokumente soll die "Best Practice" 
thematischer Umweltstrategien des BMU im Hinblick auf die in Kapitel 7 zu entwickelnden 
Optionen einer Strategie zur Ressourcenschonung ermittelt werden.  
Ziel dieses Teils der empirischen Strategieanalyse ist es, diejenige BMU-Strategie zu ermit-
teln, die am ehesten dem Idealbild einer innovationsorientierten thematischen Umwelt-
strategie entspricht. Diese bislang "beste" Strategie wird dann als Referenzstrategie für ei-




ne neue Strategie zur Ressourcenschonung herangezogen: Es wird hier normativ davon aus-
gegangen, dass eine neue Ressourcenstrategie mindestens so ambitioniert gestaltet sein 
sollte wie die bislang "beste" Strategie des BMU. Ziel der Analyse ist es, die in Kapitel 3 al-
lein theoretisch abgeleiteten Elemente innovationsorientierter thematischer Umweltstra-
tegien mit der Praxis des BMU bei der Entwicklung von Strategien abzugleichen: Von wel-
chem Niveau der BMU-Strategieentwicklung kann die Erarbeitung von Optionen einer Res-
sourcenstrategie ausgehen? 
Die Analyse umfasst drei Schritte: 1. Ein Screening, 2. die Evaluation von Strategiedoku-
menten und 3. die Ermittlung der Vorgehensweise bei der Entwicklung der "besten" Strate-
gie. 
1. Schritt: Screening 
In einem ersten Schritt wird ein "Screening" der thematischen Umweltstrategien durchge-
führt, die vom BMU federführend (mit-)entwickelt wurden. Ziel ist, Strategien aufzufinden, 
die in ihrem Gegenstandsbereich und ihrem formellen Status mit einer neuen Strategie zur 
Ressourcenschonung vergleichbar sind. Hinsichtlich des "Gegenstandsbereichs" geht es um 
die Frage, ob eine Strategie von einem Umweltproblem (oder mehreren Umweltproblemen) 
ausgeht und auf die Verminderung der zu diesem Problem führenden Belastungen abzielt. 
Dieser Fall sollte bei einer Ressourcenstrategie gegeben sein. Andere denkbare Ausgangs-
punkte von Strategien können etwa der Umgang mit Umweltveränderungen (z.B. Anpassung 
an den Klimawandel) oder die Förderung von Umwelttechnologien sein. 
Der Aspekt "formeller Status" bezieht sich auf die Frage, ob eine Strategie als Beschluss des 
Bundeskabinetts verabschiedet wurde und damit (in den Worten der Bundesregierung) eine 
"nationale" Strategie darstellt. Zur Bearbeitung des Problems Ressourceninanspruchname 
wäre eine allein vom BMU (oder auch in Kooperation mit einem zweiten Ressort) vertrete-
ne Strategie aufgrund des politikfeldüberschreitenden Problemcharakters nicht zielfüh-
rend. Erforderlich ist die Zustimmung und Unterstützung mindestens durch die Ressorts 
Wirtschaft, Verkehr/Bau, Ernährung und Bildung/Forschung (BMWi, BMVBS, BMELV und 
BMBF; vgl. Kapitel 4.3). Es ist anzunehmen, dass die für einen Kabinettsbeschluss erforder-
liche Ressortabstimmung etwa über die Ambitioniertheit der Strategieziele gegenüber ei-
ner allein vom BMU vertretenen Strategie eher zu einem kompromisshaften Zielniveau 
führt. Insofern stellen "nationale" Strategien potenziell geeignete Referenzstrategien für 
die Entwicklung einer Ressourcenstrategie dar. 
2. Schritt: Evaluation von Strategiedokumenten 
Ziel ist es, Dokumente thematischer Umweltstrategien des BMU, die laut Screening als Re-
ferenzstrategien infrage kommen, zu evaluieren und hierbei die derzeit "beste" BMU-
Strategie ausfindig zu machen. Als Evaluationskriterien werden die in Kapitel 5.1, Tabelle 7 
in der Spalte "für Dokumentenanalyse" angegebenen Strategieelemente herangezogen. Die-
se Evaluation lässt die Berücksichtigung lediglich bestimmter Strategieelemente zu, denn 




ein Strategiedokument ist nicht gleichzusetzen mit der Strategie insgesamt: Es kann davon 
ausgegangen werden, dass das BMU bei der Konzipierung der Dokumente bestimmte Ziele 
verfolgt. Hierzu dürfte insbesondere das Ziel zählen, die Öffentlichkeit sowie Akteure, de-
nen für die Umsetzung der Strategie eine mitwirkende Rolle zugedacht wird, von der Stra-
tegie zu überzeugen; die Dokumente dürften eine "werbende" Funktion haben und sind so-
mit letztlich Bestandteil der strategischen Kommunikation. Vermutlich werden etwaige win 
win-Potenziale hervorgehoben, mögliche Nachteile oder Risiken hingegen in den Hinter-
grund gestellt. Ergebnisse der Lageanalyse etwa werden ebenso wenig enthalten sein wie 
zwischenzeitlich erwogene, aber schließlich verworfene Optionen. 
Die Evaluation berücksichtigt diese Einschränkungen, indem nur diejenigen Elemente ein-
bezogen werden, für die eine Darstellung im publizierten Strategiekonzept erwartet wer-
den kann. Hierbei handelt es sich um die folgenden Elemente mit zugeordneten Evaluati-
onsfragen: 
• Zeithorizonte und Ziele: Werden langfristige (> 2030), mittelfristige (2020-2030) 
und kurzfristige (< 2020), quantifizierte Gestaltungsziele benannt?10 
• Instrumentierung: Werden konkrete Politikinstrumente und andere Maßnahmen wie 
z.B. kurzfristig angelegte Aktionspläne benannt, die in Relation zu den verfolgten 
Gestaltungszielen angemessen erscheinen? Werden Umsetzungszuständigkeiten be-
nannt? 
• Horizontale Integration: Sind Mechanismen erkennbar, mithilfe derer zentrale Be-
lange der Strategie in die wesentlichen Verursacherbereiche integriert werden? Sind 
sektorale Strategien bzw. Aktionspläne vorgesehen? 
• Vertikale Integration: Ist die Einbindung der Bundesländer erkennbar? 
• Strategievernetzung: Ist die Strategie mit anderen längerfristig angelegten Politiken 
(Strategien, Programme etc.) auf Länder-, Bundes- und/oder EU-Ebene vernetzt? 
• Monitoring und Evaluation: Ist die Implementierung entsprechender Mechanismen 
unter Einbindung geeigneter Indikatoren erkennbar? 
• Partizipation: Wird die Beteiligung zivilgesellschaftlicher Akteure am Umsetzungs-
prozess vorgesehen? 
Mithilfe dieser Kriterien lässt sich auch ermitteln, welche Strategien tatsächlich der Poli-
tikentwicklung zur Maßnahmen- und Entscheidungsrealisierung sowie Bildung realisierungs-
fähiger Akteurskonstellationen dienen. Denn hiervon zu differenzieren sind Strategien, die 
einer konstruktivistischen Perspektive folgen und somit der Problematisierung eines Sach-
                                            
10  Diese Einstufung von kurz-, mittel- und langfristigen Zielhorizonten orientiert sich am klimapolitischen 
Sprachgebrauch, in dem im Zusammenhang mit der Reduzierung von Treibhausgasemissionen vor mehreren 
Jahren 2050 als "langfristiger" Zielhorizont und 2020 als "mittelfristiger" Zielhorizont etabliert hat. Aufgrund 
der inzwischen vorgerückten Zeit kann als mittelfristiger Horizont auch das Jahr 2030 als angemessen gel-
ten. Zielhorizonte unterhalb des Jahres 2020 gelten als "kurzfristig". 




verhalts, Thematisierung der infrage kommenden Maßnahmen (vgl. Wiesenthal 2010: 86) 
und dem Agenda Setting (vgl. Kapitel 6.2) dienen. 
3. Schritt: Ermittlung der Vorgehensweise bei der Entwicklung der "besten" Strategie 
Für die laut dem zweiten Analyseschritt "beste" BMU-Strategie soll, soweit möglich, litera-
turgestützt ermittelt werden, wie bei der Strategiebildung vorgegangen wurde. Ziel ist zu 
erkennen, wie das BMU im besten Fall agiert hat. An dieser Vorgehensweise kann sich die 
Optionenentwicklung der präskriptiven Strategieanalyse in Kapitel 7 orientieren. 
5.2.2 Experteninterviews mit BMU-Akteuren 
Durch Experteninterviews sollten Einblicke in die Strategiepraxis des BMU im Hinblick auf 
thematische Strategien des Ressorts im Allgemeinen sowie speziell im Hinblick auf eine 
mögliche neue Strategie zur Ressourcenschonung erlangt werden. Zweck der Gespräche 
war es also, die Denk- und Vorgehensweisen im BMU in Bezug auf thematische Umweltstra-
tegien zu erheben, um die Entwicklung politikwissenschaftlich basierter Optionen für eine 
Ressourcenstrategie hieran anpassen zu können. Vom Denken der Praxisakteure völlig ab-
gekoppelte Optionen zu entwickeln, wäre wenig nutzbringend gewesen. Zweck der Gesprä-
che war es hingegen nicht, einzelne Expertenstandpunkte zu analysieren oder miteinander 
zu vergleichen. 
Zur Ermittlung der strategischen Denkweise und Praxis im BMU wurde die Methode des leit-
fadengestützten Interviews gewählt, die für Expertenbefragungen als angemessenes Erhe-
bungsinstrument gilt (vgl. Meuser & Nagel 2009: 51f.). Die befragten BMU-Akteure sind zum 
Teil Experten hinsichtlich der Vorgehensweise bei thematischen BMU-Strategien im Allge-
meinen, zum Teil hinsichtlich der im Ministerium bestehenden Überlegungen zu Vorge-
hensweise und Ausgestaltung einer neuen Ressourcenstrategie. 
Der Leitfaden verschafft dem Interviewer die thematische Kompetenz, die ein ertragrei-
ches Interview ermöglicht und lässt in seiner flexiblen Handhabung Freiräume für die Er-
läuterungen, Beispiele und spontanen Ausführungen des Experten (vgl. Meuser & Nagel 
2009: 51f.). Bei Experten-Interviews als spezieller Form der Leitfadeninterviews interes-
siert der Interviewte weniger als Person denn als Experte für ein bestimmtes Handlungs-
feld; er wird als Repräsentant einer Expertengruppe einbezogen.  
Ziel war es, das strategische Praxiswissen der Experten in zweierlei Hinsicht zu erheben: 
• Thematische BMU-Strategien im Allgemeinen: Definition, Verständnis, Stellenwert, 
Funktion, Potenziale, Grenzen, Erfolgs-/Misserfolgsfaktoren, mögliche Zielkonkreti-
sierungen und Zeithorizonte, organisatorisches Vorgehen und Methoden bei der 
Strategiebildung, Einschätzung der Strategiefähigkeit des BMU; 
• Vorgehensweise und Ausgestaltung einer neuen Ressourcenstrategie: Strategiebe-
darf, Gegenstandsbereich, strategisches Zentrum, Zeithorizonte und Gestaltungs-
ziele, Lageeinschätzung zum BMU und zur strategischen Umwelt, etwaige Ideen zu 




grundlegend verschiedenen Optionen, Instrumente, Strategievernetzung, Akteure, 
Indikatoren und Monitoring, Kommunikation, Stakeholderbeteiligung. 
Dabei basieren vor allem die Fragen nach der Vorgehensweise und möglichen Ausgestaltung 
einer neuen Ressourcenstrategie (2. Themenblock) auf Elementen des Analyserahmens. Sie 
entsprechen den in Kapitel 5.1, Tabelle 7, Spalte "für Interviews" angegebenen Strategie-
elementen. Die Fragen nach thematischen BMU-Strategien im Allgemeinen (1. Themen-
block) hingegen dienten mehr dem Einholen von Hintergrundwissen und waren weniger an 
den Analyserahmen angebunden. 
Als relevanteste Ebene in der BMU-Struktur wurde die Fachebene vor allem auf der Stufe 
der Unterabteilungs- und Referatsleiter eingeschätzt, da hier inhaltliches, strategisches 
Arbeiten und Verantwortung sehr dicht beieinander liegen. Bis zur Umorganisation des BMU 
Anfang 2010 war das Politikfeld Ressourcenschonung im Referat ZG III 6 "Ressourceneffizi-
enz, Beschaffung" (und damit in der Zentralabteilung) verortet, das von Dr. Torsten Bi-
schoff geleitet wurde. Die von der neuen Hausleitung veranlasste Umorganisation führte zu 
einer deutlichen Aufwertung des Politikfeldes Ressourcenschonung in der BMU-Organi-
sation: Es ist nun Gegenstand der Abteilung WA "Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Bo-
denschutz" und ist sogar in den Titel der neuen Unterabteilung WA III "Ökologische Ressour-
ceneffizienz, Bodenschutz" eingeflossen, die von Reinhard Kaiser geleitet wird. 
Um das politische Alltagswissen im BMU zum Politikfeld möglichst umfassend erheben zu 
können, erschien es zielführend, neben dem neuen Haupt-Verantwortlichen Reinhard Kai-
ser aufgrund seiner Erfahrung auch die ehemals zuständigen Referatsleiter Dr. Torsten Bi-
schoff und Dr. Ulf Jaeckel zu befragen. Dr. Jaeckel, der derzeit das Referat ZG III 5 "Pro-
duktbezogener Umweltschutz, Normung" leitet, wurde zudem zu möglichen produktbezo-
genen Ansätzen einer Strategie zur Ressourcenschonung befragt. 
Um für den Themenkomplex "Thematische BMU-Strategien im Allgemeinen" das Praxiswis-
sen zu erheben, wurde ferner der Leiter des Referats ZG III 1 "Allgemeine und grundsätzli-
che Angelegenheiten der Umweltpolitik, Umweltschutz- und Nachhaltigkeitsstrategien, 
Fachaufsicht UBA" Dr. Jörg Mayer-Ries interviewt. Die Interviews wurden am 20.04.2010 
und 29.04.2010 im BMU-Dienstsitz Berlin geführt. 
Tabelle 8 zeigt die interviewten Akteure im Überblick. 




Tabelle 8: Interviewte Akteure 
Abteilung/Referat Position Name 
WA III Ökologische Ressourceneffizienz, Bo-
denschutz 
Leitung Reinhard Kaiser 
ZG III 5 Produktbezogener Umweltschutz, 
Normung, umweltfreundliches Be-
schaffungswesen 
Leitung Dr. Ulf Jaeckel 
ehem. ZG III 6 Ressourceneffizienz, Beschaffung ehem. Leitung Dr. Torsten Bischoff* 
ZG III 1 Allgemeine und grundsätzliche Ange-
legenheiten der Umweltpolitik, Um-
weltschutz-und Nachhaltigkeitsstrate-
gien, Fachaufsicht UBA 
Leitung Dr. Jörg Mayer-Ries 
* aktuelle Position: Leitung von Referat KI III 3 (Wasserkraft, Windenergie und Netzintegration der Erneu-
erbaren Energien) 
Durchführung 
Leitfadeninterviews (oder halbstrukturierte Interviews, problemzentrierte Interviews) las-
sen den Gesprächspartner möglichst frei und ohne vorgegebene Antwortalternativen zu 
Wort kommen. Allerdings führt der Interviewer zu Beginn eine bestimmte Problemstellung 
ein, auf die er immer wieder zurückkommt. Bestimmte Aspekte der Problemstellung hat er 
in einem Interviewleitfaden zusammengestellt, spricht sie im Gesprächsverlauf an und 
lenkt somit das Gespräch auf verschiedene Fragestellungen (vgl. Mayring 2002: 67ff.). 
Der Leitfaden bringt die einzelnen Themen des Gesprächs in eine sinnvolle Reihenfolge und 
soll auch dazu dienen, drei verschiedene Arten von Fragen zuzulassen:  
• Sondierungsfragen, die als allgemein gehalten Einstiegsfragen in eine Thematik eru-
ieren sollen, ob und welche Bedeutung das Thema für den Befragten aufweist; 
• Leitfadenfragen, die diejenigen Themenaspekte repräsentieren, die als wesent-
lichste Fragestellungen im Interviewleitfaden festgehalten sind; 
• Ad-hoc-Fragen, die vom Interviewer spontan formuliert werden, wenn im Gespräch 
Aspekte angesprochen werden, die im Leitfaden nicht vorgesehen, für die Themen-
stellung oder den Gesprächsfaden jedoch von Bedeutung sind. 
(Vgl. Mayring 2002: 68) 
Da die vier Interviewpartner für die Ermittlung der strategischen Denkweise und Praxis im 
BMU unterschiedliche Funktionen einnehmen, wurde jeweils ein spezifischer Leitfaden 
entwickelt. Einige Fragen tauchen allerdings in mehreren Leitfäden auf. Ihre Grundlage 
waren insbesondere die Befassung mit dem Politikfeld Ressourcenschonung (vgl. Kapitel 4), 
zu politischen Strategien (vgl. Kapitel 2.1) und zur Praxis thematischer Umweltstrategien 
(vgl. Kapitel 6.1). 
 





Die Interviews wurden per Aufnahmegerät festgehalten. Da der Zweck der Gespräche nicht 
darin bestand, einzelne Expertenstandpunkte zu analysieren oder miteinander zu verglei-
chen (s.o.), war die Entwicklung einer Analysemethode etwa durch Bildung von Auswer-
tungskategorien, Codierung und weiterer Schritte, wie es bei der Auswertung von Leitfa-
den- bzw. Experteninterviews üblich ist (vgl. Meuser & Nagel 2009: 56f.; Schmidt 2007), 
nicht erforderlich. Die Aussagen der Akteure wurden, soweit möglich, den Elementen des 
Analyserahmens zugeordnet. Die sinngemäße Wiedergabe der Aussagen in den Kapiteln 6.2 
und 6.3 erfolgt somit nicht personenbezogen, sondern thematisch sortiert. Alle wiederge-
gebenen Aussagen wurden von den Interviewpartnern autorisiert. 
 
5.3 Vorgehensweise zur präskriptiven Strategieanalyse 
Die Entwicklung von Optionen einer thematischen Strategie zur Ressourcenschonung folgt 
dem Analyserahmen in Kapitel 5.1, Tabelle 7. Dabei werden alle Elemente des Analyse-
rahmens abgedeckt. Somit wird zum einen an die Inhalte von Kapitel 3 angeknüpft, auf de-
nen der Analyserahmen basiert. Zum anderen werden diese Erkenntnisse nun mit den Aus-
führungen zum Politikfeld Ressourcenschonung in Kapitel 4 verbunden. Aus Kapitel 6 wer-
den darüber hinaus die strategische Praxis des BMU und die dort vorhandenen Vorstellun-
gen zu einer Ressourcenstrategie eingebunden. 
Die Optionen wurden dahingehend gestaltet, dass sie einerseits eine durchaus ambitioniert 
ausgestaltete Strategie ergeben. Dies wird den fachlichen Anforderungen des Politikfeldes 
und den Ambitionen des BMU zur Etablierung von Ressourcenschonung als "Megathema" ge-
recht. Andererseits wird für die Optionen aufgrund der erfolgten Analyse der BMU-Praxis in 
Anspruch genommen, realitätsnah gestaltet zu sein. 




6. Strategiepraxis des Bundesumweltministeriums und Vorstellungen 
zu einer Ressourcenstrategie (empirische Strategieanalyse) 
6.1 Strategiepraxis gemäß publizierter Strategiedokumente 
Dieses Kapitel analysiert die Praxis des BMU bei der Entwicklung thematischer Strategien 
anhand der publizierten Strategiedokumente. Ziel ist die Ermittlung derjenigen BMU-Stra-
tegie, die dem Idealbild einer innovationsorientierten thematischen Umweltstrategie am 
ehesten entspricht. Diese derzeit "beste" Strategie kann dann als Referenzstrategie für ei-
ne neue Strategie zur Ressourcenschonung herangezogen werden: Eine neue Ressourcen-
strategie sollte – so die hier verfolgte normative Annahme – mindestens so ambitioniert ge-
staltet sein wie die bislang "beste" Strategie des BMU. Die in Kapitel 3 theoretisch abgelei-
teten Elemente innovationsorientierter thematischer Umweltstrategien werden also mit 
der Praxis des BMU bei der Entwicklung von Strategien abgeglichen: Von welchem Niveau 
der BMU-Strategieentwicklung kann die Erarbeitung von Optionen einer Ressourcenstrate-
gie ausgehen? 
Entsprechend Kapitel 5.2.1 erfolgt zunächst ein Screening der Dokumente, um solche Stra-
tegien zu ermitteln, die als Referenzstrategien potenziell geeignet sind. 
1. Schritt: Screening 
In einem ersten Schritt werden thematische Umweltstrategien ausgewählt, die vom BMU 
federführend (mit-)entwickelt wurden, ein bestimmtes Umweltproblem zum Thema und 
die Minderung von Umweltbelastungen zum Ziel haben (und nicht umweltproblem-
übergreifend ausgerichtet sind) und als Kabinettsbeschluss, also Strategie der gesamten 
Bundesregierung, verabschiedet wurden. Tabelle 9 zeigt die in diesem ersten Schritt be-
rücksichtigten Strategien und das Ergebnis. 




Tabelle 9: Screening thematischer Umweltstrategien 
Strategie bezogen auf ein be-
stimmtes Umwelt-
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2. Schritt: Evaluation 
Die folgenden Tabellen zeigen die Evaluationsergebnisse für die vier relevanten Strategien 
im Hinblick auf die Kriterien, die gemäß Kapitel 5.2.1 herangezogen wurden. 




Tabelle 10: Evaluation des Energiekonzepts 
Energiekonzept 
Langfristige Ziele (> 2030) CO2-Emissionen: -70% (2040) bzw. -80 bis -95% (2050); Anteil 
erneuerbarer Energien: 45% (2040) bzw. 60% (2050)11; Primär-
energieverbrauch: -50% (2050); Stromverbrauch: -25% (2050); 
Reduktion Energieverbrauch im Verkehrsbereich: -40% (2050) 
Mittelfristige Ziele (2020-2030) CO2-Emissionen: -40% (2020) bzw. -55% (2030); Anteil erneuer-
barer Energien: 18% (2020) bzw. 30% (2030)12; Primärenergie-
verbrauch: -20% (2020); Stromverbrauch: -10% (2020); Redukti-
on des Energieverbrauchs im Verkehrsbereich: -10% (2020) 
Kurzfristige Ziele (< 2020) nein 
Instrumente (Beispiele) EEG-Novellierung u.a. zur Stärkung der Markt- und Netzintegra-
tion der erneuerbaren Energien; Weiterentwicklung der pla-
nungsrechtlichen Grundlagen für On- und Offshore-Windparks; 
Ausdehnung der Nachhaltigkeitskriterien auf alle Bioenergieträ-
ger; Biomassenutzungsstrategie; Energieverbrauchskennzeich-
nungen; ökonomische Anreize zum Energiesparen; Ausbau von 
Energieeffizienz-Förder- und –Beratungsprogrammen (KMU, 
Verbraucher); Energieeffizienzfonds; Laufzeitverlängerung für 
KKW; CCS-Gesetz; Förderung hocheffizienter, CCS-fähiger fossi-
ler Kraftwerke; Netzausbauplan; Förderung von Pumpspeicher-
kraftwerken und von Biogas; Modernisierungsoffensive für Ge-
bäude; Maßnahmen zur Privilegierung von Elektrofahrzeugen; 
Investitionen in Schieneninfrastruktur 
Aktionspläne nein 
Mechanismen hor. Integration ja: die wesentlichen Verursacherbereiche werden adressiert 
sektorale Strategien/Pläne Ankündigung einer "Kraftstoff- und Mobilitätsstrategie" sowie 
einer "Biomassenutzungsstrategie" 
Einbindung Bundesländer nur sehr eingeschränkt. Z.B. Bund/Länder-AG für Musterpla-
nungsleitlinien zum Energieleitungsbau; Dialog zu Stromnetzen; 
Einbindung bei Weiterentwicklung der Raumordnungspläne 
zwecks Erleichterung des Onshore-Windenergie-Ausbaus 
Strategievernetzung kaum: Bezugnahme auf Nat. Entwicklungsplan Elektromobilität 
Monitoring und Evaluation Monitoring im Dreijahresrhythmus bzgl. des Erreichens der o.g. 
Ziele; Evaluierung der Erfolge im Gebäudebereich 2020. 
Partizipation lediglich sehr punktuelle und unkonkrete Ankündigungen der 
Beteiligung zivilgesellschaftlicher Akteure. 
Gesamtbetrachtung Sehr positiv: ambitionierte, zeitlich gestaffelte, langfristig aus-
gerichtete Ziele sowie die Monitoringmechismen. Alle zentralen 
Verursacherbereiche werden adressiert, bei mangelhafter Par-
tizipation zivilgesellschaftlicher Akteure. Hauptkritikpunkt ist 
ein innerer Widerspruch zwischen Zielen und Instrumentierung 
(v.a. KKW-Laufzeitverlängerung; vgl. Hennicke et al. 2011: 13) 
Quellen BMWi/BMU 2010 
 
                                            
11  am Bruttoendenergieverbrauch; Ziele für Anteil der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien am Brutto-
stromverbrauch: 65% (2040) bzw. 80% (2050). 
12  am Bruttoendenergieverbrauch; Ziele für Anteil der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien am Brutto-
stromverbrauch: 35% (2020) bzw. 50% (2030). 




Tabelle 11: Evaluation der Nationalen Strategie für die nachhaltige Nutzung und den Schutz der Mee-
re 
Nationale Strategie für die nachhaltige Nutzung und den Schutz der Meere 
Langfristige Ziele (> 2030) nein 
Mittelfristige Ziele (2020-2030) nein 
Kurzfristige Ziele (< 2020) Unterstützung des EU-Ziels, bis 2010 den Rückgang von Arten 
und die Verschlechterung von Lebensräumen aufzuhalten. 
Entwicklung von Konzepten für eine naturverträgliche, attrakti-
ve Freizeitnutzung in Schutzgebieten und deren Umsetzung bis 
2010. 
Verringerung der Stickstoffüberschüsse in der nationalen Ge-
samtbilanz bis zum Jahr 2010 auf 80 Kilogramm je Hektar. 
Zurückführung der Fischbestände bis 2015 auf den Stand, der 
den höchstmöglichen Dauerertrag sichert. 
Instrumente "Neue"  Instrumente nur in sehr vager Formulierung; zudem 
Nennung zahlreicher bereits in anderen Zusammenhängen oder 
aufgrund von EU-Politiken oder internationaler Übereinkommen 
implementierter Instrumente 
Aktionspläne nein, lediglich "Maßnahmenprogramm" gemäß EU-
Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie 
Mechanismen hor. Integration nein 
sektorale Strategien/Pläne nein 
Einbindung Bundesländer nein 
Strategievernetzung Zwar zahlreiche Verweise auf andere Strategien und sonstige 
Politiken, aber ohne eigentliche Vernetzung. 
Monitoring und Evaluation nein 
Partizipation nein 
Gesamtbetrachtung Es fehlen zentrale Elemente einer Strategie. "Neue", eigenstän-
dige mittel- und langfristige Ziele fehlen vollständig; stattdes-
sen sind einige extrem kurzfristig terminierte, überwiegend je-
doch unkonkrete Ziele ohne entsprechende Indikatoren enthal-
ten (s.o.). Eine echte Instrumentierung fehlt ebenso wie die 
meisten anderen zu fordernden Strategieelemente. 
Quellen BMU 2008d 
 




Tabelle 12: Evaluation der Nationalen Strategie für ein integriertes Küstenzonenmanagement (IKZM) 
Nationale Strategie für ein integriertes Küstenzonenmanagement (Bestandsaufnahme, Stand 
2006) 
Langfristige Ziele (> 2030) nein 
Mittelfristige Ziele (2020-2030) nein 
Kurzfristige Ziele (< 2020) nein 
Instrumente vage und unverbindliche Empfehlungen zur "Prüfung", "Stär-
kung", "Verbesserung" vorhanderer Instrumente, Maßnahmen 
und Programme. 
Aktionspläne nein 
Mechanismen hor. Integration nein 
sektorale Strategien/Pläne nein 
Einbindung Bundesländer nein 
Strategievernetzung Zwar zahlreiche Verweise auf andere Strategien und sonstige 
Politiken, aber ohne eigentliche Vernetzung. 
Monitoring und Evaluation nein 
Partizipation nein 
Gesamtbetrachtung Es handelt sich, dem Titel entsprechend, tatsächlich um eine 
Bestandsaufnahme. Alle zentralen Strategieelemente fehlen, 
werden allerdings im Rahmen von "IKZM-Grundsätzen" benannt: 
langfristige Vision einer nachhaltigen Entwicklung, horizontale 
und vertikale Integration, Beteiligungsverfahren, Monitoring 
und Evaluation, Indikatoren. Aufbauend auf diesen Grundsätzen 
könnte eine geeignete Strategiebildung vorgenommen werden. 
Quellen BMU 2006 
 




Tabelle 13: Evaluation der Nationalen Strategie zur biologischen Vielfalt 
Nationale Strategie zur biologischen Vielfalt 
Langfristige Ziele (> 2030) nein (Ausnahme: "weitgehende" Sanierung von Altlasten bis 
2050) 
Mittelfristige Ziele (2020-2030) Vielzahl unterschiedlich konkreter Handlungs- und Qualitätszie-
le für 2020 
Kurzfristige Ziele (< 2020) Vielzahl unterschiedlich konkreter Handlungs- und Qualitätszie-
le für 2010 und 2015 
Instrumente Vielzahl eher unkonkret benannter und überwiegend "weicher" 
Maßnahmen, differenziert nach "EU/Bund", "Län-
der/Kommunen" und "weitere Akteure", aber ohne konkrete 
Umsetzungszuständigkeiten 
Aktionspläne nein 
Mechanismen hor. Integration nein (allerdings Vernetzung mit einigen Sektorstrategien) 
sektorale Strategien/Pläne nein 
Einbindung Bundesländer Einbindung in die Zuständigkeiten für die Maßnahmen 
Strategievernetzung Vernetzung mit zahlreichen EU-, Bundes- und Länderpolitiken 
Monitoring und Evaluation Bericht der Bundesregierung über die Erreichung der Ziele und 
die Realisierung der Maßnahmen in jeder Legislaturperiode. 
Weiterzuentwickelndes System von derzeit 19 Indikatoren. 
Partizipation Bislang drei "Nationale Foren zur biologischen Vielfalt" (2007, 
2009, 2010); sieben regionale Foren (2008); seit 2008 Dialogfo-
ren für verschiedene Akteurskreise (z.B. "Kommunen", "Sport 
und Tourismus", "Landwirtschaft und Stoffflüsse"). 
Gesamtbetrachtung Mit der Vielzahl an mittel- und kurzfristigen Zielen,  einem 
"Bundesprogramm" zur Finanzierung innovativer Maßnahmen, 
Vernetzung mit anderen Politiken, umfangreichen Monitoring- 
und Evaluationsanforderungen sowie intensiven Partizipations-
prozessen sind diverse strategische Stärken vorhanden.  
Als Stärken sind ferner die in der Strategie aufgeführten "kon-
kreten Visionen", an die die Ziele geknüpft sind, die zehn 
"Leuchtturmprojekte" sowie die Bezugnahme auf die Aspekte 
"Innovation und Beschäftigung" und "Armutsbekämpfung und 
Gerechtigkeit" zu sehen. Zudem wurden die Empfehlungen des 
"Millenium Ecosystem Assessment" als Ziele und Maßnahmen 
umgesetzt. Die Strategie ist überdies in der Nationalen Nach-
haltigkeitsstrategie verankert. 
Defizite sind bei der Instrumentierung im Hinblick auf Konkreti-
sierung (auch der Umsetzungszuständigkeiten) und Einbezie-
hung auch "harter" Instrumente erkennbar. Auch langfristige 
Ziele und Mechanismen zur horizontale Integration etwa durch 
Sektorstrategien fehlen. Verbesserungspotenziale bestehen bei 
Umsetzungszuständigkeiten und konkreter Einbindung der Bun-
desländer.  
Quellen BMU 2007; BMU 2010 
 
 




Tabelle 14 zeigt die Evaluationsergebnisse im Überblick. 
Tabelle 14: Zusammenfassende Übersicht der Evaluationsergebnisse für die vier thematischen Strate-
gien 
Kriterien Energiekonz. Meere IKZM Biol. Vielfalt 
Langfristige Ziele (> 2030) + – – – 
Mittelfristige Ziele (2020-2030) + – – + 
Kurzfristige Ziele (< 2020) – ○ – + 
Instrumente ○ – – ○ 
Aktionspläne – – – + 
Mechanismen hor. Integration + – – – 
sektorale Strategien/Pläne ○ – – – 
Einbindung Bundesländer - – – + 
Strategievernetzung ○ ○ ○ + 
Monitoring und Evaluation + – – + 
Partizipation - – – + 
Gesamtbetrachtung ○ – – + 
Zeicherklärung: 
+ Kriterium gut erfüllt 
○ Kriterium mäßig erfüllt 
– Kriterium nicht erfüllt 
# Kriterium nicht erfüllt, im Sachzusammenhang der Strategie aber unerheblich 
Es zeigt sich insgesamt, dass die Strategie zur biologischen Vielfalt aus strategischer Sicht 
mit Abstand am besten abschneidet und somit als Best Practice thematischer BMU-
Strategien gelten kann. Es handelt sich unter den hier berücksichtigten Strategien aus poli-
tikwissenschaftlicher Sicht sogar um die einzige Strategie, die diese Bezeichnung – trotz 
nicht unerheblicher Defizite – tatsächlich verdient. Das Energiekonzept überzeugt in seiner 
Zielgestaltung, weist jedoch gravierende innere Inkonsistenzen auf.13 Der Meeresstrategie 
mangelt es an nahezu allen wesentlichen Strategieelementen. Dies gilt auch für die IKZM-
Strategie, wobei diese als "Bestandsaufnahme" gekennzeichnet ist und insoweit offenbar 
erst den Ausgangspunkt der eigentlichen Strategieentwicklung darstellen soll. 
Ferner sind folgende Aspekte zum Stand umweltproblem-bezogener thematischer Umwelt-
strategien erkennbar: 
• Langfristige Ziele werden bislang selten verfolgt. 
                                            
13  Dies betrifft vor allem die KKW-Laufzeitverlängerung und die Unterstützung des Ausbaus von Kohlekraftwer-
ken, die mit den anspruchsvollen Zielen zum Ausbau erneuerbarer Energien kaum in Übereinstimmung zu 
bringen sind. Ferner sind wirksame Maßnahmen zum Erreichen der anvisierten drastischen absoluten Reduk-
tion des Energieverbrauchs kaum erkennbar (vgl. Hennicke et al. 2011). Zumindest im Hinblick auf die KKW-
Laufzeitverlängerung entspricht das Energiekonzept allerdings seit der Kursänderung der Politik der Bundes-
regierung im Frühjahr 2011 nicht mehr der Realität. 




• Aktionspläne sind bislang nicht vorgesehen. 
• Wirksame Mechanismen zur horizontalen Integration sind mit Ausnahme des Ener-
giekonzepts bislang nicht implementiert; dies gilt im Besonderen auch für 
Sektorstrategien/-pläne. 
3. Schritt: Ermittlung der Vorgehensweise bei der Entwicklung der "besten" Strategie 
Um zu erkennen, wie das BMU "im besten Fall", also bei der Erarbeitung der Nationalen 
Strategie zur biologischen Vielfalt, agiert hat, wird hier die Vorgehensweise der Strategie-
entwicklung dokumentiert. An dieser Vorgehensweise kann sich die Optionenentwicklung 
der präskriptiven Strategieanalyse in Kapitel 7 orientieren. 
Die Erarbeitung der Strategie hat sich über insgesamt vier Jahre erstreckt. Begonnen hat 
sie eine siebenköpfige "AG Vision" aus Mitarbeitern von BMU, UBA und Bundesamt für Na-
turschutz (BfN), die die relevanten Themen auswählte, Visionen entwickelte und Qualitäts- 
und Handlungsziele formulierte. Anschließend erfolgte eine intensive Einbeziehung von Ex-
pertinnen und Experten aus Natur- und Umweltschutzverbänden, Wissenschaft und Fach-
behörden sowie Gender-Expertinnen. Internationale Beschlüsse, europäische Aktionspläne 
und Strategien, Sektorstrategien und Fachprogramme des Bundes sowie Beschlüsse der 
Länder wurden während der Bearbeitung berücksichtigt. Ein erster BMU-Entwurf wurde 
nach einer Überarbeitung zunächst der Ressortabstimmung und anschließend der Beteili-
gung durch die Bundesländer und Verbände unterzogen. Nach der finalen Ressortabstim-
mung erfolgte der Beschluss des Bundeskabinetts (vgl. Küchler-Krischun & Piechocki 2008: 
30f.). 
Als wichtige Prozesselemente der Strategieentwicklung können somit gelten: 
• Festlegung des strategischen Kerns durch ein kleines strategisches Zentrum; 
• frühzeitige Einbindung wissenschaftlicher Expertise; 
• umfassende Beteiligung aller relevanten Stakeholder; 
• intensive Strategievernetzung; 
• zeitintensiver Entwicklungsprozess. 
Es ist somit festzuhalten, dass offenbar auch unter intensiver Stakeholderbeteiligung die 
Aufrechterhaltung teilweise ehrgeiziger Ziele und eine insgesamt vergleichsweise ambitio-
nierte Strategiegestaltung möglich war. Allerdings kann dies durch das Zielsystem erklärbar 
sein: Qualitätsziele weisen naturgemäß in der Regel kaum erkennbare Zusammenhänge mit 
wirtschaftlichen Aktivitäten und den von ihnen ausgehenden Belastungen auf. Dies gilt al-
lerdings auch für die  in der Strategie genannten Handlungsziele. Machtvolle Wirtschafts-
sektoren werden von diesen Handlungszielen ebenso wie von den insgesamt "weichen" 
und/oder unkonkreten Instrumenten und Maßnahmen zu ihrer Umsetzung nicht direkt 
adressiert und müssen sich somit nicht bedroht fühlen. 




6.2 Strategiepraxis gemäß Auskunft von Strategieakteuren 
In diesem Kapitel werden die sinngemäßen Aussagen der befragten Akteure zu themati-
schen BMU-Strategien im Allgemeinen wiedergegeben.14 
Funktionen und Stellenwert thematischer Strategien 
Thematische Strategien des BMU erfüllen aus Sicht der Akteure unterschiedliche Funktio-
nen: 
1. Eine koordinative Funktion nach innen, indem sie im BMU verteilt vorhandenes Wis-
sen zusammenfassen und in Beziehung setzten. 
2. Umsetzung von Vorgaben der EU oder internationaler Übereinkommen. 
3. Aufbereitung der Aktivitäten des BMU in einem Themenfeld in gebündelter Form, 
um sie mit zukunftsgestaltendem Anspruch nach außen (z.B. gegenüber anderen 
Ressorts oder auch der breiten Öffentlichkeit) zu kommunizieren. 
Insbesondere für die Mitarbeit des BMU an der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie seien 
thematische Strategien sehr wichtig. Aus der Gesamtheit der thematischen BMU-Strategien 
ließen sich zudem grundsätzliche Themenschwerpunkte und Herangehensweisen des Res-
sorts ableiten. 
Begrifflichkeit 
Den vom BMU verwendeten Begriffen "Strategie", "Konzept", "Plan" und "Programm" können 
aus Sicht der Akteure zwar unterschiedliche Inhalte zugeordnet werden, in der Praxis des 
BMU sowie der Bundesregierung insgesamt würden die Begriffe jedoch oftmals synonym 
verwendet. Beispielsweise weise das "Integrierte Energie- und Klimaprogramm" der Bundes-
regierung (IEKP; BR 2007b, BMU 2008c) in seiner öffentlich formulierten Form zahlreiche 
Strategieelemente auf, sei allerdings dennoch als "Programm" etikettiert worden. Eine Prä-
zisierung der Begrifflichkeiten deute sich gegenwärtig dadurch an, dass zur konkreten Um-
setzung übergeordneter, langfristig ausgerichteter Politiken wie etwa der "Deutschen An-
passungsstrategie an den Klimawandel" (BR 2008b) nun ein "Aktionsplan Anpassung" und der 
"Nationalen Strategie zur biologischen Vielfalt" (BMU 2007) ein "Bundesprogramm zur biolo-
gischen Vielfalt" entwickelt werden solle. 
Strategiefähigkeit des BMU: Stärken und Schwächen 
Im Hinblick auf die Entwicklung thematischer Strategien weise das BMU zunehmend Kom-
petenzen, aber auch Defizite auf, etwa in der abteilungsübergreifenden Zusammenarbeit. 
Zwar würden von der jeweils federführenden Abteilung oftmals andere Abteilungen in die 
Strategieentwicklung miteinbezogen – allerdings oft erst dann, wenn die Grundsätze und 
grundlegenden Ziele bereits festgelegt worden seien. Insgesamt seien Wissen und Fähigkei-
                                            
14  Um über das gesamte Kapitel hinweg deutlich zu machen, dass es sich um sinngemäße Interviewaussagen 
handelt, wird zur Wiedergabe die Form des Konjunktivs gewählt. 




ten zur Strategieentwicklung im BMU durchaus vorhanden, allerdings noch zu wenig gebün-
delt. An der systematischen Zusammenführung dieses Wissens und der Fähigkeiten gelte es 
daher zu arbeiten. Zudem bestehe erhebliche Zeit- und Personalknappheit, die nur einge-
schränkt durch externe Beratung aufgefangen werden könne. 
Zu den Stärken des BMU zählten eine recht große Offenheit für langfristiges Denken, klare 
und präzise Zielsetzungen, ein ausgeprägtes Verständnis für förderliche und hemmende po-
litische Interessen, eine hohe Aufmerksamkeit den relevanten Akteuren gegenüber (auch 
weit über den Umweltbereich hinaus), ein hohes fachliches Engagement und fachpoliti-
sches Wissen sowie eine hohe Kommunikationsbereitschaft der Mitarbeiter auch über das 
jeweils eigene Feld hinaus. 
Idealtypische Gestaltung einer thematischen BMU-Strategie 
Eine thematische Strategie müsse von einer klaren Problemdefinition ausgehend eine Ana-
lyse der Ausgangslage und Definition der Gestaltungsziele leisten. Moderne umweltpoliti-
sche Strategien sollten dabei nicht nur ökologische Ziele, sondern im Sinne des Nachhaltig-
keitsprinzips auch soziale und ökonomische Ziele einbeziehen. Daneben müsse eine Strate-
gie auch ein institutionelles Ziel im Hinblick auf die Position des BMU bzw. von Umweltpoli-
tik insgesamt verfolgen. 
Aufbauend auf der Definition dieser Ziele sollten verschiedene Optionen zum Erreichen der 
Ziele entwickelt werden, aus denen eine Option auszuwählen sei. Die zur Strategieumset-
zung wesentlichen Akteure und die ihnen zugedachten Aufgaben, Rollen und Funktionen 
müssten benannt werden. Es solle ermittelt und benannt werden, auf welchen förderlichen 
politischen Interessen die Strategie aufbauen kann und welche hemmenden Interessen zu 
überwinden seien. Ferner müssten die einzelnen Instrumente und Maßnahmen in einer zeit-
lichen Stufung (kurz-, mittel-, langfristig) benannt werden.  
Weiterhin müsse eine Strategie geeignete Indikatoren zur Messung des Zielerreichungsgra-
des enthalten, angemessene Überprüfungsfristen festlegen und idealerweise lernfähig, fle-
xibel und veränderbar sein. Darüber hinaus müsse eine Strategie so kommuniziert werden 
können, dass sie im BMU, in anderen Ressorts und in der breiten Öffentlichkeit verstanden 
werde. Eine Strategie benötige zudem eine Ausstattung im Sinne sachlicher, finanzieller 
und personeller Ressourcen. Das gesamte Ministerium und vor allem von die Ressortleitung 
müsse sie mit tragen und vertreten. 
Vorgehensweise bei der Entwicklung thematischer Strategien 
Eine explizite "Methode" zur Strategieentwicklung gebe es im BMU nicht. Eine thematische 
Strategie werde federführend von der jeweils zuständigen Abteilung – oftmals unter Ein-
bindung einer der nachgeordneten Fachbehörden – entwickelt. Eine institutionalisierte 
Kommunikationsroutine, durch die die Grundsatzreferate automatisch über die Aktivitäten 
zur Entwicklung thematischer Strategien informiert würden, bestehe über die vorhandene 
Geschäftsordnung hinaus nicht. Sofern Benachrichtigungen erfolgten, würden die Grund-




satzreferate über Strategievorhaben in Kenntnis gesetzt oder um Mitwirkung gebeten. Un-
abhängig davon brächten sie sich in der Regel von sich aus in die Entwicklung mit ein und 
steuerten prozessuales oder inhaltliches Wissen bei. Fallweise führe ein später Informati-
onsfluss allerdings zu Defiziten bei der Mitwirkung an einer Strategieentwicklung. 
Die bei thematischen Strategien letztlich erarbeiteten Dokumente und Publikationen stell-
ten das Resultat der Strategieentwicklung in sehr kondensierter Form dar; dies gelte es 
daher vom Charakter und Gehalt der internen Seite eines Strategieprozesses zu unter-
scheiden. 
Erfolgsfaktoren thematischer BMU-Strategien 
Erfolgsfaktoren thematischer BMU-Strategien beständen darin, dass die politische Stim-
mung für das jeweilige Themenfeld günstig ist, dass die Ressortleitung den jeweiligen Stra-
tegieentwurf des BMU aktiv unterstützt und dass der Entwurf in der Abstimmung mit ande-
ren maßgeblichen Ressorts anschlussfähig ist, indem er einen Mehrwert für andere Politik-
felder aufweist. Unter dieser letztgenannten Voraussetzung seien Allianzen zwischen meh-
rere Ressorts möglich, die bei der weiteren Durchsetzung helfen könnten. Vor allem auch 
die frühzeitige Einbeziehung anderer Ressorts bereits auf der Arbeitsebene begünstige die 
Zustimmung der jeweiligen Ressortleitungen. 
Erfolgsfaktoren für die langfristige Aufrechterhaltung einer Strategie seien eine Veranke-
rung in der Gesellschaft oder auch Verpflichtungen auf europäischer oder internationaler 
Ebene, die oft längerfristig angelegt seien. Vor allem die EU sei, da sie teilweise mit ande-
ren Zeithorizonten und mit genuin internationalem und globalem Horizont arbeite, ein 
wichtiger strategischer Anker für umweltpolitische Themen, die oft langfristiger, grenz-
überschreitender und globaler Natur seien. Ferner sei die Lern- und Anpassungsfähigkeit an 
sich verändernde Begrifflichkeiten und Schwerpunkte ein wichtiger Erfolgsfaktor. Natur-
schutz beispielsweise gehe begrifflich zunehmend in dem Themenfeld biologische Vielfalt 
auf. Seine Ziele ließen sich jedoch auch und teilweise sogar besser unter diesem neuen 
Etikett weiterverfolgen. 
6.3 Stand der Überlegungen und Arbeiten im Bereich Ressourcenschonung 
In diesem Kapitel werden die sinngemäßen Aussagen der befragten Akteure zum Stand der 
Überlegungen zur Vorgehensweise für eine thematische Strategie zur Ressourcenschonung 
wiedergegeben.15 
Durch die Unterabteilung WA III "Ökologische Ressourceneffizienz, Bodenschutz" wurde im 
April 2011 ein BMU-intern abgestimmter Arbeitsentwurf eines "Deutschen Ressourceneffizi-
enzprogramms" (ProgRess; BMU 2011b) publik gemacht und zwecks Beteiligung an die 
Stakeholder versandt. Ziel des BMU ist, im Sommer 2011 eine neue Fassung des Programms 
                                            
15  Um über das gesamte Kapitel hinweg deutlich zu machen, dass es sich um sinngemäße Interviewaussagen 
handelt, wird auch hier zur Wiedergabe die Form des Konjunktivs gewählt. Den eigentlichen Interviewaus-
sagen vorangestellt sind einige kurze Hinweise zum aktuellen Stand der Arbeiten (April 2011). 




zu entwickeln und diese dem Bundeskabinett im November 2011 zur Beschlussfassung vor-
zulegen. 
Allgemeine Vorgehensweise 
Dieses Programm solle als gemeinsames Programm der Bundesregierung beschlossen wer-
den, um dieses Thema als gemeinsames Anliegen der Bundesregierung zu setzen, stark zu 
gewichten und in das Bewusstsein der zahlreichen Akteure in diesem Themenfeld zu brin-
gen. Durch dieses Programm solle erheblicher Aufwand dafür betrieben werden, Menschen 
für dieses Thema zu gewinnen und Akteure miteinander ins Gespräch zu bringen. Das Pro-
gramm solle die Ziele, die derzeitige Lage und die wesentlichen Instrumente darstellen. 
Eine – aus strategischer Sicht möglicherweise vorteilhafte – Alternative zum gewählten 
Vorgehen würde aus Sicht der Unterabteilung darin bestehen, die Beteiligung nicht mit ei-
nem bereits vorliegenden Programmentwurf zu eröffnen, sondern eine Debatte über die 
Gestaltung des Programms ohne jegliche Vorfestlegungen zu initiieren. Zur Bewältigung ei-
nes solchen aufwändigen Prozesses fehlten im BMU derzeit allerdings die notwendigen Ka-
pazitäten. 
Das Grundsatzreferat ZG III 1 sei in die Entwicklung mit eingebunden, unter anderem durch 
Einbringen von Nachhaltigkeitsaspekten und insbesondere Nachhaltigkeitsindikatoren sowie 
durch die Koordinierung und Abstimmung mit allen Abteilungen, die Berührungspunkte mit 
dem Themenfeld Ressourcenschonung aufweisen. 
Strategiebedarf 
Die Ressourceninanspruchnahme sei aus Sicht des BMU neben dem Klimawandel und dem 
Verlust biologischer Vielfalt das dritte große umweltpolitische Thema. In der Öffentlichkeit 
werde dies bislang allerdings noch nicht ausreichend erkannt. Auch die Entwicklung der 
letzten Jahre im Hinblick auf das Ziel der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie zur Verdopp-
lung der Rohstoffproduktivität mache deutlich, dass hier weitere Anstrengungen erforder-
lich seien. 
Eine neue Strategie zur Ressourcenschonung werde daher vor allem die dritte der oben ge-
nannten Funktion übernehmen, also die Aktivitäten des BMU in gebündelter Form aufzube-
reiten, um sie mit zukunftsgestaltendem Anspruch nach außen zu kommunizieren und zu-
dem weitergehende Maßnahmen in Angriff zu nehmen – wobei auch die koordinative Funk-
tion nach innen ebenfalls mit abgedeckt werde. 
Gegenstandsbereich der Strategie 
Die Abgrenzung des Begriffs "Ressourcen" als Gegenstand des zu entwickelnden Programms 
sei noch nicht abschließend geklärt. Vermutlich werde sich das Schwergewicht des Pro-
gramms auf abiotische nichtenergetische Rohstoffe konzentrieren. Ob auch biotische, 




stofflich genutzte Rohstoffe berücksichtigt werden, sei noch offen. Wasser und Landnut-
zung jedenfalls seien voraussichtlich nicht bzw. nur nachrichtlich Gegenstand. 
Das Programm könne von einer Liste prioritärer Rohstoffe ausgehen, für die z.B. die Ver-
sorgungssicherheit aufgrund etwa der Verfügbarkeit im Hinblick auf die Lagerstätten oder 
auch die politische Lage in den Lieferländern problematisch gesehen werde. Für diese prio-
ritären Rohstoffe könne dann in verschiedenen Handlungsfeldern wie etwa Gestaltung von 
Produktionsprozessen oder Kauf, Nutzung und Entledigung von Produkten durch Konsumen-
ten über geeignete Instrumente nachgedacht werden. Ein geeigneter Ansatzpunkt könnten 
aufgrund der Umweltauswirkungen, aber auch der Möglichkeit, auf diesem Weg den Ver-
brauchern das Problem nahe zu bringen, Gebrauchsgüter mit Hightech-Bestandteilen (wie 
etwa Mobiltelefone) sein. Ein weiteres wichtiges Handlungsfeld könne der Baubereich wer-
den. Da die Nutzungsphase von Produkten für die Ressourceneffizienz meist nicht von prio-
ritärer Bedeutung sei, würden als Hauptansatzpunkte politischer Maßnahmen der Produkti-
onsprozess und das Ende des Produktlebenszyklus' (Wiederverwendung, Recycling) gese-
hen. 
Ziele und Zeithorizonte 
Mittel- und langfristige Zeithorizonte hätten sich in den letzten Jahren in der Klima- und 
Energiepolitik bewährt und sollten daher auch im Themenfeld Ressourcenschonung anvi-
siert werden. Ein mittelfristiger Zeithorizont könne bei 2020 oder 2030 liegen; ein langfris-
tiger Zeithorizont bei 2050. Auch zusätzliche kurzfristige Zeithorizonte weniger Jahre seien 
möglich. Hinsichtlich der Ziele bestehe derzeit noch Unklarheit. Offen sei, ob es ein oder 
mehrere Oberziele geben soll. Auch aufgrund des noch nicht gelösten Indikatorproblems 
ließen sich hierzu sowie zu möglichen Unterzielen (etwa für einzelne Materialien oder 
Wirtschaftssektoren) noch keine Aussagen treffen. Angestrebt würden jedenfalls quantifi-
zierte Ziele auch im Hinblick auf eine absolute Senkung des Ressourcenverbrauchs. 
Lageanalyse 
Die "Strategie Ressourceneffizienz" (BMU 2008a) habe zum einen die Funktion gehabt, das 
Themenfeld innerhalb der Bundesregierung auf die Agenda zu setzen, die Kooperation 
hierzu zu fördern und sich über mögliche Vorgehensweisen hin zu einem konsistenten An-
satz auszutauschen. Zum anderen sollte das Themenfeld auch nach außen hin gesetzt und 
deutlich gemacht werden, dass es sich aus Sicht der Bundesregierung um ein wichtiges 
Thema handelt. Es sollten zum einen Aktivitäten, die bereits umgesetzt wurden, darge-
stellt und zum anderen aufgezeigt werden, wo weiterer Handlungsbedarf besteht. Eine 
breitere Öffentlichkeit sei allerdings nicht erreicht worden. 
Die Ausgangslage für ein neues Programm zur Ressourcenschonung wird von den befragten 
Akteuren als recht günstig eingeschätzt. 





Nach derzeitigem Stand solle das Programm zunächst vorrangig dazu dienen, bereits im-
plementierte Instrumente zu optimieren. Beispiele für optimierbare Instrumente beträfen 
beispielsweise die EU-Ökodesign-Richtlinie, Produktlabelling oder auch Pflichtenhefte und 
Richtlinien für Entwicklungsingenieure, sowie die Beratungsangebote für kleine und mittle-
re Unternehmen. 
Vorschläge zur Einführung neuer Instrumente, bei denen scharfe Debatten zu erwarten wä-
ren, sollten vorerst mit großer Vorsicht behandelt werden. Stattdessen sei zunächst eine 
Diskussion über mögliche neue Instrumente und ihre Ausgestaltung wünschenswert. Das 
BMU werde versuchen, diese Diskussionen dahingehend zu steuern, dass sein Bündnisum-
feld dadurch nicht erschüttert, sondern gestärkt werde. Die zeitliche Taktung zur Einfüh-
rung neuer Instrumente ist aus Sicht der befragten Akteure eine zentrale Aufgabe strategi-
schen Vorgehens. Auch ob und inwieweit eine Weiterentwicklung der EU-Ökodesign-
Richtlinie hin zu einem wirksamen Instrument zur Steigerung der Materialeffizienz tatsäch-
lich gelingen wird, ist aus Sicht der befragten Akteure noch nicht absehbar. 
Strategievernetzung 
Die Nationale Nachhaltigkeitsstrategie mit ihrem Indikator und Ziel zur Rohstoffproduktivi-
tät stelle den zentralen Anknüpfungspunkt des neu zu entwickelnden Programms dar, da 
hiermit das Ziel der Ressourcenschonung in der Politik der gesamten Bundesregierung ver-
ankert worden sei – bei aller Kritikwürdigkeit und begrenzten Aussagekraft des Indikators 
aus fachlicher Sicht. Wichtige Anknüpfungspunkte dürften auch alle Politiken zu Technolo-
gie-Innovationen bieten. 
Ideen zu grundlegenden Optionen 
Derzeit würden keine grundlegend unterschiedlichen Alternativen bei der Konzipierung ei-
nes Ressourcenprogramms gesehen. Die Grundzielrichtung sei klar: "Mit weniger mehr er-
reichen." Alle weiteren Aspekte der Konzipierung seien derzeit noch offen. Die Schlüssel-
entscheidung bei einem solchen Programm sei, wie ambitioniert die Instrumente ausgestal-
tet werden (s.u.). 
Akteure, Bündnisse, Zuständigkeit 
Aus Sicht der Interviewpartner sind sehr viele wichtige potenzielle Verbündete vorhanden, 
da das Themenfeld Ressourceneffizienz vor allem aufgrund der möglichen Kosteneinspa-
rungen etwa im verarbeitenden Gewerbe hohes win win-Potenzial aufweise. Unternehmen 
würden somit als potenzielle Verbündete angesehen, soweit es gelänge, sie von den mögli-
chen Kosteneinsparungen durch erhöhte Materialeffizienz zu überzeugen. Zu befürchten ist 
aus Sicht der Akteure das Aufkommen erheblicher Widerstände, wenn Maßnahmen zur Kos-
teninternalisierung oder ordnungsrechtliche Instrumente zum Einsatz gebracht würden. 
Auch Eingriffe in Kernbereiche von Produktionsprozessen könnten in bestimmten Branchen 




wie etwa der pharmazeutischen Industrie aufgrund der damit verbundenen Investitionskos-
ten zu heftigen Abwehrreaktionen führen. Insgesamt könne somit bei ungünstigem Vorge-
hen aus einer Vielzahl potenzieller Verbündeter eine Vielzahl von Gegnern werden. 
Auch die Gewerkschaften kämen als wichtige Bündnispartner infrage, da die Kosteneinspa-
rungen durch Materialeffizienz die Diskussion um Lohnkosten in gewissem Umfang relativie-
ren könne.  
Offen erscheine die Frage, wie sich das BMWi verhalten wird. Es verfolge, wie etwa mit der 
Rohstoffstrategie (BR 2010b), in diesem Themenfeld vorrangig das Problem der Rohstoffsi-
cherheit. Eine Steigerung der Materialeffizienz in Unternehmen liege zwar auch im Interes-
se des BMWi. Unterschiedliche Auffassungen herrschten allerdings über die Legitimität von 
regulierenden Eingriffen des Staates. Während das BMU von der Legitimität und Sinnhaftig-
keit staatlicher Eingriffe überzeugt sei, setze das BMWi eher auf Anreize zur freiwilligen 
Effizienzsteigerung etwa durch Förderprogramme und Unternehmensnetzwerke. 
Ein weiterer Verbündeter könne das beim United Nations Environment Programme (UNEP) 
angesiedelte International Panel for Sustainable Resource Management werden. Zwar sei 
das Panel in der Öffentlichkeit derzeit noch weitgehend unbekannt, doch bestehe zum ei-
nen die Möglichkeit, sich auf Expertisen des Panels zu berufen sowie prominente Mitglieder 
wie etwa Ernst Ulrich von Weizsäcker verstärkt in Debatten einzubinden. Zum anderen sol-
le versucht werden, im Zuge der Bestrebungen hin zur Aufwertung des UNEP zu einer UNEO 
(United Nations Environment Organization) das Panel dort fest zu institutionalisieren und 
zu einem IPCC-Pendant auszubauen. Dies könne sich auf die öffentliche Wahrnehmbarkeit 
extrem positiv auswirken. 
Indikatoren und Monitoring 
Unbedingt anzustreben sei ein kontinuierliches Monitoring anhand eines oder mehrerer ge-
eigneter quantitativer Indikatoren. Der Indikator zur Rohstoffproduktivität der Nationalen 
Nachhaltigkeitsstrategie wird von den befragten Akteuren unter anderem deshalb als nicht 
sachgerecht eingestuft, da die unterschiedliche Umweltrelevanz der Rohstoffe etwa hin-
sichtlich ihrer ökologischen Rucksäcke nicht erfasst werde. Aus Sicht der befragten Akteure 
erscheint es notwendig, die Entwicklungsarbeit hin zu einem oder mehreren neuen Indika-
toren nunmehr abzuschließen und eine politische Entscheidung zu fällen, welcher Indikator 
oder welche Indikatoren gewählt werden sollen. Der Rohstoffindikator der Nationalen 
Nachhaltigkeitsstrategie werde aus Gründen der Abstimmung innerhalb der Bundesregie-
rung vermutlich vorerst parallel beibehalten werden. 
Falls rechtzeitig bis zum Fortschrittsbericht 2012 ein Ressourcenindikator der EU einge-
führt werde, sei möglicherweise eine Anpassung des Rohstoffindikators der Nationalen 
Nachhaltigkeitsstrategie sinnvoll. Ansonsten solle der derzeitige Rohstoffindikator mit sei-
nem Ziel und Zeithorizont vorerst aufrechterhalten werden und auch in einer neuen Stra-
tegie zur Ressourcenschonung enthalten sein. In der Bundesregierung werde im Zusam-
menhang mit der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie allerdings über die Einführung eines 




neuen Indikators zu nachhaltigem Konsum nachgedacht, wobei noch genauer festzulegen 
sei, wie dieser im Einzelnen aufgebaut sein könnte. Er könne jedoch neben den konsumbe-
dingten Treibhausgasemissionen auch weitere konsumbedingte in- und ausländische Res-
sourcenverbräuche abdecken und würde somit auch einen Bezug zu diesem Themenfeld 
aufweisen. 
Kommunikation 
Kommunikation sei für das Programm ein Element von zentraler Bedeutung oder sogar die 
vorrangige Aufgabe. Da es bisher nicht gelungen sei, das Themenfeld Ressourcenschonung 
einer breiteren Öffentlichkeit nahe zu bringen, seien hierfür nunmehr erhebliche Anstren-
gungen aufzuwenden. Ein geeigneter Ansatzpunkt hierfür könnten Gebrauchsgüter mit 
Hightech-Bestandteilen sein, in denen seltene Rohstoffe mit absehbaren Versorgungseng-
pässen eingesetzt werden. Hier werde das Problem für Konsumenten am ehesten greifbar. 
Die Kommunikation solle darauf abzielen, Akteure für das Thema zu gewinnen und zu Ver-
bündeten zu machen (s.o.). Ein Ziel könne allerdings auch darin bestehen, bewusst gesell-
schaftliche Debatten auszulösen. Voraussichtlich werde die Festlegung eines oder mehrerer 
Indikatoren eine Diskussion über die fachliche Richtigkeit und Kommunizierbarkeit hervor-
rufen. Solche Debatten könnten helfen, die Aufmerksamkeit für das Themenfeld zu erhö-
hen. 
Die Kommunizierbarkeit des Begriffs "Ressourcen" wird von den befragten Akteuren unter-
schiedlich eingeschätzt. Dass der Begriff unterschiedlich ausgelegt und definiert werden 
kann, wird nicht als erheblicher Nachteil gesehen. 




7. Optionen der Entwicklung einer thematischen Strategie zur Res-
sourcenschonung (präskriptive Strategieanalyse) 
Dieses Kapitel trägt die Ergebnisse der Arbeit in Form von Optionen der Entwicklung einer 
thematischen Strategie zur Ressourcenschonung zusammen. Die dargestellten Optionen be-
ruhen auf der Zusammenführung der Elemente thematischer Umweltstrategien (Kapitel 3) 
mit der Charakterisierung von Ressourceninanspruchnahme als politischem Problem (Kapi-
tel 4.3), ressourcenstrategischen Anknüpfungspunkten vorhandener Strategien (Kapitel 
4.4), wissenschaftsbasierten Vorschlägen zu Ressourcenpolitik und ihren Zielen (Kapitel 
4.5) und der Strategiepraxis des BMU (Kapitel 6.1 und 6.2) sowie den dort vorhandenen 
Überlegungen zur Vorgehensweise und Ausgestaltung einer neuen Strategie zur Ressourcen-
schonung (Kapitel 6.3).  
Wie der Titel der vorliegenden Arbeit sowie dieses Kapitels betonen, handelt es sich um 
Optionen, also die mögliche Ausgestaltung von Strategieelementen. Ebenso wie bereits bei 
der Zusammenstellung von Elementen thematischer Umweltstrategien in Kapitel 3 sind die 
Optionen eine subjektive Auswahl und Kombination von Ausgestaltungsideen, die aus der 
Zusammenführung der verschiedenen Zugänge und Ausgangspunkte abgeleitet wurden. Für 
die überwiegende Zahl der Strategieelemente wird daher lediglich eine Option angeführt, 
die die Erfolg versprechendste Ausgestaltung darstellt. 
Dabei stellen die Optionen notwendigerweise einen Mix einerseits aus der skizzierten Bear-
beitung einzelner Grundschritte, andererseits aus Hinweisen auf eine mögliche Bearbei-
tung einzelner Grundschritte dar: Beispielsweise ist es im Rahmen der vorliegenden Arbeit 
möglich, konkrete Optionen zum Gegenstandsbereich, zu den Zielen und Zeithorizonten 
darzulegen. Mögliche Inhalte und Ergebnisse einer Lageanalyse hingegen lassen sich ebenso 
wenig konkret ausarbeiten wie die Gestaltungselemente – und damit die zentralen Elemen-
te – der Strategie oder eine detaillierte Vorgehensweise zum Aufbau von themenbezogener 
Strategiefähigkeit. Hier können jedoch Hinweise auf mögliche Vorgehensweisen und Ele-
mentgestaltungen gegeben werden. 
7.1 Politisches Problem und Gegenstandsbereich der Strategie 
Im Hinblick auf die Problemdefinition und -struktur sowie Ursachen und Trendentwicklung 
werden im Folgenden die wichtigsten, strategierelevanten Aspekte aus den Kapiteln hier 
zusammengefasst. Die intensive Inanspruchnahme natürlicher Ressourcen durch die deut-
sche Volkswirtschaft im Sinne der Entnahme, Verarbeitung und des Konsums, aber auch der 
durch die Ressourcennutzung entstehenden "ökologischen Rucksäcke", führt zu vielfältigen, 
materialstromspezifischen direkten und indirekten Umweltbelastungen in Deutschland, 
aber auch in einer Vielzahl von Staaten (vor allem "Entwicklungsländer" und Schwellenlän-
der), die als Rohstofflieferanten und Standorte umweltintensiver Verarbeitungsprozesse am 
Anfang der Wertschöpfungskette dienen. Indirekt trägt die Ressourceninanspruchnahme zu 
globalen Umweltproblemen wie Klimawandel und Verlust biologischer Vielfalt bei. Roh-
stoffabbau ist vielerorts mit Menschenrechtsverletzungen, Konflikten, Gesundheitsproble-




men und Ausbeutung verbunden. Neben der Inanspruchnahme biotischer und abiotischer 
Rohstoffe kann auch die Inanspruchnahme von Wasser sowie Nutzungsfläche als Teil des 
Problems aufgefasst werden. Eine "planetarische Grenze" bzw. Leitplanke langfristig um-
weltverträglicher Ressourceninanspruchnahme ist noch nicht bekannt. 
Während eine relative Entkopplung von Wirtschaftswachstum und Ressourcenverbrauch 
standardmäßig auftritt, ist eine absolute Entkopplung (bei Berücksichtigung von Struktur-
wandel-bedingten Verlagerungseffekten von Umweltbelastungen) bislang lediglich in histo-
rischen Ausnahmephasen zu beobachten gewesen. Während die Ressourceninanspruchnah-
me Deutschlands voraussichtlich auf hohem Niveau stagnieren wird, ist in den nächsten 
Jahrzehnten weltweit mit einem rasanten Anstieg zu rechnen, der vor allem vom wirt-
schaftlichen Aufstieg der Schwellenländer China und Indien verursacht wird. 
Ressourceninanspruchnahme ist vor allem aufgrund der kaum direkt sichtbaren Umwelt-
auswirkungen ein schwer politisierbares Problem, allerdings mit erheblichen win win-
Potenzialen für Unternehmen des verarbeitenden Gewerbes insbesondere durch Kosten-
senkung. Es gibt vielfältige Hemmnisse, die dazu führen, dass diese Potenziale nicht in An-
spruch genommen werden und somit zu Marktversagen führen. Dieser Sachverhalt sowie 
die aus Umweltsicht erforderliche nicht nur inkrementelle, sondern drastische Reduzierung 
der Ressourceninanspruchnahme legitimieren staatliches Handeln. Aufgrund der Größe des 
Problems, seiner Komplexität, der Vielzahl der Verursacher und der erforderlichen weit 
reichenden Eingriffe in Produktion und Konsum steht der Bedarf langfristig angelegten stra-
tegischen Vorgehens außer Frage. 
Aufgrund der Vielfalt der in die deutsche Volkswirtschaft eingehenden Rohstoffe sowie des 
möglichen Verständnisses von Wasser und globaler Nutzungsfläche ("global land-use 
accounting") als Teilaspekten der Ressourceninanspruchnahme ist eine Fokussierung des 
Gegenstandsbereichs der Strategie anzuraten. Der Aspekt globale Nutzungsfläche sollte 
nicht Bestandteil der Strategie sein, da er im Hinblick auf die Kommunizierbarkeit der 
Strategie besonders problematisch und abgekoppelt vom Aspekt Rohstoffe erscheint. Ähn-
lich verhält es sich mit dem Aspekt Wasser, wobei die Problematik des "virtuellen Wassers" 
bzw. "Wasser-Fußabdruck" von Produkten (vgl. WWF 2009) in der Öffentlichkeit bereits be-
kannter ist. Da die Ressourceninanspruchnahme Deutschlands sowohl hinsichtlich des di-
rekten Materialinputs (DMC) als auch hinsichtlich des globalen Materialaufwands (TMC) von 
abiotischen Rohstoffen (vgl. Kapitel 4.1) deutlich dominiert wird, könnte die Strategie ge-
stuft vorgehen und zunächst auf besonders problematische Materialströme abiotischer Roh-
stoffe fokussieren. In einem zweiten Schritt könnten die Aktivitäten auf biotische Rohstof-
fe, in einem dritten Schritt auf Wasser und in einem vierten Schritt auf globale Nutzungs-
fläche ausgedehnt werden. 
Auf diese Weise wäre die Strategie an die Nationale Nachhaltigkeitsstrategie anschlussfä-
hig, sofern dort der Ziel- und Indikatorfokus auf abiotische Rohstoffe beibehalten werden 
sollte. 




Nach derzeitigem – aufgrund der noch nicht gelösten Indikatorproblematik allerdings unbe-
friedigendem – Kenntnisstand stellen die Sektoren Bau, Metallverarbeitung und Energie die 
Hauptverursacher abiotischer Materialstöme und ihrer ökologischen Rucksäcke dar (vgl. 
Kapitel 4.1). Insofern könnte die Strategie zunächst auf diese Sektoren und die mit ihnen 
verbundenen Materialstöme Baumineralien, Metalle und fossile Energieträger fokussieren.  
Aus strategischer Sicht allerdings wäre es möglicherweise angebracht, statt des Energie-
sektors den nächsten besonders relevanten Sektor, die Automobilbranche in den Blick zu 
nehmen. Zum einen wird der für die nächsten Jahrzehnte absehbare Übergang der Ener-
gieversorgung in Deutschland hin zu erneuerbaren Energien den Input an fossilen Brenn-
stoffen ohnehin stark reduzieren. Den Energiesektor über die klimapolitischen Aktivitäten 
hinaus unter Druck zu setzen, erscheint insofern unnötig. Zum anderen zeichnet sich in der 
Automobilbranche durch den für die nächsten Jahre und Jahrzehnte erwarteten Übergang 
zur Elektromobilität eine Systeminnovation ab, die ein Gelegenheitsfenster für einen 
Sprung in der Ressourceneffizienz darstellen könnte. Die diesbezüglich angedachten Aktivi-
täten der "Nationalen Plattform Elektromobilität" (z.B. Arbeitsgruppe "Material und Recyc-
ling"; "Ressourcenstrategie Elektromobilität"; BR 2010a) könnten durch die Strategie zur 
Ressourcenschonung flankiert und forciert werden. 
Die Umweltrelevanz der Inanspruchnahme von Baumineralien ist umstritten (vgl. UNEP 
2010b: 75). Zwar werden Materialien dieser Gruppe in großem Umfang eingesetzt, sodass 
der direkte Materialeinsatz (DMC) sowie der globale Materialverbrauch (TMC) in Deutsch-
land hoch sind (vgl. Kapitel 4.1; vgl Acosta-Fernández 2007: 34f.). Anhand des Indikators 
"Environmentally weighted Material Consumption" (EMC) wurde die spezifische Umweltbe-
lastung pro eingesetzter Materialmenge allerdings als niedrig eingestuft (van der Voet et 
al. 2005: 150). Sobald geeignete Indikatoren vorliegen, ist die Relevanz der unterschiedli-
chen Materialgruppen somit noch einmal zu überprüfen. 
In den Vordergrund der Strategieaktivitäten könnten insgesamt die Materialströme Metalle 
und – vorbehaltlich zukünftiger abweichender Erkenntnisse – Baumineralien gestellt wer-
den. Bei den Metallen dürfte der Fokus vor allem auf die "seltenen" bzw. "kritischen" Metal-
le zu legen sein, wie dies auch von den BMU-Akteuren befürwortet wird (vgl. Kapitel 6.3). 
Allerdings sollte die Strategie nicht auf diese Sektoren und Materialströme allein ausgerich-
tet werden, sondern ihnen besondere Aufmerksamkeit widmen, aber auf eine Reduzierung 
der Ressourceinanspruchnahme in der Breite hinwirken. Ansonsten bestünde die Gefahr, 
das Thema zu einem "Spezialproblem" der genannten Branchen werden zu lassen und damit 
insbesondere auch das Eindringen in das Bewusstsein der breiten Öffentlichkeit zu vernach-
lässigen. 
7.2 Bildung themenbezogener Strategiefähigkeit 
Das strategische Zentrum sollte einerseits in der BMU-Unterabteilung WA III "Ökologische 
Ressourceneffizienz, Bodenschutz" zu verorten sein und andererseits aber auch Vertreter 
des Grundsatzreferats ZG III 1 "Allgemeine und grundsätzliche Angelegenheiten der Um-




weltpolitik, Umweltschutz- und Nachhaltigkeitsstrategien, Fachaufsicht UBA" einbeziehen. 
Den Aussagen von Strategieakteuren des BMU (vgl. Kapitel 6.2) zufolge wurde dieses 
Grundsatzreferat zwar in den bisherigen Aktivitäten zur Entwicklung der Strategie zur Res-
sourcenschonung bereits konsultiert. Seine Einbindung sollte allerdings deutlich darüber 
hinausgehen, indem es Bestandteil des strategischen Zentrums wird und durch Einspeisung 
prozessualen Strategiewissens sowie als Kontaktstelle zum Prozess der Nationalen Nachhal-
tigkeitsstrategie kontinuierlich an der Strategieentwicklung mitwirkt. 
Zum Aufbau themenbezogener Strategiefähigkeit dürfte es zudem wichtig sein, den Minis-
ter und sein engeres Beratungsnetzwerk von der Bedeutung der Strategie und ihrer Quali-
tät zu überzeugen und ownership herzustellen (vgl. Kapitel 3). 
Die Anbindung der Strategie an die Richtung der BMU-Politik dürfte sich beinahe von selbst 
ergeben. Da die BMU-Richtung als "innovationsorientierte Umweltpolitik" im Sinne ökologi-
scher Modernisierung mit starker Betonung ökonomischer Vorteile ambitionierter Umwelt-
politik zu sehen ist (vgl. Kapitel 2.3), bestehen aufgrund der diesbezüglich großen win win-
Potenziale gesteigerter Ressourcenschonung keine Anpassungsprobleme. Allerdings sollte 
aufgrund der erheblichen Rebound-Gefahr (vgl. Kapitel 4.2) sowie der aus Umweltsicht 
notwendigerweise sehr ambitionierten Ziele der Strategie (vgl. Kapitel 4.5) bedacht wer-
den, dass nicht allein auf win win-Potenziale inkrementeller Fortschritte gesetzt werden 
darf. Voraussichtlich notwendige konfrontative Situationen und ein geeigneter Umgang mit 
Modernisierungsverlierern (vgl. Kapitel 4.3) werden die Strategiefähigkeit des BMU vor ho-
he Herausforderungen stellen. 
7.3 Festsetzung der übergeordneten Ziele und des strategischen Kerns 
Grundlegendes Gestaltungsziel sollte die absolute Entkopplung von Wirtschaftswachstum 
und Ressourceninanspruchnahme sein. Aus umweltpolitischer Sicht ist eine langfristige Aus-
richtung der Strategie notwendig, sodass das Jahr 2050 den obersten Zeithorizont darstel-
len könnte. Dies würde zudem Kongruenz mit dem langfristigen Zielhorizont 2050 der Kli-
mapolitik herstellen. Dieser Zeithorizont würde zwar über die derzeitige Best Practice 
thematischer BMU-Strategien deutlich hinausgehen (vgl. Kapitel 6.1), wird aber von Akteu-
ren des Ministeriums für eine mögliche Option gehalten (vgl. Kapitel 6.3). 
Im Hinblick auf mittelfristige Ziele wird in der Klimapolitik das Jahr 2020 genannt. Aller-
dings ist aufgrund der inzwischen verstrichenen Zeit das Jahr 2020 beinahe schon als "kurz-
fristig" einzustufen. Mittelfristige Ziele könnten sich somit eher auf das Jahr 2025 oder das 
Jahr 2030 beziehen. 
Trotz der bislang nicht bekannten "planetarischen Grenze" bzw. Leitplanke langfristig um-
weltverträglicher Ressourceninanspruchnahme (vgl. Kapitel 4.1) wird von Experten eine 
Reduzierung um mindestens -80% für Industrieländer als notwendig erachtet (vgl. Kapitel 
4.5). Dieses sehr ambitionierte Ziel könnte durch die Strategie für den Zeithorizont 2050 
anvisiert werden. Denkbar wäre hierbei auch ein Aufgreifen des Prinzips der "doppelten 




Entkopplung" wie es in der EU-Ressourcenstrategie bislang verfolgt wird (vgl. Kapitel 4.4).16 
Hiernach könnte eine Reduzierung des Rohstoffverbrauchs um -50% und eine Reduzierung 
der mit der Rohstoffnutzung verbundenen Umweltauswirkungen um -80% angestrebt wer-
den. Gemäß Kapitel 7.1 könnten sich diese Ziele zunächst auf ausgewählte Gruppen abioti-
scher Rohstoffe beziehen. Dabei sollte allerdings zur Vermeidung von Problemverschiebun-
gen parallel darauf abgezielt werden, dass die Nutzung biotischer Rohstoffe und der Anteil 
ausländischer Ressourceninanspruchnahme nicht ansteigt (vgl. Bringezu et al. 2009c: 15).  
Im Hinblick auf die Kommunizierbarkeit hätten die beiden genannten langfristigen Gestal-
tungsziele den Vorteil, zum einen gut merkfähig zu sein (-50% bis 2050), zum anderen gut 
mit den klimapolitischen Langfristzielen übereinzustimmen (-80% bis 2050), auch wenn die 
Reduktionsziele für Treibhausgasemissionen bei -80 bis -95% liegen. Für mittelfristige Ziele 
ist das Anstreben einer solchen Übereinstimmung aufgrund der inzwischen gegebenen Kurz-
fristigkeit des Zieljahres 2020 nicht sinnvoll. Denkbare Ziele wären hingegen eine Reduzie-
rung des Rohstoffverbrauchs um -30% und der Umweltauswirkungen um -50% bis 2030. 
Kommunikativer Nachteil des Prinzips der "doppelten Entkopplung" ist allerdings die mögli-
cherweise schwer nachvollziehbare Doppelung der Ziele. 
Das vom BMU bereits postulierte Ziel, Deutschland solle zur ressourceneffizientesten 
Volkswirtschaft der Welt werden (vgl. Pfahl 2008), könnte bei Aufgreifen der genannten 
Ziele mit der Strategie sinnvoll verfolgt werden. Ferner sollte als ein weiteres übergeord-
netes Gestaltungsziel darauf hingearbeitet werden, Deutschland zum Technologieführer 
bei ressourceneffizienten Technologien aufzubauen. Ein weiteres wirtschaftlich begründe-
tes Oberziel könnte sich auf die Senkung der Kosten deutscher Unternehmen für Material 
beziehen. Die Deutsche Materialeffizienzagentur geht bei einer Steigerung der Materialef-
fizienz um 20% in der gesamten deutschen Wirtschaft von einem Einsparpotenzial von 100 
Mrd. € jährlich aus (vgl. demea 2010). Welches Einsparziel für die von der Strategie betrof-
fenen Sektoren bei den verfolgten Zielen zur Senkung des Ressourcenverbrauchs realistisch 
wäre, müsste berechnet werden. 
Ein übergeordnetes Machtziel der Strategie könnte darin liegen, das BMU als den zentralen 
Akteur in Fragen der Ressourcen- und Rohstoffnutzung zu etablieren, und zwar auch dort, 
wo bislang das BMWi diese Rolle innehat: in der Wirtschaft. Es sollte mithilfe der Strategie 
also darauf hingearbeitet werden, dass in den wirtschaftlichen Interessenverbänden, bei 
den Sozialpartnern und anderen zentralen Akteuren das BMU eher als Verbündeter denn als 
Gegner gesehen wird, in jedem Fall aber als maßgebliche Instanz. 
7.4 Lageanalyse 
Die Lage des BMU als strategischer Akteur ist zum einen durch die grundsätzliche "Schwä-
che" staatlicher Akteure des Politikfeldes Umweltschutz gekennzeichnet. Zentrale Ansatz-
punkte zur Senkung der Ressourceninanspruchnahme befinden sich außerhalb seiner Akti-
                                            
16  Ob dieses Prinzip nach Prüfung der EU-Ressourcenstrategie beibehalten wird, muss noch offen bleiben. 




onssphäre. Ohne die Unterstützung der zu den zentralen Verursachersektoren Bau, Metall 
und Automobil gehörenden Ressorts Wirtschaft und Verkehr/Bau (BMWi, BMVBS) werden 
wirksame Verbesserungen nicht möglich sein. Eine allein vom BMU vertretene Strategie 
dürfte daher weitgehend wirkungslos bleiben. Insofern wird es von zentraler Bedeutung 
sein, die Strategie als gemeinsames Anliegen der Bundesregierung (also als "Nationale Stra-
tegie") zu entwickeln, wie von den BMU-Akteuren vorgesehen (vgl. Kapitel 6.3). Allerdings 
werden zum Teil auch Nationale Strategien nach erfolgreicher Abstimmung zwar von allen 
Ressorts gebilligt, in der Umsetzung aber nicht unterstützt. Dieser Eindruck entstand bei-
spielsweise im Hinblick auf die Umsetzung der Nationalen Strategie zur biologischen Viel-
falt (vgl. DUH 2010). Insofern erscheint es wichtig, dass die Strategie tatsächlich als Aufga-
be der gesamten Regierung verstanden und seitens des Kanzleramts entsprechend gewür-
digt und unterstützt wird. Dazu sollten vom Kanzleramt beauftragte Sektorstrategien bei-
tragen (vgl. Kapitel 7.7). 
Im Themenfeld Ressourcenschonung hat das BMU im Verlauf der letzten Jahre allerdings 
wichtige Stärken aufbauen können. Dazu hat zum einen die Gesamtausrichtung auf innova-
tionsorientierte Umweltpolitik bzw. ökologische Modernisierung (2005-2009 "Ökologische 
Industriepolitik") beigetragen. Zum anderen konnten durch verschiedene Forschungsvorha-
ben die win win-Potenziale einer Instrumentierung von Umweltpolitik, die diesem Politik-
ansatz folgt, stärker herausgearbeitet werden (z.B. DIW et al. 2007; ZEW/FFU 2008). Spe-
ziell für das Themenfeld Ressourcenschonung werden durch das Vorhaben "Materialeffizi-
enz und Ressourcenschonung" (vgl. Kapitel 4.5) wichtige Erkenntnisse zur Politikentwick-
lung gesammelt. Eine aktuelle Stärke des BMU dürfte zudem der Wille der Hausleitung 
sein, Ressourcenschonung neben Klimaschutz und Erhalt biologischer Vielfalt zum dritten 
großen Umweltthema aufzubauen und ambitionierte Ziele in diesem Themenfeld zu verfol-
gen (vgl. Kapitel 6.3; Röttgen 2009, 2010). 
Die Aufwertung des Themenfeldes Ressourcenschonung im Rahmen der Umorganisation des 
BMU im Februar 2010 durch Anhebung von der Referats- auf die Unterabteilungsebene (Un-
terabteilung WA III "Ökologische Ressourceneffizienz, Bodenschutz", Dienstsitz Berlin; vgl. 
Kapitel 5.2.2) dürfte eine Stärkung der Lage der strategischen Akteure erbracht haben. Al-
lerdings ist innerhalb der Unterabteilung nach wie vor lediglich ein Referat (WA III 1 "All-
gemeine und grundsätzliche Angelegenheiten der ökologischen Ressourceneffizienz", 
Dienstsitz Berlin) ausschließlich für das Themenfeld zuständig. Damit ist Ressourcenscho-
nung im Vergleich mit anderen vom BMU verfolgten Themenfeldern personell noch immer 
schwach ausgestattet. Einige weitere ressourcenpolitisch relevante Referate sind weit über 
das BMU verteilt (z.B. WA II 6 "Ressourcenproduktivität in der Abfallwirtschaft", Dienstsitz 
Bonn; ZG III 5 "Produktbezogener Umweltschutz, Normung, umweltfreundliches Beschaf-
fungswesen", Dienstsitz Berlin). Diese schwache Ausstattung steht nicht mit dem Willen in 
Übereinstimmung, Ressourcenschonung als "Megathema" aufzubauen. 
Im Hinblick auf die Lage der strategisch relevanten Umwelt ist die große Anzahl potenziel-
ler Verbündeter bemerkenswert, die allerdings zugleich potenzielle Gegner darstellen (vgl. 




Kapitel 6.3). Es ist zu vermuten, dass Unternehmen, ihre Interessenverbände sowie die ih-
nen zugehörigen Ressorts (v.a. BMWi) dann zu Gegnern werden könnten, wenn Eingriffe der 
Politik als zu weitgehend empfunden werden oder sogar strukturelle Veränderungen dro-
hen (vgl. Kapitel 4.3). Sowohl das BMWi als auch beispielsweise der BDI stellen die Versor-
gungssicherheit mit Rohstoffen weiterhin in den Mittelpunkt ihrer Aktivitäten (vgl. BR 
2007a, 2008c; BDI 2009). Aus Sicht des BDI ist das Ziel zur Rohstoffproduktivität in der Na-
tionalen Nachhaltigkeitsstrategie (Verdopplung bis 2020 gegenüber 1994; vgl. BR 2008a) 
unrealistisch, würde zur Verlagerung der rohstoffintensiven Industrien ins Ausland und zum 
Verlust mehrerer tausend Arbeitsplätze führen (vgl BDI 2009: 15). Auflagen zur Steigerung 
der Ressourceneffizienz "wären eine Gefahr für den Industriestandort Deutschland", sodass 
sich die Bundesregierung "auf Anreize zur freiwilligen Rohstoffeffizienzsteigerung und eine 
Verbesserung der Rahmenbedingungen der Abfallverwertung konzentrieren" solle (BDI 
2009: 15). 
Hinsichtlich erkennbarer Gelegenheitsfenster zur Lancierung der Strategie in der breiten 
Öffentlichkeit könnte insbesondere die UN-Konferenz für Nachhaltige Entwicklung 2012 
("Rio +20") in den Blick genommen werden. "Green Economy" wird eines der zentralen 
Themen der Konferenz sein, und ein Vorbereitungsdokument nennt Entkopplung von Res-
sourcenverbrauch und Produktion/Konsum als einen Bereich, in dem ein Übergang zu ei-
nem nachhaltigeren Zustand dringlich ist (vgl. UN 2010). Weitere Anlässe, die Strategie 
zumindest einer mit Nachhaltigkeit näher befassten Öffentlichkeit bekannt zu machen, 
könnte die Jahreskonferenz des Rates für Nachhaltige Entwicklung 2012 sowie der Fort-
schrittsbericht zur Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie 2012 sein. 
7.5 Grundausrichtung der Strategie 
Die Verknüpfung der in Kapitel 7.3 aufgeführten Gestaltungs- und Machtziele mit den in 
Kapitel 7.4 skizzierten möglichen Ergebnissen einer Lageanalyse ergibt folgendes Ergebnis: 
Die aus Umweltsicht aufzustellenden sehr ambitionierten Gestaltungsziele werden durch 
inkrementelle, win win-orientierte und allein anreizbasierte Steigerungen der Ressourcen-
effizienz in Unternehmen durch Prozessinnovationen sowie durch Produktinnovationen al-
lein nicht zu erreichen sein. Daher wird die Initiierung von Systeminnovationen erforderlich 
sein (vgl. Smith et al. 2010). Bei allen drei Innovationstypen könnten erhebliche staatliche 
Eingriffe mit entsprechendem Konfliktpotenzial und der Gefahr einer Verwandlung von 
Verbündeten in Gegner erforderlich werden.  
Somit ist insgesamt offen, wie mit dem Dilemma ambitionierter Ziele einerseits und der in-
stitutionellen Schwäche des BMU andererseits am besten umzugehen ist. Hieraus lassen 
sich allerdings nicht unterschiedliche Grundausrichtungen der Strategie ableiten. Zwar sind 
hinsichtlich vieler Strategieelemente unterschiedliche Vorgehensweisen denkbar: Etwa im 
Hinblick auf die Flexibilität der verfolgten Gestaltungsziele, auf das Ausmaß an Partizipati-
on, auf die Einbindung etwa der Bundesländer oder auf die im Fokus stehenden Wirt-
schaftssektoren. Allerdings ist aufgrund der zusammengetragenen Elemente innovations-
orientierter thematischer Umweltstrategien (Kapitel 3), der Festlegung des Gegenstands-




bereichs der Strategie (Kapitel 7.1) sowie der Vorstellungen der Akteure im BMU (vgl. Kapi-
tel 6.3) die Grundausrichtung der Strategie weitgehend geklärt: Sie zielt auf die Förderung 
von Umweltinnovationen vorwiegend zur Steuerung der Materialströme von "seltenen" bzw. 
"kritischen" Metallen und Baumineralien ab, und zwar zunächst mittels konfliktarmer Poli-
tikinstrumente. 
Eine wesentliche Frage der Grundausrichtung dürfte allerdings in der Gewichtung der drei 
Prinzipien Effizienz (also Output pro Input), Konsistenz ("Qualität" von Materialströmen im 
Hinblick auf ihre Verträglichkeit mit natürlichen Stoffströmen) und Suffizienz (nicht unbe-
dingt im Sinne von "Verzicht", sondern der Lenkung von Verbraucherverhalten hin zu weni-
ger ressourcenintensiven Produkten, Beschäftigungen und Verhaltensweisen) bestehen. Der 
wissenschaftliche Diskurs ist ebenso wie die politische Debatte bislang nahezu ausschließ-
lich vom Prinzip der Effizienz geprägt, obwohl aus Sicht einiger Experten insbesondere der 
Erhöhung der Konsistenz deutlich mehr Beachtung geschenkt werden sollte (z.B. Schmidt 
2008). 
Auch der Grundansatz der ökologischen Modernisierung bzw. innovationsorientierten Um-
weltpolitik zielt im Wesentlichen auf das Prinzip Effizienz ab. Hinsichtlich der Grundaus-
richtung der Strategie sind die damit verbundenen Probleme zu bedenken: Wie in Kapitel 
4.1 dargelegt, kam es sowohl international als auch in Deutschland trotz fortdauernder 
Steigerung der Ressourcenproduktivität lediglich in historischen Ausnahmephasen zu einer 
absoluten Entkopplung zwischen Wirtschaftswachstum und Ressourcenverbrauch. Modellie-
rungen zur Steigerung der Materialeffizienz in Unternehmen deuten, wie in Kapitel 4.2 ge-
zeigt, ebenfalls auf Rebound-Effekte hin. Eine erhebliche absolute Senkung des Ressour-
cenverbrauchs allein mithilfe ökologischer Modernisierung zu erreichen, stellt somit eine 
historische Herausforderung dar: Die jährliche Produktivitätssteigerung muss größer sein 
als die Steigerung des Bruttoinlandsprodukts, und zusätzlich müssen Rebound-Effekte ver-
mieden oder ausgeglichen werden, die zu einer Teil- oder sogar Überkompensation erziel-
ter Produktivitätssteigerungen führen (vgl. Giljum & Polzin 2009).  
Insgesamt wird das Potenzial ökologischer Modernisierung zum Erreichen einer absoluten 
Entkopplung – über inkrementelle Erfolge hinaus – von vielen Seiten kritisch betrachtet 
(vgl. z.B. Haberl et al. 2009; Giljum & Polzin 2009; Wuppertal Institut 2008). An das Ge-
samtdesign und den Instrumentenmix einer vorrangig auf dem Konzept ökologischer Mo-
dernisierung beruhenden und zugleich ambitionierte Umweltziele verfolgenden Strategie 
zur Ressourcenschonung sind jedenfalls sehr hohe Ansprüche zu stellen, für die die vom 
BMU anvisierte "Effizienzrevolution", durch die Deutschland zur ressourceneffizientesten 
Volkswirtschaft der Welt werden soll (vgl. Pfahl 2008), durchaus notwendig erscheint. 
Weitergehende Anstöße zur unterschiedlichen Ausgestaltung der Strategie könnten mögli-
cherweise durch die Entwicklung von Visionen und Szenarien erhalten werden. Denkbar 
wäre eine geringe Anzahl (z.B. drei) unterschiedlicher Visionen der deutschen Volkswirt-
schaft im Jahr 2050 mit Erreichung der übergeordneten Gestaltungsziele, aber Unterschie-
den in der Entwicklung wichtiger Wirtschaftssektoren, neuer Technologien oder gesell-




schaftlicher Verhältnisse. Bringezu (2009) beispielsweise hat – allerdings komplementär ge-
dachte – Visionen wie "the resource-efficient and recycling-based industry" oder "the 
steady stocks society" entwickelt. Mittels "Back-Casting" kann von solchen Visionen auf 
mögliche Strategiepfade rückgeschlossen werden, wie es im Rahmen des niederländischen 
Transition Management für einzelne Themenfelder oder Wirtschaftssektoren durchgeführt 
wird (vgl. Kapitel 2.2). 
7.6 Gestaltungselemente 
Instrumentierung 
Gemäß der Charakterisierung von Ressourceninanspruchnahme als politisches Problem (vgl. 
Kapitel 4.3)  ist eine Instrumentierung erforderlich, die 
• im Sinne eines Instrumentenmix' einzelne, kumulierende Lösungsansätze enthält, 
• dabei verstärkt auf prozedurale Instrumente setzt, 
• möglichst weitgehend ökonomische Instrumente beinhaltet und 
• den dennoch erforderlichen "regulativen Kern" (vgl. Kapitel 2.3) möglichst kapazi-
tätsschonend (z.B. durch Aktivierung von Selbstregulierung) ausgestaltet. 
Die Auswahl geeigneter Instrumente und das Timing ihrer Implementierung sollten ferner 
beruhen auf: 
• den zentralen Hemmnissen von Ressourcenschonung (vgl. Kapitel 4.2); 
• Gruppen von Instrumenten innovationsorientierter Umweltpolitik wie direkter Pro-
jektförderung, monetären Instrumenten, ordnungsrechtlichen Instrumenten und un-
terstützenden Instrumenten (vgl. Kapitel 2.3); 
• weiteren Gruppen umweltpolitischer Instrumente wie Information (neben Umwelt-
zeichen z.B. auch Bildung, standardisierte private Berichtsformen) und Kooperation 
(z.B. Branchenabkommen, Selbstverpflichtungen, Netzwerkbildung) zählen (vgl. Jä-
nicke 2003: 100-108); 
• der Abdeckung aller drei Perspektiven von Ressourceneffizienz, nämlich der materi- 
al-, produkt- und produktionsbezogenen Perspektive durch Ansätze zur Substitution 
knapper und besonders umweltintensiver abiotischer Rohstoffe, Steigerung von pro-
duktbezogener Materialeffizienz und Produktlebensdauer, "Design for Recycling" 
und ressourcenschonenden und abfallarmen Produktionsprozessen (vgl. Kapitel 4.1);  
• den wichtigsten Ansatzpunkten zur Ressourcenschonung im Lebenszyklus von Mate-
rialien (meist: Extraktion, Verarbeitung und Entsorgung/Recycling) und Produkten 
(vor allem Produktdesign, Produktionsprozess und Entsorgung/Recycling) (vgl. Kapi-
tel 4.1); 
• den im Mittelpunkt der Strategie stehenden Materialströmen, zunächst möglicher-
weise vor allem (seltene/kritische) Metalle und Baumineralien (vgl. Kapitel 7.1). 




Insgesamt dürfte es auf ein Timing der Instrumentierung ankommen, das zunächst auf eher 
"weiche", unterstützende, freiwillige und damit konfliktarme Instrumente setzt bzw. be-
reits vorhandene Instrumente dieser Art forciert (vgl. Kapitel 6.3). Dazu könnten bei-
spielsweise zählen: 
• Förderung von Forschung und Entwicklung zu materialeffizienten Produkten z.B. im 
Bereich Automobil, zur Substituierbarkeit besonders umweltintensiver sowie abseh-
bar knapper werdender Metalle, zur ex ante-Bewertung der Lebensdauer von Pro-
dukten, zu möglichen verstärkten Anreizen und technischen Möglichkeiten von "De-
sign for Recycling" (möglicherweise auch im Hinblick nicht nur auf Effizienz, son-
dern auch gesteigerte Konsistenz, also höhere "Natürlichkeit" eingesetzter Materia-
lien); 
• deutliche Ausweitung der Vergabe des "Blauen Engels" zur Ressourcenschonung, wie 
im MaRess-Vorhaben entwickelt (vgl. Kapitel 4.5); 
• deutliche Ausweitung innovationsorientierter öffentlicher Beschaffung mit dem Kri-
terium Ressourceneffizienz; 
• deutliche Ausweitung und Optimierung von Beratungsaktivitäten für Unternehmen: 
Die Aktivitäten der verschiedenen Effizienz-Agenturen könnten besser miteinander 
verzahnt werden; zudem könnte in einem Dialog mit den Bundesländern für die 
Übernahme der erfolgreich arbeitenden Effizienz-Agentur NRW (EFA) als Modell für 
andere Bundesländer geworben werden; 
• Einbeziehung von Ressourceneffizienz in technische Normen oder auch in Ausbil-
dungsgänge und Studienordnungen z.B. von Ingenieuren. 
Zudem sollten, ebenfalls bereits ab Beginn der Strategieumsetzung, verschiedene Ansätze 
verfolgt werden, um Informationsdefizite zu beheben. Hierbei handelt es sich um eines der 
grundlegendsten Hemmnisse von Ressourcenschonung. Diese Defizite bestehen auf volks-
wirtschaftlicher Ebene im Wesentlichen hinsichtlich des "ökologischen Rucksacks" bzw. der 
Umweltwirkungen des Ressourcenverbrauchs der deutschen Wirtschaft. Hier ist allerdings 
die Festsetzung geeigneter Indikatoren Voraussetzung (vgl. Kapitel 4.1). Defizite bestehen 
ferner auf den Ebenen der Unternehmen und der Produkte. Vielfach kennen Unternehmen 
die von ihnen verarbeiteten Materialmengen nicht hinreichend genau; auch die genaue Zu-
sammensetzung von Produkten ist oftmals unbekannt. Entsprechende Verbraucherinforma-
tionen stehen somit ebenfalls nicht zur Verfügung.  
Insofern sollten durch die Strategie kapazitätsschonende, Wissen generierende Ansätze 
verfolgt werden. Dazu dürften in erster Linie Informationspflichten für Geräteproduzenten 
zählen, wie sie im MaRess-Vorhaben entwickelt werden (vgl. Kapitel 4.5). Hierbei sollen 
für Produkte über die Produktzusammensetzung, den ökologischen Rucksack und andere 
Umweltauswirkungen sowie den Anteil an Recyclingmaterial Informationen bereit gestellt 
werden. Die Bundesregierung könnte sich für die Aufnahme solcher Pflichten in die Durch-
führungsmaßnahmen zur EU-Ökodesign-Richtlinie einsetzen. Die Implementierung eines 




solchen Instruments für besonders ressourcenintensive Produktgruppen würde die Grundla-
geninformationen für eine Reihe anderer ressourcenpolitischer Instrumente schaffen oder 
zumindest deutlich ausbauen und sollte somit ebenfalls möglichst frühzeitig, in kooperati-
ver und dialogischer Umgehensweise mit den betroffenen Wirtschaftssektoren, in die Wege 
geleitet werden. 
Auf Basis dieses Instruments könnten auch dynamisch gestaltete ordnungsrechtliche Stan-
dards etwa zu Mindestanteilen an Recyclingmaterial, wie in MaRess vorgeschlagen (vgl. Ka-
pitel 4.5), implementiert werden. Das Konfliktpotenzial würde hiermit allerdings anwach-
sen. Dies dürfte auch für die Einführung einer Baustoffsteuer gelten, die ebenfalls in 
MaRess angeregt wird. Ferner gilt dies für die zudem vorgeschlagene Zertifizierungspflicht 
für Rohstoffe im Hinblick auf Nachhaltigkeitsanforderungen. Die dort ferner entwickelte 
Idee einer nach Ressourcenintensität differenzierten Mehrwertsteuer könnte im Rahmen 
einer möglicherweise ohnehin anstehenden Mehrwertsteuerreform umgesetzt werden. In-
sofern könnte dieses Gelegenheitsfenster im Vorfeld erkannt und genutzt werden.  
Das ebenfalls in MaRess vorgeschlagene Instrument eines privatrechtlich basierten Vertrags 
("Covenant") hätte das Potenzial, ohne größere Konflikte umgesetzt werden zu können. 
Dies gilt für Verträge beispielsweise in der Automobilindustrie zwischen Automobilherstel-
lern und -zulieferern, Recyclingindustrie sowie den zuständigen öffentlichen Stellen in den 
Export- und Zielländern. Zweck solcher Verträge wäre die Festlegung langfristiger Ziele zur 
Steigerung der Ressourcenproduktivität durch ein hochwertiges Recycling von Altfahrzeu-
gen. 
Mithilfe der genannten eher "weichen" Instrumente wird allenfalls eine geringfügige Sen-
kung der Ressourceninanspruchnahme erzielt werden können. Insgesamt muss das Ziel 
"starker Umweltinnovationen" (vgl. Kapitel 2.3) und somit stark innovationsorientierte In-
strumentierung im Auge behalten werden. Auf sektoraler Ebene sollte es darüber hinaus 
um die Initiierung von Systeminnovationen gehen. 
Insgesamt erscheint ein Instrumentenmix besonders wichtig, der Maßnahmen zur Steige-
rung der Ressourceneffizienz mit Maßnahmen zur Erhöhung der Ressourcenpreise kombi-
niert – nur so können mögliche Rebound-Effekte minimiert werden (vgl. Ekins 2009: 331; 
Weizsäcker et al. 2010). Zusammengefasst könnten die Grundsätze der Instrumentierung 
somit lauten: 
• Zielgerichtetheit auf Hemmnisabbau; 
• Fokussierung auf prioritäre Materialströme, Produktgruppen und Produktionsprozes-
se; 
• breiter innovationsorientierter Instrumentenmix mit regulativem Kern; 
• sanfter, kooperativer und wissensgenerierender Beginn; 
• Nutzung von Gelegenheitsfenstern für Einführung "harter" Instrumente; 
• Begrenzung von Rebound-Effekten durch ökonomische Instrumente. 




Die genaue Instrumentierung und ihr Timing kann allerdings nicht im Vorhinein festgelegt 
werden, sondern muss durch permanente Anpassung ständig optimiert werden. Dies folgt 
aus der Unvorhersehbarkeit des politischen Prozesses, in dem die Instrumentenwahl in der 
Regel nicht allein unter problemlösungsorientierten und sachrationalen Gesichtspunkten 
erfolgt, sondern einer Eigendynamik unterliegt (vgl. Böcher & Töller 2007: 316). 
Horizontale Integration 
Zur horizontalen Integration könnten verschiedene Ansätze parallel verfolgt werden. Es 
könnte beispielsweise eine interministerielle Arbeitsgruppe auf administrativer Ebene – 
analog zur ehemaligen interministeriellen Arbeitsgruppe (IMA) "CO2-Reduktion" oder zur 
interministeriellen Arbeitsgruppe "Umsetzung der Nationalen Strategie zur biologischen 
Vielfalt" (IMA NBS) –  gebildet werden. Darin sollten neben dem BMU zumindest BMWi, 
BMVBS, BMELV sowie BMAS (Ressourceneffizienz in der Aus- und Weiterbildung), BMF (öko-
nomische Instrumente), BMBF (Grundlagen- und angewandte Forschung und Entwicklung) 
und BMZ (Umweltschutz im Bergbau in "Entwicklungsländern") vertreten sein. Diese Ar-
beitsgruppe könnte dazu dienen, unter Federführung des BMU den gesamten Strategiepro-
zess mit zu steuern und zu begleiten. Allerdings müsste eine Konkurrenz mit dem beste-
henden interministeriellen Ausschuss „Rohstoffe“ vermieden werden. 
Auch auf der Ebene von Staatssekretären wäre eine Unterstützung der Strategie wün-
schenswert. Der bestehende Staatssekretärsausschuss für nachhaltige Entwicklung könnte 
sich in regelmäßigen Abständen mit dem Thema befassen. Möglicherweise könnten auch in-
stitutionelle Formen entwickelt werden, in denen etwa auch Vertreter der Bundesländer 
sowie nichtstaatliche Akteure vertreten wären – im Sinne einer „Ressourcenkommission“ 
oder eines „Ressourcenkomitees“.  
Daneben sollten Sektorstrategien initiiert werden (s.u.). 
Vertikale Integration 
Für Ziele der Strategie, die durch die Bundesländer umzusetzen sind, sollte den Ländern 
die Möglichkeit einer flexiblen Umsetzung gelassen werden. Konkrete Zielvorgaben durch 
die Bundesregierung sind zwar nicht möglich. Allerdings könnte seitens der Bundesregie-
rung versucht werden, unter den Ländern um Unterstützung zu werben und sie zu ermuti-
gen, eigene Ziele zu entwickeln. Ein denkbarer Weg wäre auch, über die UMK nationale 
Ziele in Länderziele aufzusplitten. Es könnte eine Art „Wettbewerbssituation“ initiiert 
werden: Welches ist das ressourceneffizienteste Bundesland? Die Ländern könnten so auch 
motiviert werden, voneinander zu lernen. Innovative, erfolgreiche Politikansätze auf Län-
derebene könnten dann möglicherweise auch in die Ressourcenpolitik der Bundesregierung 
übernommen werden. 
Die von Strategieakteuren angeführte Idee zur Stärkung des Resource Panel des UNEP (vgl. 
Kapitel 6.3) und seinem Ausbau zu einer IPCC-analogen Institution sollte durch die Strate-
gie weiterverfolgt werden. Solche Bestrebungen könnten und sollten auch in den Zusam-




menhang mit einer Aufwertung des UNEP hin zu einer UNEO gestellt werden, die von der 
Bundesregierung gefordert wird. Auf der Rio +20-Konferenz 2012 soll hierüber entschieden 
werden. 
Strategievernetzung 
Die Strategie könnte darauf abzielen, einzelne auf nationaler Ebene schwer durchsetzbare 
Instrumente als "bestellte Befehle " (Mayntz 2008: 54) über die europäische Ebene zu initi-
ieren. Ferner könnte darauf hingewirkt werden, die Strategie mit europäischen Strategie-
prozessen zu verkoppeln, um diese als "Anker" für eine langfristige Aufrechterhaltung der 
Strategie zu nutzen.  
Denkbar wäre auch ein "bestellter Befehl" zur Entwicklung nationaler Ressourcenstrategien 
bzw. zu einzelnen Strategielementen (z.B. Zielen, Instrumenten). Von besonderer Bedeu-
tung sind hierbei die Aktivitäten im Rahmen der Leitinitiative innerhalb der Strategie Euro-
pa 2020 "Ressourcenschonendes Europa" (KOM 2011): Voraussichtlich im Sommer 2011 soll 
ein Fahrplan (Roadmap) für ein ressourceneffizientes Europa veröffentlicht werden. In je-
dem Fall sollte gewährleistet werden, dass die Aktivitäten auf EU- und Bundesebene kon-
sistent miteinander sind. 
Eine Vernetzung mit der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie ist nahe liegend und sollte in 
jedem Fall umgesetzt werden. Dabei kann die Strategie zur Ressourcenschonung bei ent-
sprechend ambitionierter Ausgestaltung möglicherweise positive Ausstrahlungseffekte auf 
die Nachhaltigkeitsstrategie haben. Ferner sollte zumindest versucht werden, die Strategie 
mit der Rohstoffstrategie der Bundesregierung (BR 2010b) zu vernetzen. 
Akteure, Bündnisse, Umsetzungszuständigkeiten 
Die Strategie bedarf der Mitwirkung möglichst vieler Akteure als Bündnispartner. Dabei 
können vor allem folgende Akteure eine wichtige Funktion übernehmen: 
• das Bundeskabinett als Instanz zur Vergabe von Arbeitsaufträgen an die einzelnen 
Ressorts; 
• die Bundeskanzlerin als "Botschafterin" im Rahmen von öffentlichen Auftritten etwa 
in Zusammenhang mit der "Rio +20"-Konferenz, in der Jahreskonferenz des Rates für 
Nachhaltige Entwicklung sowie in eigens anzuberaumenden "Innovationskonferen-
zen" oder ähnlichen Veranstaltungen; 
• das BMWi, das BMVBS und ggf. weitere Ressorts zur Umsetzung sektoraler Strategien 
oder Aktionspläne; 
• die Gewerkschaften als Verbündete zur Verschiebung des traditionellen Fokus' von 
Lohnkosten hin zu Materialkosten deutscher Unternehmen; 




• Interessenverbände der Wirtschaft wie etwa der BDI, der DIHK oder sektorbezogene 
Wirtschaftsverbände kommen grundsätzlich ebenfalls als Verbündete in Betracht, 
insbesondere als mögliche Teilnehmer an sektoralen Innovationsnetzwerken; 
• Akteure aus der Wissenschaft könnten dazu beitragen, der Strategie zusätzliches 
Gewicht zu verleihen; hierzu dürfte u.a. das Resource Panel der UNEP zählen, aber 
auch Wirtschaftsinstitute und Consultingunternehmen, die durch entsprechende 
Studien die wirtschaftlichen Vorteile von Ressourceneffizienzmaßnahmen noch wei-
tergehend als bisher belegen könnten. 
Indikatoren 
Die Einigung auf einen oder mehrere Indikatoren zur Messung der Ressourceninanspruch-
nahme Deutschlands dürfte eine der Grundvoraussetzungen der Strategie darstellen. Aus 
ressourcenwissenschaftlicher Sicht wäre es angemessen, einen vergleichsweise einfach 
verwendbaren Indikator wie etwa den DMI für ein intensives (z.B. jährliches) Monitoring 
heranzuziehen, das von Zeit zu Zeit (z.B. alle 3-5 Jahre) durch Ermittlung des TMR 
und/oder des – allerdings weiterzuentwickelnden – EMC (sowie des "Ökologischen Fußab-
drucks" und weiterer wirkungsbezogener Indikatoren im Sinne eines "Indikatorenkorbs", vgl. 
Best et al. 2008) ergänzt werden könnte. Die alleinige Verwendung von DMI oder DMC wür-
de den gesamten Aspekt der nicht verwerteten Rohstoffentnahme und der indirekten Res-
sourcenflüsse außer Acht lassen. Eine Steigerung der Produktivität des direkten Material-
Inputs oder eine absolute Senkung des DMI oder DMC sagt insofern nichts über verringerte 
Umweltbelastungen aus, da diese – etwa durch wirtschaftlichen Strukturwandel – womög-
lich lediglich ins Ausland verschoben wurden. 
Die Festlegung des Indikators bzw. der Indikatoren dürfte eine gute Gelegenheit für ent-
sprechende Debatten über Ressourceninanspruchname und ihre Umweltauswirkungen erge-
ben, die produktiv dazu genutzt werden sollten, Wirtschaft, Wissenschaft, Politik und die 
interessierte Öffentlichkeit miteinander ins Gespräch zu bringen. 
Monitoring, Evalution und Reflexivität 
Falls einer der Indikatoren der Ressourcenstrategie auch Bestandteil der Nationalen Nach-
haltigkeitsstrategie wäre, würde das Monitoring teilweise bereits durch die Indikatoren-
berichte des Statistischen Bundesamts abgedeckt werden. In Ergänzung könnte das Statisti-
sche Bundesamt damit beauftragt werden, in Bezug auf die weiteren festgelegten Indikato-
ren regelmäßig über die Fortschritte hinsichtlich der Zielerreichung öffentlich in eigen-
ständigen Publikationen zu berichten. 
Die Bundesregierung könnte zudem, ebenfalls analog zur Nachhaltigkeitsstrategie, in einem 
Mehrjahrestakt Fortschrittsberichte erstellen. Eine Evaluation durch eine unabhängige In-
stitution wie etwa das Wuppertal Institut könnte die Kontrollmechanismen ergänzen. 




Ähnliches könnte auf der Ebene der Sektoraktivitäten gelten. Auch hier sollte Berichter-
stattung durch das verantwortliche Ressort mit externer Evaluation kombiniert werden. 
Die Steuerungsinstanzen der Strategie, also etwa das strategische Zentrum im BMU, die 
möglicherweise einzurichtende interministerielle Arbeitsgruppe oder sogar der 
Staatssekretärsausschuss bzw. eine entsprechend erweiterte "Ressourcenkommission" (s.o.) 
sollten ebenso wie die Innovationsnetzwerke auf sektoraler Ebene die durch Monitoring und 




Die Gestaltung des Strategiekonzepts als Publikation sollte das Ergebnis der Strategieent-
wicklung gut verständlich und nachvollziehbar darlegen. Es sollte die Legitimation politi-
schen Eingreifens begründen und eine Erklärung dafür liefern, aus welchen Gründen für 
dieses Politikfeld strategisches Vorgehen erforderlich ist. 
Entsprechend dem Analyserahmen für Strategiedokumente (vgl. Kapitel 5) sollten ferner 
Angaben enthalten sein 
• zu den lang- und mittelfristigen Gestaltungszielen, 
• zur Instrumentierung, 
• zu vorgesehenen Aktionsplänen (falls zum Zeitpunkt der Publizierung schon be-
kannt), 
• zu den Mechanismen der horizontalen Integration, 
• zu sektoralen Strategien (mittel- bis langfristig) bzw. Plänen (kurzfristig), 
• zur Einbindung der Bundesländer, 
• zur Vernetzung der Strategie mit anderen Prozessen und Strategien auf nationaler, 
europäischer und internationaler Ebene, 
• zu Monitoring- und Evaluationsmechanismen, 
• zu Partizipationsmechanismen. 
Insgesamt sollte das Dokument werbenden Charakter aufweisen und die win win-Potenziale 
der Strategie herausstellen (s.u. "Kommunikationsstrategie"). 
Steuerungskonzept 
Das Steuerungskonzept resultiert im Wesentlichen aus der Verknüpfung und koordinieren-
den Lenkung von Kommunikationsstrategie, Zeitmanagement und Gestaltung von Gelegen-
heitsfenstern, Aktionsplänen und Sektorstrategien. Das strategische Zentrum sollte hierzu 
entsprechende Überlegungen anstellen und während des gesamten Strategieprozesses ak-




tualisieren, an sich verändernde Umweltbedingungen anpassen und durch neue Ideen aus-
bauen. 
Kommunikationsstrategie 
Es sollte ein "Framing" der Strategieinhalte und -ziele gewählt werden, das sowohl in der 
Kommunikation im politisch-administrativen Raum als auch gegenüber der (Medien-) Öf-
fentlichkeit die win win-Potenziale hervorhebt. Fraglich erscheint aufgrund seiner Unschär-
fe die Kommunizierbarkeit des Begriffs "Ressourcen". Es dürfte weiten Teilen der Bevölke-
rung nicht klar sein, was der Begriff genau meint. Alternativ könnte von "Rohstoffen" ge-
sprochen werden, falls die Strategie nicht auf Ressourcen wie Wasser oder Flächenbedarf 
ausgedehnt werden soll. Ein gravierendes Problem besteht hierbei allerdings darin, dass 
das BMWi die Zuständigkeit für das Thema Rohstoffe für sich reklamiert. 
Ferner entwickelt die begriffliche Hervorhebung von "Effizienz" wenig Charme und könnte 
vermieden werden. Sowohl hinsichtlich der externen als auch der internen Wirkung sollte 
die Strategie als solche etikettiert werden, da es sich jedenfalls bei mittel- bis langfristiger 
Ausrichtung nicht um einen "Plan", "Aktionsplan" oder ein "Programm" handelt. Diese Be-
griffe sollten nur für die kurzfristiger ausgerichteten, konkretisierenden Aktivitäten zu 
Teilproblemen oder in einzelnen Sektoren verwendet werden. 
Mögliche Strategietitel könnten demnach beispielsweise "Strategie Ökologische Ressour-
cennutzung" oder, in Anlehnung an den Sprachgebrauch der Nationalen Nachhaltigkeits-
strategie (BR 2008a), "Strategie Ressourcenschonung. Rohstoffe nachhaltig nutzen" lauten. 
Der letztgenannte Titel würde die Möglichkeit bieten, im Rahmen der „Strategie Ressour-
censchonung“ denkbare Teilstrategien für weitere Ressourcen in analoger Weise zu beti-
teln, z.B. „Strategie Ressourcenschonung. Fläche nachhaltig nutzen“. 
Zeitmanagement und Gestaltung von Gelegenheitsfenstern 
Die Strategie könnte Mechanismen für ein Monitoring des technisch-ökonomischen Gesche-
hens zur frühzeitigen Erkennung möglicher "Transitionsfenster" aufweisen, in denen ein 
Übergang zu einer innovativen, ressourceneffizienten Technologie leichter als sonst mög-
lich ist. Mittels innovationspolitischer Instrumente könnten solche Fenster vorbereitet wer-
den. Insgesamt könnte ein "Ressourcenradar" installiert werden, indem etwa im BMU Er-
kenntnisse zu möglichen Gelegenheitsfenstern, insbesondere "routinized political windows" 
sowie "spillover problem windows" (vgl. Kapitel 3) gesammelt werden könnten. Diese Gele-
genheitsfenster könnten dazu genutzt werden, Instrumente wie etwa Steuern oder Abga-
ben einzuführen, die Strategie mit anderen Politikprozessen zu vernetzen oder Ressourcen-
schonung in sich entwickelnde Produkt-, Prozess- oder Systeminnovationen zu integrieren. 
Aktionspläne 
Aktionspläne könnten für wichtige Teil- und Zwischenziele erarbeitet werden. Denkbar wä-
re etwa ein "Aktionsplan ressourcenchonendes Elektroauto", oder ein "Aktionsplan ressour-




censchonendes Wohnen", in dem über einen Zeitraum weniger Jahre der Fokus der Strate-
gie auf einen bestimmten Bereich gelegt wird, um klar definierte Ziele zu erreichen. 
Sektorstrategien 
Sektorstrategien könnten sich naheliegenderweise auf die Bereiche Bauen und Wohnen, 
Metallverarbeitung und Automobilindustrie beziehen. Hierbei könnte ein dezentraler An-
satz verfolgt werden, in dem die relevanten Ressorts, vorrangig BMWi und BMVBS, vom 
Kanzleramt den (gemeinsamen) Arbeitsauftrag erhalten, zunächst groß angelegte 
Sektordialoge mit den betreffenden Wirtschaftssektoren durchzuführen. Ziel wäre die Ini-
tiierung einer Debatte unter Beteiligung von Wissenschaftlern über ressourcenbezogene In-
novationspotenziale des Sektors, über die von der Ressourcennutzung des Sektors ausge-
henden Umweltprobleme sowie über die vor allem im Hinblick auf "seltene" bzw. "kritische" 
Metalle gegebenen ökonomischen Risiken und potenziellen Krisen. Zudem könnten mögli-
che Lösungen und weiter gehende Perspektiven des Sektors erörtert werden.  
Falls auf Grundlage dieses Austauschs ein kooperatives Vorgehen Erfolg versprechend er-
scheint, könnte im Sinne des Transition Management ein Innovationsnetzwerk gegründet 
werden und Visionen und Szenarien entwickeln, aus denen alternative Transitionspfade mit 
kurz- und mittelfristigen Zielen entwickelt und technologische und politische Experimente  
initiiert werden. Über die Fortschritte wäre regelmäßig Bericht zu erstatten; zudem sollte 
regelmäßig eine externe Evaluierung vorgenommen werden. An den Netzwerken sollten 
jeweils ein Mitarbeiter des verantwortlichen Ressorts sowie ein Mitarbeiter des BMU betei-
ligt sein. Den niederländischen Erfahrungen zufolge ist es sehr wichtig zu vermeiden, dass 
die Netzwerke von mächtigen Wirtschaftsinteressen beherrscht werden. Zivilgesellschaftli-
che Organisationen müssten ausreichend Gehör finden. Seitens der gesamten Bundesregie-
rung sollten Politikinstrumente bereitgehalten werden, die im Fall von Fehlentwicklungen 
implementiert werden können ("stick behind the door"). Die Beauftragung der verantwort-
lichen Ressorts von Sektorstrategien sollte durch das Kanzleramt oder das Bundeskabinett 
erfolgen. 
Diese hier aufgeführten Optionen zur horizontalen Integration insbesondere durch umfas-
sende Sektorstrategien gehen sowohl über die derzeitige Best Practice von BMU-Strategien 
(vgl. Kapitel 6.1) als auch über den Stand der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie (vgl. Ka-
pitel 2.2) weit hinaus und könnten insofern unrealistisch erscheinen. Aufgrund der bislang 
sehr kritischen Haltung etwa des BMWi gegenüber einer Ressourcenpolitik, die über bloße 
Förderprogramme und Netzwerkbildung hinausgeht, sowie dem traditionell antagonisti-
schen Verhältnis von BMWi und BMU und der weit reichenden Eigenständigkeit der Ministe-
rien in Deutschland dürfte die Einrichtung von Sektorstrategien in der Tat mit die größte 
Herausforderung einer Ressourcenstrategie darstellen. Aufgrund ihrer zentralen Bedeutung 
für die Wirksamkeit der Strategie sollte diese Option jedoch nicht von vornherein ausge-
schlossen werden. 





Die Inanspruchnahme natürlicher Ressourcen (im Wesentlichen Rohstoffe) durch die deut-
sche Volkswirtschaft verursacht innerhalb und außerhalb Deutschlands vielfältige Umwelt-
belastungen. Das Bundesumweltministerium entwickelt derzeit daher eine thematische 
Strategie zur Ressourcenschonung („Deutsches Ressourceneffizienzprogramm“, ProgRess). 
Die vorliegende Arbeit zeigt politikwissenschaftlich basierte Optionen zur Gestaltung einer 
solchen Strategie auf. 
In einem ersten Schritt wurden hierzu innovationsorientierte thematische Umweltstrate-
gien konzeptualisiert, indem durch Literaturauswertung wichtige Elemente solcher Strate-
gien identifiziert wurden. Dazu wurden Erkenntnisse zu Erfolg versprechenden politischen 
Strategien im Allgemeinen sowie zur Best Practice von Nachhaltigkeitsstrategien im Beson-
deren mit dem vom BMU verfolgten Ansatz der innovationsorientierten Umweltpolitik ver-
knüpft. Als Zwischenergebnis der Arbeit werden zur Entwicklung innovationsorientierter 
thematischer Umweltstrategien sieben Grundschritte als wesentlich identifiziert. Jedem 
Grundschritt ist eine Reihe von Strategieelementen zugeordnet.  
Demnach ist im ersten Grundschritt eine Auseinandersetzung mit dem politischen Problem 
erforderlich, zu dessen Lösung die Strategie beitragen soll. Dabei geht es unter anderem 
um die Problemstruktur, den Strategiebedarf und die Festlegung des Gegenstandsbereichs 
der Strategie. In einem zweiten Schritt ist die Bildung themenbezogener Strategiefähigkeit 
notwendig, beispielsweise durch die Einrichtung eines strategischen Zentrums. Der dritte 
Schritt hat die Definition des strategischen Kerns und der Gestaltungs- und Machtziele der 
Strategie zum Inhalt. Die im vierten Schritt durchzuführende Lageanalyse sollte sich auf 
den strategischen Akteur – das BMU – ebenso beziehen wie auf die relevante strategische 
Umwelt. Durch Verknüpfung von Zieldefinitionen und Ergebnissen der Lageanalyse kann un-
ter Abwägung zwischen verschiedenen Optionen im fünften Schritt die Grundausrichtung 
der Strategie entwickelt werden. Im sechsten Schritt werden die eigentlichen Gestaltungs-
elemente der Strategie erarbeitet. Dazu zählen unter anderem Politikinstrumente, Mecha-
nismen zur horizontalen und vertikalen Integration, Umsetzungszuständigkeiten, der Um-
gang mit Akteuren sowie Mechanismen zu Monitoring, Evaluation und Reflexivität. Für die-
sen Schritt ist eine breite Stakeholderbeteiligung vorzusehen. Der letzte Schritt der Strate-
gieentwicklung umfasst unter anderem die Erarbeitung eines Strategie- und eines Steue-
rungskonzepts sowie einer Kommunikationsstrategie und die Entwicklung von Aktionsplänen 
und Sektorstrategien. Von zentraler Bedeutung ist eine permanente Überprüfung und An-
passung des Steuerungsprozesses an die sich verändernde strategische Umwelt. 
Neben diesen theoretischen Erkenntnissen war zur Entwicklung praxisrelevanter Optionen 
einer Ressourcenstrategie in einem zweiten zentralen Untersuchungsschritt eine empiri-
sche Strategieanalyse zur Erhebung der strategischen Praxis des BMU erforderlich. Hier-
durch sollte das Erarbeiten praxisferner Optionen vermieden werden. Auf Grundlage der 
Elemente innovationsorientierter thematischer Umweltstrategien wurde daher ein Analyse-




rahmen entwickelt, der zur Evaluation von Dokumenten thematischer BMU-Strategien so-
wie zur Durchführung leitfadengestützten Experteninterviews mit BMU-Akteuren diente. 
Der Dokumentenauswertung zufolge stellt die "Nationale Strategie zur biologischen Viel-
falt" die bislang "beste" Strategie dar. Sie wurde als Referenz einer Ressourcenstrategie 
herangezogen. Es wurde normativ davon ausgegangen, dass die Ressourcenstrategie min-
destens so ambitioniert ausfallen sollte, wie die bislang "beste" Strategie.  
Die Experteninterviews ergaben zum einen Erkenntnisse zu Denk- und Vorgehensweisen im 
BMU in Bezug auf thematische Umweltstrategien. Zum anderen wurde der aktuelle Stand 
der Überlegungen zur Konzipierung einer Ressourcenstrategie erhoben. Demnach bestehen 
ehrgeizige Absichten zur Gestaltung der Strategie, die nicht zuletzt daraus resultieren, 
dass aus Sicht der befragten Experten die Ressourceninanspruchnahme neben dem Klima-
wandel und dem Verlust biologischer Vielfalt das dritte große umweltpolitische Thema dar-
stellt. 
Der dritte zentrale Untersuchungsschritt und eigentliche Kern der Arbeit bestand in der Er-
arbeitung von Optionen einer Ressourcenstrategie durch Zusammenführung der Elemente 
innovationsorientierter thematischer Umweltstrategien mit den Ergebnissen der empiri-
schen Strategieanalyse sowie mit der Charakteristik und den Erfordernissen des Politikfelds 
Ressourcenschonung. Auch die Durchführung dieser präskriptiven Strategieanalyse stützte 
sich auf den entwickelten Analyserahmen und ergab für alle Strategieelemente eine oder 
mehrere Optionen zu ihrer Ausgestaltung. 
In den Fokus der Strategie könnten demnach zunächst die Materialströme "seltener" bzw. 
"kritischer" Metalle und Baumineralien gestellt werden. Zur Herstellung themenbezogener 
Strategiefähigkeit sollte ein strategisches Zentrum unter effektiver Einbindung von BMU-
Grundsatzreferaten gebildet werden. Zentrale Gestaltungsziele der Strategie könnten in 
langfristiger Perspektive (Zeithorizont 2050) die Reduzierung des Verbrauchs der im Stra-
tegiefokus stehenden Rohstoffe um -50% und die Reduzierung der mit der Rohstoffnutzung 
verbundenen Umweltauswirkungen um -80% darstellen. In mittelfristiger Perspektive (Zeit-
horizont 2030) könnten die Ziele bei einer Verbrauchsreduzierung um -30% und Reduzie-
rung der Umweltbelastungen um -50% liegen. Zur konkreten Zieldefinition ist allerdings ei-
ne Festlegung geeigneter Indikatoren notwendig. Ein weiteres Gestaltungsziel könnten da-
rin liegen, Deutschland zum Technologieführer bei ressourceneffizienten Technologien auf-
zubauen. Ferner könnte ein Einsparziel für Materialkosten der deutschen Wirtschaft aufge-
stellt werden. 
Der Lageanalyse zufolge kann die Strategie nur als gemeinsames Anliegen der Bundesregie-
rung Erfolg versprechend konzipiert werden, da sich die zentralen Ansatzpunkte zur Sen-
kung der Ressourceninanspruchnahme außerhalb der Aktionssphäre des BMU befinden. Fer-
ner wäre eine weitere Aufwertung des Politikfelds innerhalb der BMU-Organisation vorteil-
haft. Die Analyse der strategischen Umwelt ergab eine Vielzahl potenzieller Verbündeter 
des BMU. 




Die Grundausrichtung der Strategie dürfte in der Förderung von Umweltinnovationen vor-
wiegend zur Steuerung der Materialströme von "seltenen" bzw. "kritischen" Metallen und 
Baumineralien bestehen, und zwar zunächst mittels konfliktarmer Politikinstrumente. Da-
bei würde die Strategie auf die win win-Potenziale setzen, die aus der möglichen Material-
kosteneinsparung und Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit deutscher Unternehmen resul-
tiert. Allerdings werden die oben genannten, aus Umweltsicht notwendigerweise sehr am-
bitionierten Gestaltungsziele nicht allein durch inkrementelle Steigerungen der Ressour-
ceneffizienz erreichbar sein. Die erforderliche Initiierung von Systeminnovationen bedürfte 
erheblicher staatlicher Eingriffe mit entsprechendem Konfliktpotenzial und der Gefahr ei-
ner Verwandlung von Verbündeten in Gegner. Weiterführende Ideen zur konkreteren Aus-
richtung der Strategie könnten durch die Entwicklung unterschiedlicher Visionen zur Be-
schaffenheit der deutschen Volkswirtschaft beispielsweise im Jahr 2050 angeregt werden. 
Die Strategie sollte einen innovationsorientierten Instrumentenmix aufweisen, der einen 
regulativen Kern enthält und mit ökonomischen Instrumenten auf die Gefahr von Rebound-
Effekten reagiert. Die Instrumentierung sollte die zentralen Hemmnisse von Materialeffizi-
enz, die im Fokus der Strategie stehenden Materialströme und die wichtigsten Ansatzpunk-
te im Material-Lebenszyklus zielgerichtet adressieren und eine material-, produkt- und 
produktionsbezogene Perspektive aufweisen. Am Beginn der Strategieumsetzung sollten 
vorrangig "sanfte", kooperative und Wissen generierende Instrumente implementiert wer-
den. Die Unvorhersehbarkeit des politischen Prozesses bedingt, dass die genaue Instrumen-
tierung und ihr Timing einschließlich der Nutzung von Gelegenheitfenstern zur früher oder 
später notwendigen Einführung "harter" Instrumente nicht im Vorhinein festgelegt werden 
können. 
Zur horizontalen Integration könnte eine interministerielle Arbeitsgruppe und die Nutzung 
des Staatssekretärsausschusses für nachhaltige Entwicklung beitragen. Zur vertikalen Integ-
ration sind Zielvorgaben an die Bundesländer denkbar. Nahe liegend ist eine Vernetzung 
der Strategie mit der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie. Zentrale nichtstaatliche Akteure 
der Strategieumsetzung und -unterstützung dürften die Gewerkschaften, Interessenver-
bände der Wirtschaft sowie Vertreter der Wissenschaft sein. Vorteilhaft wäre ein regelmä-
ßiges Monitoring der Strategiefortschritte sowie eine externe Evaluation. 
Wichtig erscheint ein "Framing" der Strategieinhalte und -ziele, das sowohl in der Kommu-
nikation im politisch-administrativen Raum als auch gegenüber der Öffentlichkeit die win 
win-Potenziale hervorhebt. Das Zeitmanagement sollte auf die frühzeitige Erkennung mög-
licher "Transitionsfenster" mit der Gelegenheit des Übergangs zu innovativen, ressourcen-
effizienten Technologien abzielen. Auch zur Nutzung und Gestaltung anderer Gelegenheits-
fenster zur Umsetzung von Strategieschritten sollten entsprechende Vorkehrungen getrof-
fen werden. Zum Erreichen kurzfristiger Teil- und Zwischenzielen könnten Aktionspläne 
entwickelt werden. Sektorstrategien beispielsweise für die Bereiche Bauen und Wohnen, 
Metallverarbeitung und Automobilindustrie könnten durch Stakeholderdialoge zu den 
sektorspezifischen Innovationspotenzialen, Risiken und möglichen zukünftigen Krisen sowie 




Lösungsansätzen eingeleitet werden. Auf dieser Grundlage könnten im Sinne des Transition 
Management Innovationsnetzwerke eingerichtet werden und, ausgehend von sektoralen Vi-
sionen und Szenarien, Transitionspfade entwickelt werden. 
Insgesamt konnte somit eine Fülle unterschiedlich konkreter Optionen zur Entwicklung ei-
ner Ressourcenstrategie entwickelt werden. Die vorliegende Arbeit leistet damit einen Bei-
trag zur Konzeptualisierung innovationsorientierter thematischer Umweltstrategien sowie 
zur strategischen Politikberatung im Themenfeld Ressourcenschonung. 
Die Politikwissenschaft setzt sich bislang kaum systematisch mit politischen Strategien im 
Allgemeinen auseinander. Dies gilt für thematische Strategien in besonderer Weise, da die 
Strategieforschung vor allem auf die Arenen Parteien, Wahlkampf und Regierung/Opposi-
tion fokussiert. Eine Auseinandersetzung mit thematischen Umweltstrategien findet noch 
gar nicht statt. Insofern kann die vorliegende Arbeit für sich in Anspruch nehmen, einen 
ersten Beitrag zur Konzeptualisierung innovationsorientierter thematischer Umweltstrate-
gien geleistet zu haben. Aufzuzeigen, wie Strategien dieses Typs aus politikwissenschaftli-
cher Sicht gestaltet sein sollten, ist aufgrund der zunehmenden Bedeutung dieses Steue-
rungsansatzes als wichtige Aufgabe anzusehen. Bedeutung erlangen thematische Strategien 
insbesondere für die Bearbeitung persistenter, politikfeldübergreifender Umweltprobleme. 





Thematische Umweltstrategien zeigen ein erhebliches Potenzial dafür, einen 
Governanceansatz zur effektiven Bearbeitung persistenter Umweltprobleme darzustellen. 
Gegenwärtig schöpfen die beispielsweise vom BMU (mit-) entwickelten Strategien dieses 
Potenzial allerdings bei weitem nicht aus. Seitens der Politikwissenschaft erfolgt bislang 
keine fachliche Unterstützung der Praxis. Grund hierfür dürften nicht zuletzt die weit rei-
chenden Defizite und Leerstellen der politikwissenschaftlichen Strategieforschung sein, die 
in Kapitel 2.1 benannt wurden. 
Um eine fachliche Unterstützung der Strategiepraxis, also strategische Politikberatung, in 
evidenzbasierter Weise leisten zu können, sind die bestehenden Defizite durch entspre-
chende Forschungs- und Entwicklungsvorhaben zu mildern. Forschungsbedarf besteht ins-
besondere: 
• zu den Erfolgsfaktoren thematischer Strategien; 
• zur Eignung der Best Practice von Nachhaltigkeitsstrategien als Vorbild für themati-
sche Umweltstrategien; 
• zu der Frage, wie Ansätze zur Problemcharakterisierung (z.B. Jänicke 2003; Peters 
& Hoornbeek 2004), die auf den Aspekt der geeigneten Instrumentierung abzielen, 
so weiterentwickelt werden können, dass sie auf den Aspekt der geeigneten Strate-
gieentwicklung ausgerichtet werden könnten; 
• zu der Frage, welches interne Wissen kollektiver strategischer Akteure Strategiebe-
ratung benötigt, um effektiv und praxisrelevant zu sein; 
• zur Erfolg versprechenden Gestaltung von Transition Management-Elementen bzw. 
zur Weiterentwicklung des gesamten Ansatzes auf Grundlage der bisherigen Erfah-
rungen. 
Neben diesen Einzelaspekten bedarf es insgesamt einer deutlich intensivierten politikwis-
senschaftlichen Auseinandersetzung mit thematischen Strategien insgesamt. Dabei kommt 
dem Denken der strategischen Akteure und der Berücksichtigung der strategischen Praxis 
zentrale Bedeutung zu. 
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